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Abstract 

Sowohl in Deutschland als auch in anderen europäischen Staaten sind Hasskriminalität und 

Hassreden gegen LGBTIQ*-Personen weit verbreitet. Dieses Arbeitspapier identifiziert politi-

sche Handlungsbedarfe zur Bekämpfung von Hasskriminalität und Hassreden gegen LGB-

TIQ*-Personen in Deutschland und stellt Maßnahmen aus anderen europäischen Staaten vor. 

Die Ergebnisse zeigen, dass es zum einen strafrechtlicher Änderungen bedarf, um Hasskrimi-

nalität gegen LGBTIQ*-Personen effektiver zu bekämpfen, zum anderen müssen nicht-recht-

liche Maßnahmen, zum Beispiel bei der Arbeit und Ausbildung der Polizei, der Justiz und Op-

ferhilfe, umgesetzt werden. Diese Maßnahmen berühren Zuständigkeiten des Bundes sowie 

der Länder, was die Notwendigkeit eines nationalen Aktionsplans unterstreicht, um Politiken 

und Initiativen auf verschiedenen staatlichen Ebenen zu koordinieren. Das Arbeitspapier ist 

Teil einer Veröffentlichungsreihe der Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwick-

lungen in Europa im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland, und leistet einen Beitrag zur 

inhaltlichen Vorbereitung eines deutschen nationalen Aktionsplans zu LGBTIQ*-Rechten, wie 

er als ein Vorhaben der Bundesregierung unter Olaf Scholz in den Koalitionsvertrag 2021–

2025 aufgenommen wurde. 
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1 Einleitung 

Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen ist die massivste Ausdrucksform von Homo- und 

Transfeindlichkeit. In Deutschland sind Gewalttaten, Übergriffe, Anfeindungen, Diskriminierun-

gen und Benachteiligungen gegen LGBTIQ*-Personen sowohl im öffentlichen als auch im pri-

vaten Raum keine Seltenheit. Für die Betroffenen bedeutet das eine erhebliche Belastung 

sowie Einschränkung von Freiheit und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Ziel dieses Arbeitspapiers ist es, notwendige Schritte für die Bekämpfung von Hasskrimina-

lität in Deutschland zu identifizieren. Hierzu wurden insbesondere Forderungen von zivilge-

sellschaftlichen Organisationen und politischen Parteien sowie Handlungsempfehlungen von 

Expert*innen aus Deutschland zusammengetragen und systematisch aufbereitet. Maßnah-

men gegen Hass und Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen werden auch europaweit diskutiert 

und vorangebracht. Deshalb besteht ein weiteres Ziel des Arbeitspapiers darin, Vorhaben und 

bereits umgesetzte Maßnahmen der Europäischen Union, des Europarats und insbesondere 

der Regierungen der europäischen Mitgliedstaaten vorzustellen. Vor dem Hintergrund identi-

fizierter Handlungserfordernisse in Deutschland können diese auch als Lösungsansätze in Be-

tracht gezogen werden. 

Dieses Arbeitspapier ist Teil einer Veröffentlichungsreihe der Beobachtungsstelle für gesell-

schaftspolitische Entwicklungen in Europa zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in 

Deutschland und Europa.1 Die Arbeit der Beobachtungsstelle soll einen Beitrag zur inhaltlichen 

Vorbereitung für die Erstellung eines nationalen Aktionsplans zu den Rechten von LGB-

TIQ*-Personen in Deutschland leisten, auch angesichts der Initiative der Europäischen 

Union (siehe dazu die LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2020–2025 der Europäischen Kom-

mission in Kapitel 2.2.1) sowie der Existenz bereits bestehender Aktionspläne in anderen eu-

ropäischen Staaten2,3. Die Forderung nach einem Aktionsplan in Deutschland wurde seit eini-

gen Jahren von politischen und zivilgesellschaftlichen Akteuren wiederholt vorgebracht.4 Seine 

Erstellung wurde nun als ein Vorhaben der neuen Bundesregierung unter Olaf Scholz in den 

Koalitionsvertrag 2021–2025 aufgenommen: „Um Queerfeindlichkeit entgegenzuwirken, erar-

beiten wir einen ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz und Schutz se-

xueller und geschlechtlicher Vielfalt und setzen ihn finanziell unterlegt um. […] Geschlechts-

spezifische und homosexuellenfeindliche Beweggründe werden wir in den Katalog der Straf-

zumessung des § 46 Abs. 2 StGB explizit aufnehmen. Die Polizeien von Bund und Ländern 

                                                

1
 Alle Veröffentlichungen der Beobachtungsstelle zur Gleichstellung und den Rechten von LGBTIQ*-Personen siehe: 

http://www.beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/schwerpunktthemen/gleichstellung  

2
 Dieses Arbeitspapier geht auf einzelne Nationale Aktionspläne ein. Zur Übersicht Nationaler Aktionspläne in der Europäischen 

Union sowie zur Erstellung nationaler Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen siehe Fußnote 1. 

3
 Berücksichtigt wurden in diesem Arbeitspapier die EU-27 und das Vereinigte Königreich (England, Nordirland). 

4
 Auf der Bundesländerebene existieren Aktionspläne in Deutschland: https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-ha-

ben-Aktionsplaene-gegen-LSBTI-Feindlichkeit. Diese werden jedoch in diesem Arbeitspapier nicht berücksichtigt. 

http://www.beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/schwerpunktthemen/gleichstellung
https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-haben-Aktionsplaene-gegen-LSBTI-Feindlichkeit
https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-haben-Aktionsplaene-gegen-LSBTI-Feindlichkeit
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sollen Hasskriminalität aufgrund des Geschlechts und gegen queere Menschen separat erfas-

sen“ (SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN/FDP 2021: 119).5 Nationale Aktionspläne gelten ne-

ben gesetzlichen Bestimmungen als wichtige Maßnahme zur Sicherung der Rechte und Chan-

cen von LGBTIQ*-Personen und –Familien (siehe ausführlich Wittenius 2022 und zu Regen-

bogenfamilien Lange 2022). 

Zur Definition von LGBTIQ* 

LGBTIQ* ist eine Abkürzung für die Begriffe lesbisch, schwul (im Englischen „gay“), bisexuell, 

trans*, inter* und queer und damit eine Abkürzung für sexuelle Orientierungen6 und ge-

schlechtliche Identitäten7. Trans* bezeichnet Personen, die sich nicht oder nicht nur dem Ge-

schlecht zugehörig fühlen, das ihnen bei Geburt zugewiesen wurde. Inter* bezeichnet Perso-

nen mit Variationen der Geschlechtsmerkmale8. Queer ist ein Sammelbegriff für alle nicht-

heteronormativen9 und nicht-cisgeschlechtlichen Lebensweisen und Identitäten und steht an 

dieser Stelle stellvertretend für diese.10 Das Sternchen * steht für die Vielfalt geschlechtlicher 

und sexueller Verortungen sowie für die „Prozesshaftigkeit und Unabgeschlossenheit von ge-

schlechtlichen Positionierungen“ (Fütty 2019: 17 zit. nach Dionisius 2020: 78).11 

 

Das folgende Arbeitspapier identifiziert politische Handlungserfordernisse zur Bekämpfung 

von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen in Deutschland und stellt Maßnahmen aus an-

deren europäischen Staaten für eine Verbesserung der Situation in Deutschland vor.  

                                                

5
 Da der Koalitionsvertrag der Regierung unter Olaf Scholz nach der inhaltlichen Fertigstellung des Arbeitspapiers veröffentlicht 

wurde, werden die darin vorgesehenen Maßnahmen im Rahmen eines nationalen Aktionsplans und der einzelnen Maßnahmen 

zum Thema Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen in Form eines Ausblicks in Kapitel 10 dargestellt. 

6
 Sexuelle Orientierung ist „die Fähigkeit eines Menschen, sich emotional und sexuell intensiv zu Personen desselben oder 

eines anderen Geschlechts (gender) oder mehr als einen Geschlechts (gender) hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle 

Beziehungen mit ihnen zu führen.“ (HES 2008: 13; Präambel) 

7
 Geschlechtliche Identität ist „das tief empfundene innere und persönliche Gefühl der Zugehörigkeit zu einem Geschlecht 

(gender), das mit dem Geschlecht (sex), das der betroffene Mensch bei seiner Geburt zugewiesen wurde, übereinstimmt oder 

nicht übereinstimmt; […].“ (HES 2008: 13; Präambel) 

8
 Geschlechtsmerkmale sind „physische Eigenschaften eines Menschen bezüglich des Geschlechts, einschließlich Genitalien 

und anderer Teile der geschlechtlichen und reproduktiven Anatomie, Chromosomen, Hormone und der in der Pubertät sich her-

ausbildenden sekundären körperlichen Merkmale.“ (HES 2020: 12; Präambel) 

9
 Heteronormativität bezeichnet „[…] die Normen der Heterosexualität und Zweigeschlechtlichkeit und fasst diese als gesell-

schaftliches Machtverhältnis […]. Cisnormativität ist Teil des heteronormativen Machtverhältnisses und bezeichnet die Norm, sich 

diesseits des bei Geburt zugewiesenen Geschlechts zu verorten.“ (Dionisius 2020: 78) 

„,Cis‘ (lat.) bedeutet „diesseits“ und bezeichnet im Kontext des Begriffs „cisgeschlechtlich“ Personen, deren geschlechtliche Ver-

ortung mit dem Geschlecht übereinstimmt, das ihnen bei Geburt zugewiesen wurde.“ (Dionisius 2020: 80) 

10
 Beispielsweise für nicht-binäre Personen: „Nichtbinär ist […] ein Überbegriff für alle Geschlechter, die nicht rein männlich oder 

rein weiblich sind. […] Ausschlaggebend für die Identität als nichtbinär ist aber nur das eigene Empfinden.“ (Queerulant_in 2019: 

37) 

11
 Sollten im nachfolgenden Text Schreibweisen von LGBTIQ*, trans*, inter* und nicht-binär abweichen, dann wurde diese ab-

weichende Schreibweise vom Ursprungstext übernommen und kontextabhängig verwendet.  
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Kapitel 2 beinhaltet zunächst eine überblickshafte Darstellung des Hintergrunds zum Thema 

einschließlich verschiedener nationaler und internationaler Instrumente in diesem Bereich. Da-

nach werden in Kapitel 3 bis 7 jeweils zu den wichtigsten Themenkomplexen im Bereich Hass-

kriminalität der aktuelle Stand in Deutschland, zivilgesellschaftliche und politische Forderun-

gen aus Deutschland und Maßnahmen aus anderen europäischen Staaten vorgestellt: In Ka-

pitel 3 wird auf den Forschungsstand, einschließlich Daten- und Forschungslücken im Be-

reich Hasskriminalität, eingegangen. In Kapitel 4 wird die Verbesserung der Erfassung und 

Berichterstattung zu Hasskriminalität, in Kapitel 5 die Gesetzeslage zu Hasskriminalität the-

matisiert. In Kapitel 6 wird auf Maßnahmen in Polizei, Justiz und Opferschutz eingegangen 

und in Kapitel 7 auf Präventionsmaßnahmen gegen Hasskriminalität und Hassrede.  

Abschließend werden in einer Zusammenfassung (Kapitel 8) die im Arbeitspapier identifizier-

ten Handlungsbedarfe und dargestellten Maßnahmen aus anderen Staaten strukturiert zusam-

mengefasst. Dabei liegt ein besonderer Fokus auf dem strukturellen Rahmen für die politische 

Bearbeitung der Themen Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen in 

Deutschland. Für die politische Umsetzung wird im Fazit (Kapitel 9) ein zweigeteilter Vorschlag 

gemacht, der zum einen die verschiedenen gesetzlichen Änderungsbedarfe (Kapitel 9.1) im 

Blick hat und zum anderen nicht gesetzgeberische Maßnahmen (Kapitel 9.2) angesichts der 

Vielzahl an Themenfeldern und zuständigen Bundesressorts in Form eines nationalen Akti-

onsplans begleitet. Der Ausblick (Kapitel 10) widmet sich den Vorhaben der neuen Regierung 

und der im Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten festgelegten Vorhaben der Bundesregie-

rung zur Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen. 

Eine Übersicht der in diesem Arbeitspapier recherchierten zivilgesellschaftlichen und politi-

schen Forderungen und alle Forderungen im Wortlaut befinden sich im Anhang.12 Berücksich-

tigt wurden hierbei zum einen Forderungspapiere zivilgesellschaftlicher Organisationen 

(Bundesverband Trans* e. V., Lesben- und Schwulenverband e. V., das Anti-Gewaltprojekt 

MANEO, Deutscher Juristinnenbund e. V., Dachverband Lesben und Alter e. V.), des Paritäti-

schen Gesamtverbandes, der Amadeu Antonio Stiftung und des Deutschen Instituts für Men-

schenrechte, in denen Forderungen zur Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-

Personen geäußert wurden. Weiter wurden Forderungen politischer Parteien einbezogen, 

unter anderem durch Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021, die das Thema Hasskrimi-

nalität gegen LGBTIQ*-Personen beinhalteten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE, Freie 

Demokratische Partei und Sozialdemokratische Partei Deutschlands) und relevante Anträge 

der Bundestagsfraktionen in der 19. Legislaturperiode zum Thema Hasskriminalität (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN, Freie Demokratische Partei). Zudem wurden Stellungnahmen zu diesen 

Anträgen durch unterschiedliche Akteur*innen einbezogen. Die Fraktion aus Christlich Demo-

                                                

12
 Der Schutz von LGBTIQ*-Personen vor gesundheitlich schädlichen Praktiken wie intersexueller Genitalverstümmelung (das 

heißt medizinisch unnötige geschlechtsangleichende Operationen), erzwungene Medikalisierung von trans* Personen (das heißt 

die Einordnung und Behandlung von Transsexualität als medizinische Erkrankung) sowie die Behandlung und Konversionsmaß-

nahmen bei LGBTIQ*-Personen werden in diesem Arbeitspapier nicht abgedeckt. Dennoch stellen diese Maßnahmen eine Ge-

fährdung der Sicherheit von LGBTIQ*-Menschen dar, weshalb diese Aspekte beispielsweise in der EU-LGBTIQ-Gleichstellungs-

strategie 2020–2025 der Europäischen Kommission unter der Säule Sicherheit von LGBTIQ-Menschen verortet sind (EU KOM 

2020: 16f.).  



Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

4 

 

kratischer Union Deutschland und Christlich-Sozialer Union in Bayern wurde aufgrund einzel-

ner Inhalte aus Wahlprüfsteinen berücksichtigt, in den Wahlprogrammen gab es jedoch keine 

Bezüge zum Thema Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen. 
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2 Hintergrund: Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

in Deutschland und Europa 

Wie die Europäische Grundrechteagentur darlegt, werden unter Hasskriminalität oder Hass-

verbrechen körperliche oder verbale Übergriffe auf Personen verstanden, die durch Vorurteile 

gegenüber einem Merkmal einer Person, wie zum Beispiel deren sexueller Orientierung oder 

Geschlechtsidentität, motiviert sind.13 Als Hassrede werden Aufrufe und Anspornung zu Hass, 

Diskriminierung oder Feindseligkeit gegenüber Personen bezeichnet, die ebenso durch Vor-

urteile gegenüber einem Merkmal einer Person, wie zum Beispiel sexuelle Orientierung oder 

Geschlechtsidentität, motiviert sind (FRA 2009: 11). Häufig findet dies online statt.  

Auch in Deutschland sind homo- und transfeindliche Straf- und Gewalttaten, Übergriffe und 

Anfeindungen, Diskriminierungen und Benachteiligungen in ausgeprägtem Maße vorhanden 

und sind in den letzten Jahren stark angestiegen (siehe Kapitel 3.1). Es kann gefährlich sein, 

als LGBTIQ*-Person im öffentlichen Raum erkannt oder dafür gehalten zu werden. Das be-

deutet für die Betroffenen eine erhebliche Einschränkung von Freiheit und Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben und kann massive gesundheitliche Folgen haben. Homo- und transfeindli-

che Gewalt kann nicht nur im öffentlichen Raum stattfinden, sondern auch in der Familie – 

betroffen sind dann oft jugendliche LGBTIQ*-Personen (BMI 2017: 103). 

2.1 Politische Initiativen in Deutschland  

In Deutschland existieren bisher in allen Bundesländern bis auf Bayern Landesaktionspläne 

zu LGBTIQ*-Gleichstellung. Auf Bundesebene nahm der 2017 verabschiedete Nationale Ak-

tionsplan gegen Rassismus das Thema erstmals auf. Ziel war es, Homo- und Transfeind-

lichkeit in „Zusammenhang mit der Prävention und Bekämpfung anderer Erscheinungsformen 

von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in verschiedenen Handlungsfeldern“ in den 

Blick zu nehmen. Dies sollte eine intersektionale Perspektive eröffnen, „die der Vielfalt von 

LSBTI Rechnung trägt und auch Mehrfachdiskriminierungen in den Blick nimmt“ (BMI 2017: 

12). In mehreren Konsultationsverfahren wurden zuvor Anforderungen zivilgesellschaftlicher 

Organisationen, für die LGBTIQ*-Community insbesondere durch den Lesben- und Schwulen-

verband e. V., an den Aktionsplan formuliert.14 Die jeweiligen Forderungen finden sich im Ein-

zelnen in den Themenkapiteln des Arbeitspapiers wieder. 

Im Bereich Bekämpfung von Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen wurde festgehalten, dass  

 ein Bund-Länder-Programm gegen LGBTIQ*-feindliche Gewalt auf den Weg gebracht 

werden soll,  

                                                

13
 Die Definition von Hasskriminalität, die Staaten oder auch andere Akteure zu Grunde legen, kann durchaus variieren. Bei-

spielsweise dahingehend, ob bereits die Einschätzung der betroffenen Person ausreicht, eine Tat als vorurteilsmotiviert und damit 

als Hasskriminalität zu definieren (siehe dazu Kapitel 5.1). 

14
 Beteiligt war Netz gegen Rassismus und ein Netzwerk von LSBTIQ*-Organisationen, das seit Ende 2015 durch den Lesben- 

und Schwulenverband, der Bundesvereinigung Trans* und das Jugendnetzwerk Lambda koordiniert wurde. Das Forum Men-

schenrechte unterstützte diesen Beitrag (BMI 2017: 5).  
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 Forschungslücken im Bereich LGBTIQ*-feindliche Hasskriminalität geschlossen wer-

den sollten,  

 LGBTIQ*-feindliche Motive explizit in gesetzlichen Bestimmungen zu Hasskriminalität 

auftauchen sollten und  

 Schutzkonzepte und Zufluchtsräume speziell für trans- und intergeschlechtliche Men-

schen entwickelt werden sollten, die auch den Bedürfnissen von LGBTIQ*-Personen 

mit Krankheiten oder Behinderungen und LGBTIQ*-Personen of Color Rechnung tra-

gen (LSVD et al. 2017: 103).  

Im Bereich „normwidriges Verhalten der Polizei“ wurde festgehalten:  

 eine Fehlerkultur sollte gestärkt werden,  

 Bundes- und Landespolizeien sollten für eine vorurteils- und diskriminierungsfreie Po-

lizeiarbeit zusätzliches Coaching erhalten,  

 auf Bundes- und Landesebene sollten unabhängige Beschwerdestellen zur Untersu-

chung von polizeilichem Fehlverhalten eingerichtet werden (ebd.: 104).  

Rückblickend wird von einigen zivilgesellschaftlichen Organisationen Kritik am Nationalen Ak-

tionsplan gegen Rassismus geäußert. Der Lesben- und Schwulenverband e. V. kritisiert, dass 

die Erweiterung des Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus auf Homo- und Transfeind-

lichkeit mit wenigen konkreten und verbindlichen Maßnahmen für LGBTIQ* einherging. Bereits 

im Nationalen Aktionsplan selbst fänden sich Anliegen von LGBTIQ*-Personen kaum wieder. 

Auch in der Umsetzung setze sich dies fort. So enthalte der Maßnahmenkatalog zur Bekämp-

fung von Rechtsextremismus und Rassismus vom 25. November 2020 keine Maßnahmen zu 

LGBTIQ* und auch der am 17. Dezember 2020 vom Deutschen Institut für Menschenrechte 

vorgestellte 14. Menschenrechtsbericht an den Bundestag gehe nicht darauf ein, welche Maß-

nahmen für LGBTIQ* aus dem Nationalen Aktionsplan umgesetzt wurden beziehungsweise 

wie er als weiterer Rahmen für die Arbeit der Regierung dienen solle.15  

Im Juni 2021 erfuhren zwei Anträge, von der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN („Hass 

und Hetze gegen LSBTI wirksam bekämpfen“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a)) und der 

Fraktion der Freien Demokratischen Partei („Vielfalt schützen – Homo- und transfeindliche 

Hasskriminalität bekämpfen“ (FDP 2021)), zur Bekämpfung von homo- und transfeindlicher 

Hasskriminalität bei einer Anhörung im Ausschuss für Inneres und Heimat viel Zuspruch von 

Seiten der LGBTIQ*-Community und Expert*innen.16 In ihrem Antrag fordern BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN auch, die LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2020–2025 der Europäischen Kommis-

sion umzusetzen.  

Die Bundesregierung unter Olaf Scholz (2021–2025) hat in ihrem Koalitionsvertrag aus No-

vember 2021 nun angekündigt, einen „ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für 

Akzeptanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt“ (SPD/BÜNDNIS 90/DIE 

                                                

15
 https://www.lsvd.de/de/ct/4250-Homophobie-und-Transfeindlichkeit-werden-beim-Nationalen-Aktionsplan-gegen-Rassismus-

NAP-weiter-ignoriert  

16
 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw23-pa-inneres-lsbti-844444  

https://www.lsvd.de/de/ct/4250-Homophobie-und-Transfeindlichkeit-werden-beim-Nationalen-Aktionsplan-gegen-Rassismus-NAP-weiter-ignoriert
https://www.lsvd.de/de/ct/4250-Homophobie-und-Transfeindlichkeit-werden-beim-Nationalen-Aktionsplan-gegen-Rassismus-NAP-weiter-ignoriert
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw23-pa-inneres-lsbti-844444


Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

7 

 

GRÜNEN/FDP 2021: 119) aufzusetzen (siehe zu einem Ausblick der Vorhaben der Bundes-

regierung Kapitel 10).  

2.2 Politische und rechtliche Instrumente in Europa 

Auf internationaler und europäischer Ebene existieren politische und rechtliche Instrumente, 

die für den Schutz vor Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen von Bedeu-

tung sind. Im Folgenden werden einige wichtige Meilensteine aufgeführt.  

2.2.1 LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2020–2025 

Vor dem Hintergrund der sich verschärfenden politischen Situation in Bezug auf LGBTIQ-

Rechte in einigen EU-Mitgliedstaaten haben die europäischen Institutionen deutlich gemacht, 

dass die Europäische Union die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen in allen Politikberei-

chen fördern wird. Unter dem Titel „Union der Gleichheit“ hat die Europäische Kommission 

2020 erstmalig eine Strategie zur Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020–2025 (EU 

KOM 2020) verabschiedet.  

Die Strategie basiert auf vier Hauptsäulen, von denen die Gewährleistung der Sicherheit von 

LGBTIQ-Personen und damit der Schutz vor Hassdelikten und Hetze eine der Säulen darstellt. 

Die Strategie ist für die Europäische Kommission sowie die Mitgliedstaaten rechtlich nicht ver-

bindlich. Die Europäische Kommission legt darin für die eigene Arbeit Maßnahmen fest und 

empfiehlt Maßnahmen für die Mitgliedstaaten bei deren Umsetzung sie unterstützt. Darunter 

fallen die Themen: 

 Verstärkung des rechtlichen Schutzes für LGBTIQ-Personen vor Hassverbrechen, 

Hassreden und Gewalt,  

 Bekämpfung von Online-Hassreden und Desinformation gegen LGBTIQ,  

 Meldung von Hassverbrechen gegen LGBTIQ und Austausch bewährter Verfahren 

sowie  

 Schutz und Förderung der körperlichen und geistigen Gesundheit von LGBTIQ-

Personen.  

In der Strategie hält die Europäische Kommission fest, die Europäischen Staaten sollen unter 

anderem mit der Bereitstellung von Finanzierungsmöglichkeiten für Initiativen zur Bekämp-

fung von Hassdelikten, Hetze, Gewalt und schädlichen Praktiken gegen LGBTIQ-Personen 

unterstützt werden, vor allem durch das Programm „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, 

Rechte und Werte“17 (siehe zur Förderung aus dem Vorgängerprogramm „Rechte, Gleichstel-

                                                

17
 Das Programm „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ wird über Mittel aus dem mehrjährigen Finanz-

rahmen 2021–2027 finanziert. Es hat den Schutz und die Förderung der in den EU-Verträgen und der Charta der Grundrechte 

verankerten Rechte und Werte zum Ziel. Einer der Aktionsbereiche lautet „Gleichstellung, Rechte und Geschlechtergleichstel-

lung“. Weitere Informationen zum aktuellen Förderprogramm auf der Webseite der Europäischen Kommission: https://ec.eu-

ropa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/citizens-equality-rights-and-values-programme_de. 

https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/citizens-equality-rights-and-values-programme_de
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/citizens-equality-rights-and-values-programme_de
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lung und Unionsbürgerschaft“ (2014–2020) zum Beispiel das Projekt Facts Against Hate, Ka-

pitel 4.3.3) und bei der Förderung der Rechte der Opfer von Straftaten über das Programm 

„Justiz“.  

Die Europäische Kommission will die Mitgliedstaaten dabei unterstützen:  

 bewährte Verfahren zum Schutz vor Hetze und Hassdelikten auszutauschen,  

 ein sicheres und unterstützendes Umfeld für LGBTIQ-Personen zu fördern, die 

Opfer von Straftaten wurden sowie  

 Aus- und Fortbildung sowie Kapazitätsaufbau der Strafverfolgungsbehörden zu 

verbessern.  

2.2.2 Charta der Grundrechte und Europäische Menschenrechtskonvention 

Die LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie baut auf Grundrechten der Europäischen Union bezüg-

lich Gleichheit und Nichtdiskriminierung auf, die maßgeblich in der Charta der Grundrechte 

der Europäischen Union18 begründet sind. Artikel 21 enthält ein allgemeines Diskriminie-

rungsverbot in Bezug auf die sexuelle Ausrichtung. Dieses ist angelehnt an die bereits 1953 

vom Europarat verabschiedete Europäische Menschenrechtskonvention19. Die Europäi-

sche Menschenrechtskonvention legt die Regeln für das Verhalten des Staates gegenüber 

dem einzelnen Menschen fest und bietet Schutz vor staatlicher Willkür. In Artikel 14 ist ein 

allgemeines Diskriminierungsverbot festgehalten.20 Der Schutz vor Hasskriminalität findet sich 

in der Konvention nur indirekt wieder. Neben Artikel 14 sind die Artikel zum Recht auf Leben 

jedes Menschen (Artikel 2), zur Freiheit der Meinungsäußerung (Artikel 10) und zur Versamm-

lungs- und Vereinigungsfreiheit (Artikel 11) relevant.  

2.2.3 Empfehlung des Europarats über Maßnahmen zur Bekämpfung von Dis-

kriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität 

Der Europarat setzt sich an vielen Stellen für die Rechte von LGBTIQ*-Personen ein und hat 

insbesondere mit der 2010 angenommenen Empfehlung CM/Rec(2010)5 über Maßnahmen 

zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder Ge-

schlechtsidentität21 einen Referenzrahmen für den Schutz vor Hasskriminalität gegen LGBT-

Personen geschaffen. Die Empfehlung ist das erste internationale Abkommen zwischen Re-

gierungen, das sich mit der Diskriminierung von LGBT-Personen in Europa befasst. Seit ihrer 

                                                

18
 „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“ – GRC – vom 7. Dezember 2000, ABl.EU vom 30.3.2010, C 83/389: 

https://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf.  

19
 Die Europäische Menschenrechtskonvention in der Fassung der Protokolle Nr. 11, 14 und 15 samt Zusatzprotokoll und Proto-

kolle Nr. 1, 4, 6, 7, 12, 13 und 16: https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf.  

20
 Sexuelle Orientierung wird nicht explizit genannt. Nach ständiger Rechtsprechung gilt aber, dass auch die sexuelle Orientierung 

unter das Diskriminierungsverbot fällt. 

21
 Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund 

von sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität: https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?Objec-

tID=09000016804c2c2f.  

https://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/convention_deu.pdf
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016804c2c2f
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016804c2c2f
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Verabschiedung dient sie als Bezugsrahmen für Staaten und die Zivilgesellschaft gleicherma-

ßen. Die einzelnen Empfehlungen für die Mitgliedstaaten umfassen elf Bereiche, der erste 

bezieht sich auf das Recht auf Leben, Sicherheit und Schutz vor Gewalt. Hier werden die 

Themen „Kriminalität aus Hass” und andere „hassmotivierte Vorfälle" (Punkt 1–5) sowie „Hass-

rede“ (Punkt 6–8) genannt.  

2.2.4 Yogyakarta-Prinzipien 

2007 haben Menschenrechtsexpert*innen die sogenannten Yogyakarta-Prinzipien erarbei-

tet, die die bestehenden internationalen Menschenrechtsabkommen bezüglich sexueller Ori-

entierung und geschlechtlicher Identität anhand von 29 Prinzipien auslegen und spezifizieren. 

Sie sind zwar nicht rechtsverbindlich, können aber bei der Auslegung verbindlicher menschen-

rechtlicher Normen Berücksichtigung finden. 2017 erfolgte eine Ergänzung um neun weitere 

Prinzipien sowie ihre Präzisierung in Bezug auf Geschlechtsausdruck22 und Geschlechtsmerk-

male („Yogyakarta-Prinzipien plus 10“). Die insgesamt 38 Prinzipien werden als erste syste-

matische Gesamtschau auf die Menschenrechtsgewährleistung für LGBTI-Menschen angese-

hen (HES 2020: 8; HES 2008: 7). Prinzip 5 beinhaltet das Recht auf persönliche Sicherheit. 

Staaten müssen danach: 

 „alle erforderlichen polizeilichen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um Schutz vor 

jeglicher Form von Gewalt und Übergriffen im Zusammenhang mit der sexuellen 

Orientierung und geschlechtlichen Identität zu gewährleisten und diese zu verhindern;  

 alle erforderlichen gesetzgeberischen Schritte ergreifen, damit in Fällen von Gewalt, 

der Androhung von Gewalt, Aufrufen zur Gewalt sowie von entsprechenden Übergrif-

fen aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität einer Person 

oder Gruppe von Personen in allen Lebensbereichen einschließlich der Familie ange-

messene Strafen verhängt werden; 

 alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen er-

greifen, um sicherzustellen, dass die sexuelle Orientierung bzw. die geschlechtliche 

Identität des Opfers nicht zur Rechtfertigung, Entschuldigung oder Verharmlosung 

solcher Gewalttaten herangezogen werden darf; 

 dafür sorgen, dass diese Gewalttaten sorgfältig untersucht und bei entsprechender 

Beweislage die Verantwortlichen strafrechtlich verfolgt, vor Gericht gestellt und 

angemessen bestraft werden; darüber hinaus müssen die Staaten den Opfern ange-

messene Rechtsmittel und Wiedergutmachung verschaffen, einschließlich des An-

spruchs auf Schadensersatz; 

 Sensibilisierungskampagnen durchführen, die sich an die Allgemeinheit sowie an 

tatsächliche und potenzielle Gewalttäter richten, um die Vorurteile zu bekämpfen, die 

                                                

22
 Unter Geschlechtsausdruck wird die „Darstellung der Geschlechtlichkeit eines Menschen im physischen Erscheinungsbild – 

einschließlich Kleidung, Frisur, Modeaccessoires und Kosmetik – sowie mittels Eigenarten, Sprechweise, Verhaltensmuster, Na-

men und Anrede“ (HES 2020: 12; Präambel) verstanden, die „mit der geschlechtlichen Identität eines Menschen übereinstimmen 

kann, aber nicht notwendigerweise muss“ (ebd.). Geschlechtsausdruck ist Teil der Definition von Geschlechtsidentität. 
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Gewalttaten aufgrund der sexuellen Orientierung oder der geschlechtlichen Identität 

einer Person zugrunde liegen.“ (HES 2008: 18f.) 

2.3 Rainbow Index als Vergleichsinstrument auf europäischer 
Ebene 

Mit dem Rainbow Index23 hat die zivilgesellschaftliche Organisation European Region of the 

International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex Association (ILGA-Europe) ein 

laufend aktualisierbares Vergleichsinstrument aufgebaut, das 49 Staaten24 hinsichtlich ihrer 

Gleichstellungsgesetze und -politik für LGBTIQ*-Personen auf einer Skala zwischen null Pro-

zent (schwere Menschenrechtsverletzungen, Diskriminierung) und 100 Prozent (Achtung der 

Menschenrechte, volle Gleichberechtigung) bewertet. 

Eine der sechs im Rainbow Index berücksichtigten Kategorien bezieht sich dabei explizit auf 

Hasskriminalität und Hassrede. Darunter fallen acht Kriterien25, die in Tabelle 1 dargestellt 

sind. Der für die Kategorie Hasskriminalität und Hassrede ermittelte Skalenwert der Staaten 

ist auch in Tabelle 1 dargestellt. Malta erreicht mit 100 Prozent mit Abstand den höchsten und 

maximalen Wert. Danach folgen Dänemark und Luxemburg mit 88 beziehungsweise 87 Pro-

zent. Deutschland erreicht 22 Prozent. Fünf Staaten (Bulgarien, Italien, Lettland, Polen, Tsche-

chische Republik) werden mit null Prozent bewertet. 

 

                                                

23
 https://rainbow-europe.org/  

24
 Diese sind die 47 Mitgliedstaaten des Europarats sowie Kosovo und Weißrussland: https://www.coe.int/de/web/portal/47-mem-

bers-states.  

25
 Ausführlicher Kriterienkatalog mit Definitionen: https://rainbow-europe.org/about. 

https://www.rainbow-europe.org/
https://rainbow-europe.org/
https://www.coe.int/de/web/portal/47-members-states
https://www.coe.int/de/web/portal/47-members-states
https://rainbow-europe.org/about
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Tabelle 1: Übersicht Rainbow Index 2021 zu Hasskriminalität und Hassrede  

EU-Mitgliedstaa-
ten 

Gesetzesrahmen 
Hasskriminalität 
(sexuelle Orien-
tierung) 

Gesetzesrahmen 
Hassrede (sexu-
elle Orientierung) 

Politische Maß-
nahmen gegen 
Hass (Ge-
schlechtsidenti-
tät) 

Gesetzesrahmen 
Hasskriminalität 
(Geschlechtsi-
dentität) 

Gesetzesrahmen 
Hassrede (Ge-
schlechtsidenti-
tät) 

Politische Maß-
nahmen gegen 
Hass (Ge-
schlechtsidenti-
tät) 

Gesetzesrahmen 
Hasskriminalität 
(Intersexualität) 

Politische Maß-
nahmen gegen 
Hass (Intersexu-
alität) 

Rainbow Index 
Hasskriminalität 
und Hassrede 
(gesamt) 

Belgien O O   O    38 % 

Bulgarien         0 % 

Dänemark O O O   O   88 % 

Deutschland   X   X  X 22 % 

Estland  O       13 % 

Finnland O O  O O    51 % 

Frankreich O O  O O    51 % 

Griechenland O O  O O  O  75 % 

Irland  O O   O   37 % 

Italien         0 % 

Kroatien O O  O O    51 % 

Lettland         0 % 

Litauen O O       26 % 

Luxemburg O O O O O O   87 % 

Malta O O O O O O O O 100 % 

Niederlande  O       13 % 

Österreich O O       26 % 

Polen         0 % 

Portugal O O  O O    51 % 

Rumänien O        13 % 

Schweden O O  O O    51 % 

Slowakei O O       26 % 

Slowenien  O       13 % 

Spanien O O O O O X X  55 % 

Tschechien         0 % 

Ungarn O O  O O    51 % 

Zypern O O  O O    51 % 

Quelle: https://rainbow-europe.org/#1/8693/0 (Stand: 2. November 2021), X = in einigen Bundesländern (Deutschland)/in einigen Regionen (Spanien), eigene Darstellung

https://rainbow-europe.org/#1/8693/0
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Von den acht Kriterien zu Hasskriminalität und Hassrede beziehen sich fünf jeweils auf die 

Inklusivität der Gesetze gegen Hasskriminalität und Hassrede bezüglich sexueller Orientie-

rung, Geschlechtsidentität und Intersexualität (im Folgenden Geschlechtsmerkmale) (siehe 

Kapitel 5.5). Drei weitere Kriterien bilden grundlegend ab, ob nationale Strategien gegen Hass-

kriminalität und Hassrede die Merkmale sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Ge-

schlechtsmerkmale berücksichtigen. Hier wird darauf verwiesen, dass nur langfristige Maß-

nahmen, die in einem Rahmen aus staatlichen Akteuren stattfinden, berücksichtigt werden.  

Tabelle 2: Rainbow Index: Politische Maßnahmen gegen Hass, berücksichtigte Merkmale 

Sexuelle  

Orientierung 

Geschlechts- 

identität 

Geschlechts- 

merkmale 

Keines der Merk-

male berücksichtigt  

Dänemark, Irland, Luxemburg, Spanien26  

Deutschland27, Malta   

 Belgien, Bulgarien, 

Estland, Finnland, 

Frankreich, Grie-

chenland, Italien, 

Kroatien, Lettland, 

Litauen, Nieder-

lande, Österreich, 

Polen, Portugal, Ru-

mänien, Schweden, 

Slowakei, Slowe-

nien, Tschechische 

Republik, Ungarn, 

Zypern 

Quelle: Webseite Rainbow Map (veröffentlicht: 17. Mai 2021, Zugriff: 2. November 2021)
28

, eigene Darstellung 

 

Der Rainbow Index ist ein wichtiges Vergleichsinstrument für eine allgemeine Einschätzung 

der Berücksichtigung von Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen in politi-

schen Strategien und den Stand der rechtlichen Lage zu Hasskriminalität und Hassrede gegen 

LGBTIQ*-Personen in der Europäischen Union. Es fehlen jedoch auch wichtige Kriterien im 

                                                

26
 In einigen Regionen  

27
 In einigen Bundesländern  

28
 https://rainbow-europe.org/#1/8693/0  

https://rainbow-europe.org/#1/8693/0
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Themenfeld wie beispielsweise die Erfassung von Hasskriminalität (siehe Kapitel 4) und Maß-

nahmen in Polizei, Justiz und Opferschutz (siehe Kapitel 6), die in diesem Arbeitspapier er-

gänzend berücksichtigt und eingeordnet werden. 

Worin die Handlungserfordernisse im Bereich Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-

Personen in Deutschland genau bestehen, welche Forderungen von zivilgesellschaftlichen Or-

ganisationen, Parteien und weiteren Akteuren formuliert werden und welche Lösungsansätze 

andere europäische Staaten für diese Probleme gefunden haben, wird in den nachfolgenden 

Kapiteln 3 bis 7 erörtert und konkretisiert. In Kapitel 8 erfolgt eine Zusammenfassung dieser 

Kapitel.  
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3 Erweiterung des Forschungsstandes und Schließen von 

Forschungslücken zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Per-

sonen  

3.1 Problemlage und Handlungserfordernis 

Die offiziellen polizeilichen Daten zu Hasskriminalität werden in Deutschland im Kriminalpoli-

zeilichen Meldedienst Politisch motivierte Kriminalität erfasst und in der Statistik zur Politisch 

motivierten Kriminalität durch das Bundesinnenministerium veröffentlicht (siehe zum Ver-

fahren, der Kategorisierung und der Aussagekraft der Statistik Kapitel 4). Die Statistik zu Poli-

tisch motivierter Kriminalität zeigt die amtlichen Zahlen zu Hasskriminalität und damit das Hell-

feld beziehungsweise die Hellziffer im Vergleich zu den nicht offiziell bekannten Fällen, dem 

Dunkelfeld beziehungsweise der Dunkelziffer.  

Laut Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität 2020 wurden insgesamt 204 Straftaten dem 

Unterthemenfeld „Geschlecht/Sexuelle Identität“29 zugeordnet. Bei den dort registrierten 40 

Gewaltdelikten handelte es sich in 35 Fällen um Körperverletzungen. Da die Kategorie 2020 

neu eingeführt wurde, können keine Vergleiche zum Vorjahr gemacht werden. Im Unterthe-

menfeld „Sexuelle Orientierung", das seit 2001 besteht, wurden 2020 578 homofeindlich mo-

tivierte Straftaten, davon 114 Gewaltdelikte, mit 109 Körperverletzungen registriert. Die Zahl 

zum Vorjahr ist etwa gleichgeblieben (576) (BMI 2021: 7f).30 

Im Verlauf über die letzten Jahre zeigt sich in der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität 

ein deutlicher Zuwachs an Fallzahlen zu homo- und transfeindlich31 motivierten Taten: 2001 

wurden 48 Fälle erfasst, 2019 567 Fälle. Das entspricht einer Erhöhung um fast das 12-fache. 

Davon waren 2001 10 Fälle Gewaltdelikte, 2019 151 Fälle (BMI 2021). Es muss davon aus-

gegangen werden, dass sich in dem deutlich ansteigenden Fallaufkommen auch die Anstren-

gungen von Polizei, Staatsanwaltschaft und Opferhilfe-Einrichtungen zur besseren Ausleuch-

tung des Dunkelfelds niederschlagen (Lüter et al. 2020: 44). 

Die polizeiliche Statistik erfasst stark überwiegend Fälle von männlichen* Betroffenen. In Berlin 

sind beispielsweise 83 Prozent der von Hasskriminalität gegen die sexuelle Orientierung 

und/oder sexuelle Identität Betroffenen zwischen 2010 und 2018 männlich* (Lüter et al. 2020: 

48). 

                                                

29
 Zur Diskussion der Bezeichnung der Kategorie „Geschlecht/Sexuelle Identität“ siehe Kapitel 5. 

30
 Die Zahl zu Hasskriminalität aufgrund der sexuellen Orientierung aus 2019 enthält mitunter jedoch auch Fälle transfeindlicher 

Hasskriminalität, da die Kategorie „Geschlecht/Sexuelle Identität“ erst 2020 eingeführt wurde und entsprechende Fälle gegebe-

nenfalls bisweilen dort verortet wurden. Zudem merkt das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat an, dass Straftaten 

in mehreren Themenfeldern verortet werden können, sodass ein Vorfall entsprechend in der Kategorie „sexuelle Orientierung“ 

und „Geschlecht/sexuelle Identität“ eingeordnet werden kann. Um Hasskriminalität gegen LGBTIQ* abschätzen zu können, kön-

nen die Fälle aus beiden Kategorien entsprechend nicht ohne weiteres addiert werden.  

31
 Bis 2020 existierte nur die Kategorie „sexuelle Orientierung“. Es ist aber anzunehmen, dass auch einige Fälle transfeindlicher 

Kriminalität darin bereits erfasst wurden.  
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Viele betroffene LGBTIQ*-Personen, die Hasskriminalität erlebt haben, melden diese nicht bei 

den Behörden, was zu einem großen Dunkelfeld an nicht bekannten Taten führt. Das Dun-

kelfeld in Deutschland wird von Verantwortlichen beim Verband lesbischer und schwuler Poli-

zeibediensteter auf 80 bis 90 Prozent geschätzt.32 Diese Schätzung deckt sich in etwa mit den 

Ergebnissen der Befragung der Europäischen Grundrechteagentur aus 2020: Danach berich-

teten nur 13 Prozent der Befragten in Deutschland, dass sie den letzten LGBTI-feindlichen 

Vorfall körperlicher oder sexueller Gewalt der Polizei gemeldet hätten (FRA 2020: 48). 23 Pro-

zent derjenigen, die den Vorfall nicht der Polizei gemeldet hatten, gaben als Grund Angst vor 

homo- oder transfeindlichen Reaktionen der Polizei an. Auch die Befürchtung, die Anzeige 

könne nichts bewirken, war ein häufig genannter Grund (FRA 2020: 49). Unter anderem das 

Berliner Monitoring trans- und homophobe Gewalt betont zudem, dass viele Betroffene die 

Vorfälle bereits zu ihren Alltagserfahrungen zählten und entsprechend bereits daran „gewöhnt“ 

seien (Lüter et al. 2020: 36f).  

Auch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz, ein vom Europarat initi-

iertes unabhängiges Gremium, das sich mit der Einhaltung der Menschenrechte und Fragen 

von Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Intoleranz und Rassismus beschäftigt, stellt in ih-

rem sechsten Bericht zu Deutschland fest, dass die Statistiken der Zivilgesellschaft ein deutlich 

höheres Ausmaß an Hasskriminalität zeigen als die offiziellen Zahlen nach der Statistik zu 

Politisch motivierter Kriminalität, was für ein großes Dunkelfeld an nicht gemeldeten Fällen 

spricht (ECRI 2020: Ziffer 58). Als zivilgesellschaftliche Organisation erhebt beispielsweise 

MANEO, eine Berliner Beratungsstelle zu Gewalt gegen schwule Männer, Vorfälle von Gewalt 

gegen LGBT*-Personen in Berlin. 928 Hinweise auf Gewalttaten wurden für 2020 bearbeitet, 

510 Fälle wurden aufgrund deutlicher Hinweise auf einen homo- oder transfeindlichen Hinter-

grund registriert, davon kamen 395 Meldungen über die Berliner Polizei (angezeigte Fälle) und 

115 Fälle über Betroffene und andere Organisationen (MANEO 2020: 25, 117). Auch der Les-

ben- und Schwulenverband e. V. sammelt in Deutschland Vorfälle von Gewalt gegen LGBTI-

Personen aus Meldungen in den Nachrichten für die Jahre 2020 bis 2021.33 

Eine Möglichkeit das Dunkelfeld an nicht gemeldeten Straftaten abzuschätzen, sind repräsen-

tative Befragungen der Bevölkerung im Sinne von Dunkelfeldbefragungen. In der Dunkel-

feldbefragung Sicherheit und Kriminalität in Deutschland des Bundeskriminalamts und der 

Polizeien der Länder, werden Kriminalitätsfurcht und Einstellungen zur Polizei abgefragt, um 

das Kriminalitätsaufkommen, Anzeigeverhalten, Sicherheitsempfinden und Erkenntnisse zur 

Bewertung der Arbeit der Polizei zu erhalten. Bei Befragten, die tatsächlich eine Straftat erlebt 

haben, werden auch die vermuteten Gründe für die Straftat abgefragt und eine Beurteilung der 

Arbeit der Polizei.34 Auf Nachfrage zur Berücksichtigung von homo- und transfeindlicher Ge-

walt in der Erhebung wurde berichtet, die von körperlichen Angriffen betroffenen Personen 

würden gefragt, ob sie vermuteten, dass die Angriffe aufgrund von Vorurteilen gegenüber einer 

                                                

32
 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw23-pa-inneres-lsbti-844444  

33
 https://www.lsvd.de/de/ct/3958-Alltag-Homophobe-und-transfeindliche-Gewaltvorfaelle-in-Deutschland  

34
 https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Forschung/ForschungsprojekteUndErgebnisse/Dunkelfeld-

forschung/SKiD/skid_node.html;jsessionid=FF5F19F8A3FDDA305883DD0DDD94BF64.live2291  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw23-pa-inneres-lsbti-844444
https://www.lsvd.de/de/ct/3958-Alltag-Homophobe-und-transfeindliche-Gewaltvorfaelle-in-Deutschland
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Forschung/ForschungsprojekteUndErgebnisse/Dunkelfeldforschung/SKiD/skid_node.html;jsessionid=FF5F19F8A3FDDA305883DD0DDD94BF64.live2291
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Forschung/ForschungsprojekteUndErgebnisse/Dunkelfeldforschung/SKiD/skid_node.html;jsessionid=FF5F19F8A3FDDA305883DD0DDD94BF64.live2291
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bestimmten Gruppe geschehen seien, der die betroffene Person angehöre. Anhand einer Liste 

werde die Art der Vorurteile abgefragt, welche die Kategorien „sexuelle Orientierung“ und „Ge-

schlecht oder geschlechtliche Identität“ enthielten. Insofern könne zwar vermutet werden, dass 

es sich bei den meisten Fällen in der Kategorie „sexuelle Orientierung“ um LGBTIQ*-Personen 

handle, mit Sicherheit ließe sich das aber nicht sagen. Die Kategorie „Geschlecht oder ge-

schlechtliche Identität“ enthalte entsprechend auch frauenfeindlich motivierte Taten (gegen 

cisgeschlechtliche Frauen). Da die Auswertung der Daten aktuell läuft, wurden bislang noch 

keine Ergebnisse veröffentlicht. 

Eine zentrale Datengrundlage zur Abschätzung des Dunkelfeldes von Diskriminierung und 

Hass- und Gewalttaten gegen LGBTI-Personen in Europa stellen die bereits erwähnten Stu-

dienergebnisse der Europäischen Grundrechteagentur dar. 2012 und 2019 hat die Europäi-

schen Grundrechteagentur die Erfahrungen von LGBTI-Personen in ihrer Studie „A Long way 

to go for LGBTI equality“ abgefragt (FRA 2020).35 Die Untersuchungsergebnisse für Deutsch-

land zeigen, dass 13 Prozent der befragten LGBTI-Personen angaben, in den letzten fünf Jah-

ren physische oder sexuelle Gewalt erlebt zu haben, weil sie LGBTI-Personen sind. Bei der 

Frage nach Belästigung innerhalb des letzten Jahres gaben 36 Prozent an, davon betroffen 

gewesen zu sein (FRA 2020: 40, 44).  

Einem besonders hohen Risiko sind trans* und inter* Menschen ausgesetzt und mehrfach-

diskriminierte Personen wie zum Beispiel LGBTIQ*-Personen of Color (FRA 2020: 40). Nach 

Ergebnissen der Europäischen Grundrechteagentur gaben 58 Prozent der befragten deut-

schen trans* Personen an, in den letzten zwölf Monaten Diskriminierungen oder Gewalt erlebt 

zu haben (FRA 2014: 27). Das erhöhte Risiko zeigen auch Studien zu (Mehrfach-)Diskriminie-

rungserfahrungen von lesbischen und bisexuellen Frauen und trans* Personen36, zum Beispiel 

von der Lesbenberatung Berlin und LesMigraS aus 2013 (LesMigraS 2013). Bei einem Ver-

gleich zwischen lesbischen, bisexuellen und trans* Personen of Color und der Gesamtpopu-

lation der Befragung (lesbische, bisexuelle und trans* Personen) gaben 25 Prozent der Per-

sonen of Color an, mindestens einmal körperlich angegriffen worden zu sein, in der Gesamt-

population waren es nur sechs Prozent (LesMigraS 2013: 114). Etwa ein Drittel der Befragten 

lesbischen, bisexuellen und trans* Personen gaben an, dass ihre erfahrenen Diskriminierun-

gen aufgrund der lesbischen/bisexuellen Lebensweise/Orientierung und ihrer Hautfarbe/Haare 

sowie der (angeblichen) ethnischen/kulturellen Zugehörigkeit untrennbar miteinander ver-

knüpft seien (LesMigraS 2013: 103). Die im Rahmen der Statistik zu Politisch motivierter Kri-

minalität registrierten Fälle von Mehrfachdiskriminierung (Hellfeld), bilden dies nicht annähernd 

ab: Über die zentrale Fallzahlendatei „Lageauswertung Politisch motivierte Straftaten“ lässt 

                                                

35
 Die Befragung von 2019 umfasste erstmals auch intergeschlechtliche Personen und insgesamt etwa 140.000 Personen aus 

Europa ab 15 Jahren. Die publizierten Daten sind meist bereits aggregiert, aber über den Datenexplorer der Europäischen Grund-

rechteagentur können auch einzelne Gruppen, wie lesbische oder bisexuelle Frauen, ausgewählt werden. Jedoch kann nur nach 

trans* Personen differenziert werden, nicht nach trans* Mann oder trans* Frau. Gleiches gilt für intergeschlechtliche Personen. 

Auf Basis dieser Daten erstellte die Eurocentralasian Lesbian* Community eine Studie und erweiterte diese um weitere verfügbare 

Studien zu lesbischen Frauen in Europa (EL*C 2020). Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend förderte 

die Studie. 

36
 Das Trans Murder Monitoring sammelt weltweit Daten zu ermordeten trans* Personen. In Deutschland wurde in den letzten 

Jahren allerdings kein Mord an einer trans* Personen verzeichnet: https://tgeu.org/tmm/.  

https://tgeu.org/tmm/
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sich ermitteln, dass zwischen 2010 und 2019 nur 118 Straftaten zugleich in den Themenfel-

dern „sexuelle Orientierung“ und „Rassismus“ registriert waren, davon sechs Gewalttaten 

(Bundesregierung 2021: 135).  

Die Forschung und Beachtung von lesbenfeindlicher Gewalt sowohl in Deutschland (unter 

anderem Schmidt 2020) als auch international (unter anderem Bolter 2021) wird an unter-

schiedlicher Stelle als unzureichend hervorgehoben. Die dazu verfügbaren Forschungspro-

jekte im deutschen Raum kommen zu dem Ergebnis, dass Diskriminierung und Gewalt zum 

Alltag von lesbischen Frauen gehöre, dass diese Tatsache jedoch von der Öffentlichkeit wei-

testgehend unbeachtet bliebe. Tatsächlich spielt lesbenfeindliche Gewalt auch in den meisten 

Statistiken zu Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen bisher eher eine geringe Rolle (siehe zum 

Beispiel die Zahlen der polizeilichen Statistik in Berlin Kapitel 3.1). Es wird jedoch vermutet, 

dass dies nicht mit einer entsprechend niedrigen Prävalenz zusammenhänge, sondern andere 

Gründe habe, unter anderem auch, die Überschneidung zu geschlechtsbezogener Gewalt ge-

gen Frauen (siehe für weitere Ausführungen auch Lüter et al. 2020: 115ff.). 

Einige Studien aus Deutschland zeigen weiter die gesundheitlichen Folgen von Diskriminie-

rungs- und Gewalterfahrungen für LGBTIQ*-Personen (unter anderem Kasprowski 2021): 

Diese sind in Deutschland fast dreimal häufiger von Depressionen und Burnout betroffen als 

die restliche Bevölkerung. 40 Prozent der trans* Personen leiden unter Angststörungen. Der 

Anteil von LGBTIQ*-Personen mit Herzkrankheiten, Asthma und chronischen Rückenschmer-

zen ist weitaus höher als in der restlichen Bevölkerung (Kasprowski 2021).37 Auch in der Ge-

sundheitsberichterstattung des Bundes, getragen von Robert-Koch-Institut und Destatis, wird 

dies bestätigt (Pöge et al. 2020): Es zeigt sich, dass LGBTI-Personen durchschnittlich einen 

schlechteren Gesundheitszustand aufweisen. Ein wichtiger Aspekt sind hier Barrieren bei der 

Inanspruchnahme der gesundheitlichen Versorgung, wie etwa erwartete Diskriminierungser-

fahrungen bei Ärzt*innen. Als sehr wahrscheinlich gilt auch, dass sich die Antizipation von 

Ablehnung und Anfeindung und ständige Wachsamkeit negativ auf die psychische und auch 

körperliche Gesundheit auswirken (Kasprowski 2021).  

Die gesundheitlichen Folgen reichen bis hin zu einem höheren Suizidrisiko, auch bei jugend-

lichen LGBTIQ*-Personen (Plöderl 2016).38 Unter anderem die vom Bundesministerium für 

Familie, Senioren Frauen und Jugend geförderte Studie „Coming-out .. . und dann?! Coming-

out-Verläufe und Diskriminierungserfahrungen von lesbischen, schwulen, bisexuellen und 

trans* Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Deutschland“ (Krell/Oldermeier 2017) bestä-

tigt, dass die Akzeptanz für LGBTIQ*-Personen immer noch keine Selbstverständlichkeit ist, 

auch nicht bei jungen Menschen.  

                                                

37
 Zur Stärkung der Dateninfrastruktur in diesem Bereich wurde 2019 das Sozio-oekonomische Panel um eine Zufallsstichprobe 

von Haushalten, in denen LGBTIQ*-Personen leben, erweitert (Projekt „Ergänzung der Dateninfrastruktur des Sozio-oekonomi-

sche Panel um eine Stichprobe von Lesben, Schwulen und Bisexuellen“ und Projekt „Geschlechter- und sexuelle Diversität im 

Fokus: Teilhabe und Vielfalt der Lebensformen“). 

38
 Nach einer Meta-Analyse wird das Suizidrisiko von Jugendlichen LGB Jugendlichen auf 2-4-fach (im Vergleich zu nicht-LGB 

Jugendlichen) erhöht geschätzt (Plöderl 2016: 8 nach Marshal et. al 2011). 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.745519.de/personen/kasprowski__david.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.745519.de/personen/kasprowski__david.html
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Auch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat Daten zur Situation von LGBTIQ*-Per-

sonen erhoben. 2017 hat sie eine Betroffenenbefragung zu Diskriminierungserfahrungen auf-

grund der sexuellen Identität durchgeführt (Kalkum/Otto 2017). Besonders häufig berichteten 

die Befragten von Diskriminierung in Form von Belästigungen. Hierzu zählt, dass Personen 

herabwürdigend dargestellt, beleidigt, ausgelacht oder ausgegrenzt wurden. Weiter berichte-

ten die Befragten von körperlichen oder sexualisierten Übergriffen. Viele berichteten von einer 

gefühlten Unsicherheit. Eine solche antizipierte Diskriminierung kann bereits konkrete nega-

tive Auswirkungen auf das Leben von Menschen haben.  

Auch die 2014 eingerichtete Interministerielle Arbeitsgruppe „Inter und Transsexualität“ 

hat sich explizit mit dem Abbau von Diskriminierung und Inter- und Transfeindlichkeit beschäf-

tigt und dazu Forschung und Expertise zusammengetragen (BMFSFJ 2017: 28). Hinsichtlich 

bestehender Forschungslücken stellt sie fest, dass es trotz der wachsenden Zahl an Veröf-

fentlichungen und Daten im Bereich Geschlechtsidentität und Variationen der Geschlechts-

merkmale einen großen Bedarf nach weiteren Erkenntnissen gäbe. Unter anderem bestehe 

der Bedarf nach partizipativer Forschung im Bereich Gesundheit und Gesundheitsversorgung 

von erwachsenen inter* Personen, von Kindern, die nicht binär aufwachsen sowie zu Diskri-

minierung und Transfeindlichkeit und zur menschenrechtlichen Situation von trans* und inter* 

Personen.  

 

Handlungserfordernis für Deutschland 

Bestehende Untersuchungen zu Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen legen nahe, dass für 

diese Gruppe ein höheres Risiko besteht, von gewalttätigen Attacken betroffen zu sein als 

für den Bevölkerungsdurchschnitt.  

Amtliche Statistiken bilden das Ausmaß des Problems nur unzureichend ab, da viele Be-

troffene die Taten nicht melden und daher nicht in den amtlichen Statistiken der Polizei er-

scheinen. Dunkelfeldstudien kommen dementsprechend eine große Bedeutung zu. Neben 

einem großen noch unzureichend erforschten Dunkelfeld besteht Bedarf bei der Erfor-

schung von Gewalt gegenüber bestimmten Zielgruppen, so zum Beispiel bei lesbenfeindli-

cher Gewalt, Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen of Color, trans* und inter* Personen.  

3.2 Forderungen und Lösungsansätze 

Gefordert wird mehr Forschung zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen und insbeson-

dere zu Ausmaß, Erscheinungsformen, Ursachen, Folgen und Umgang mit Hasskrimi-

nalität durch Behörden und Justiz (LSVD et al. 2017 und 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

2021a, DIE LINKE 2021). Auch die Gründe für das Nichtmelden von Straftaten werden als 

unzureichend erforscht angesehen (DIMR 2019). Die Forschung müsse insbesondere auch 

intersektional aufgestellt werden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019, DIE LINKE 2021). Ex-

pert*innen aus der LGBTIQ*-Community sollten hinzugezogen werden, um letztendlich auf 



Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

19 

 

Basis der Erkenntnisse Gegenstrategien mitzuentwickeln (ebd.). Die Ausweitung der For-

schung solle Teil eines Bund-Länder-Programms gegen LGBTIQ*-feindliche Gewalt sein 

(LSVD 2021).  

3.3 Einblicke in andere europäische Staaten 

In Belgien werden Daten- und Informationsquellen, wie Studien und Erhebungen, zu Diskrimi-

nierung, einschließlich zu Hasskriminalität und Hassrede, in einem Daten-Hub zusammenge-

tragen. Dabei wurden auf europäischer Ebene erarbeitete Leitlinien und Tools für den Aufbau 

des Daten-Hubs genutzt. 

Einige Staaten nehmen Fragen zu homo- und transfeindlichen Taten in ihren jährlichen reprä-

sentativen Dunkelfeldbefragungen zu Kriminalitätserfahrungen auf, so zum Beispiel Dä-

nemark und Frankreich. In Schweden wurden Daten der nationalen Dunkelfeldbefragung zu 

Kriminalitätsbetroffenheit mit Blick auf homofeindliche Hassverbrechen über den Zeitverlauf in 

einem Bericht ausgewertet.  

In Finnland werden im Rahmen einer nationalen Befragung von Kindern und Jugendlichen 

auch Fragen zu Geschlechtsidentität und sexueller Orientierung gestellt sowie Fragen zu Ge-

walterfahrungen.  

In Frankreich wurde eine Beobachtungsstelle zu Online-Hass geschaffen, die das Phäno-

men in Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von Akteuren untersuchen soll. Weiter will die Re-

gierung in Frankreich besonders auch Forschung zu einzelnen Gruppen fördern, wie zum Bei-

spiel zu Gewalt gegen Lesben. In Malta beschäftigte sich eine größere Studie insbesondere 

mit Hassrede im Internet und umfasste auch eine Medienanalyse.  

3.3.1 Belgien 

 Daten-Hub: Die nationale Gleichbehandlungsstelle Unia fungiert in Belgien unter an-

derem als Wissens- und Kompetenzzentrum. Mit ihren Publikationen und Statistiken39 

informiert sie staatliche Stellen und Fachinstanzen über Diskriminierung und Vielfalt. 

Weiterhin trägt sie Datenquellen zu Diskriminierung, einschließlich Hasskriminalität 

und Hassreden, in einem Daten-Hub40 zusammen. Dieses fungiert als Bestandsauf-

nahme von Quellen zu Gleichstellungsdaten in Belgien. Dabei wurden explizit die Leit-

linien der EU-Subgroup on Equality data (EU High Level Group on Non-discrimina-

tion, Equality and Diversity 2021) berücksichtigt sowie das Diagnostic Mapping Tool 

der Europäischen Grundrechteagentur41, welches es ermöglicht, Datenlücken zu 

                                                

39
 https://www.unia.be/de/publikationen-statistiken  

40
 https://www.equalitydata.unia.be/  

41
 https://fra.europa.eu/en/themes/equality-non-discrimination-and-racism/about-compendium#diagnostic-tool  

https://www.unia.be/de/publikationen-statistiken
https://www.equalitydata.unia.be/
https://fra.europa.eu/en/themes/equality-non-discrimination-and-racism/about-compendium#diagnostic-tool
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bestimmten Gruppen oder Diskriminierungsbereichen zu identifizieren (EU COM 2021: 

5).42  

 Nach der Auswahl von Kriterien (unter anderem sexueller Orientierung, Ge-

schlechtsidentität, Geschlechtsausdruck und Geschlechtsmerkmale) und Be-

reichen (unter anderem Justiz und Polizei), wird eine Liste mit dazu veröffent-

lichten Berichten angezeigt. Die Quellen stammen aus Hinweisen zivilgesell-

schaftlicher Organisationen und öffentlichen Einrichtungen sowie aus eigener 

proaktiver Suche nach Quellen durch Unia. Der Prozess ist noch nicht abge-

schlossen, Datenquellen können weiterhin eingeschickt werden.  

 Das Daten-Hub ist das Ergebnis des Projekts „Improving equality data collec-

tion in Belgium“43, das vom Programm „Rechte, Gleichstellung und Unionsbür-

gerschaft“ der Europäischen Kommission kofinanziert wurde. Unia führte die-

ses Projekt in Partnerschaft mit dem Referat für Chancengleichheit des belgi-

schen Justizministeriums durch. Das Projekt zielt darauf ab, die Sammlung und 

Entwicklung von Gleichstellungsdaten in Belgien zu verbessern.  

 Zusammen mit der Bestandsaufnahme im Rahmen des Daten-Hubs veröffent-

lichte Unia einen Bericht (Unia 2021) mit Erkenntnissen und Empfehlungen zur 

Erhebung und Entwicklung von Gleichstellungsdaten. Der Bericht deckt eine 

Reihe von Lücken in den belgischen Gleichstellungsdaten auf, zum Beispiel 

werden nur relativ wenige Daten zur sexuellen Orientierung erhoben. Unia 

empfiehlt, sich auf einen koordinierten Ansatz bei der Erhebung und Entwick-

lung von Gleichstellungsdaten zu konzentrieren. Die Organisation ist in Belgien 

sowohl auf föderaler als auch auf regionaler und kommunaler Ebene tätig. 

3.3.2 Dänemark 

 Dunkelfeldbefragung: Der dänische Rat für Kriminalprävention, das Justizministerium 

sowie die Nationalpolizei führen in Zusammenarbeit mit der Universität Kopenhagen 

jährlich eine repräsentative Opferbefragung zu Kriminalitätserfahrungen bei Men-

schen zwischen 16 und 74 Jahren durch (Justitsministeriets Forskningskontor 2020: 

147ff.). 2019 wurde der Fragebogen um Fragen erweitert, die LGBTI-Feindlichkeit als 

Motiv näher beleuchten. Dies war auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans 

(2018–2021) (NAP DK 2018: 27). Es wird nun in zwei Fragen danach gefragt, ob die 

Betroffenen vermuten, dass die Tat etwas mit der eigenen sexuellen Orientierung be-

ziehungsweise ihrer sexuellen Identität zu tun hat.  

                                                

42
 Die EU-Subgroup on Equality data hat in einer Sammlung Beispiele guter Praxis zu Gleichstellungsdaten aus europäischen 

Staaten zusammengestellt: https://fra.europa.eu/en/promising-practices-list  

43
 https://www.unia.be/nl/publicaties-statistieken/publicaties/data-over-ongelijkheid-discriminatie-in-belgie  

https://fra.europa.eu/en/promising-practices-list
https://www.unia.be/nl/publicaties-statistieken/publicaties/data-over-ongelijkheid-discriminatie-in-belgie
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3.3.3 Finnland 

 Dunkelfeldbefragung: In einer nationalen Befragung von Kindern und Jugendli-

chen (Schulgesundheitssurvey)44 wird seit 1996 alle zwei Jahre das Wohlbefinden von 

Kindern und Jugendlichen abgefragt. 2021 haben etwa 300.000 Kinder und Jugendli-

che teilgenommen. In der Befragung werden auch Fragen zur eigenen Geschlechtsi-

dentität und sexuellen Orientierung gestellt sowie Fragen zu Gewalterfahrungen. In der 

Befragung gaben 15–25 Prozent der Kinder im Alter von 13–16 Jahren, die sich als 

LGBTI identifizierten, an, wöchentlich gemobbt zu werden (unter Jugendlichen, die sich 

nicht als LGBTI identifizierten, sind es sechs Prozent). 23–26 Prozent dieser Befragten 

waren körperlicher Gewalt (zwölf Prozent in der Vergleichsgruppe) und 40–45 Prozent 

psychischer Gewalt (28 Prozent in der Vergleichsgruppe) durch ihre Eltern oder Be-

treuer*innen ausgesetzt. 41–46 Prozent hatten sexuelle Belästigung erlebt (21 Prozent 

in der Vergleichsgruppe) (Amnesty International 2020: 6).  

3.3.4 Frankreich 

 Befragungen: Die Regierung will zivilgesellschaftliche Organisationen dabei unterstüt-

zen, Befragungen von bestimmten Gruppen (unter anderem Lesben, bisexuelle, in-

ter* und trans* Personen) durchzuführen. Dies ist eine Maßnahme des Nationalen Ak-

tionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 26). Die interministerielle Delegation zur Be-

kämpfung von Rassismus, Antisemitismus und Anti-LGBT-Hass unterstützt in diesem 

Rahmen zum Beispiel die zivilgesellschaftliche Organisation SOS homophobie. Die 

Organisation hilft Betroffenen von Homofeindlichkeit und führt Sensibilisierungsmaß-

nahmen beispielsweise an Schulen und in Unternehmen durch. SOS homophobie hat 

zuletzt 2015 eine Befragung speziell zur Situation von Lesben und Lesbenfeind-

lichkeit durchgeführt. Die Befragung umfasste 7.126 Lesben. Die Stichprobe kam 

durch Aufrufe über LGBTIQ*-Organisationen zustande, war dementsprechend nicht re-

präsentativ. Die Auswertung ergab, fast 60 Prozent der Befragten hatten in den letzten 

zwei Jahren mindestens eine Anfeindung erlebt, 13 Prozent gaben an damit regelmä-

ßig konfrontiert gewesen zu sein. 45 Prozent der Vorfälle habe im öffentlichen Raum 

stattgefunden, 14 Prozent in der Familie und 11 Prozent im Beruf (SOS homophobie 

2015).  

 Jahresberichte: In ihren Jahresberichten zu LGBTIQ*-Feindlichkeit beschäftigt sich 

SOS homophobie je in einzelnen Kapiteln mit Lesben-, Schwulen-, Bi- und Transfeind-

lichkeit. Darin analysiert SOS homophobie die Beratungsanfragen, die bei ihrer Bera-

tungshotline eingehen. Im Jahr 2020 waren es 1.815 (SOS homophobie 2021).  

 Dunkelfeldbefragung: Unter Verantwortlichkeit des statistischen Dienstes für innere Si-

cherheit wird jährlich die Befragung „Lebensumfeld und Sicherheit“ (Cadre de vie et 

                                                

44
 https://thl.fi/en/web/thlfi-en/research-and-development/research-and-projects/school-health-promotion-study, Bericht aus 

2019 (in Englisch): https://thl.fi/en/web/thlfi-en/statistics-and-data/statistics-by-topic/social-services-children-adolescents-and-

families/well-being-of-children-and-young-people-school-health-promotion-study  

https://thl.fi/en/web/thlfi-en/research-and-development/research-and-projects/school-health-promotion-study
https://thl.fi/en/web/thlfi-en/statistics-and-data/statistics-by-topic/social-services-children-adolescents-and-families/well-being-of-children-and-young-people-school-health-promotion-study
https://thl.fi/en/web/thlfi-en/statistics-and-data/statistics-by-topic/social-services-children-adolescents-and-families/well-being-of-children-and-young-people-school-health-promotion-study
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sécurité (CVS))45 durchgeführt, in der nach Kriminalitätserfahrungen und etwaiger Mel-

dung bei der Polizei gefragt wird. In der Befragung wird auch nach den angenommenen 

Motiven für eine Tat gefragt, darunter Rassismus, Xenophobie, Antisemitismus, Sexis-

mus und LGBT-Feindlichkeit. Bei einer Nicht-Meldung bei der Polizei wird nach den 

Gründen dafür gefragt. Als Ergebnis der Befragung wurden zur Betroffenheit von 

LGBT-Personen für 2019 im Rahmen einer Kurzinfo folgende Ergebnisse veröffent-

licht: 1.870 Personen waren von Gewalt gegen LGBT betroffen, im Vergleich zum Vor-

jahr stieg die Zahl um 36 Prozent. Drei von vier Betroffenen waren Männer, vor allem 

jüngere Menschen und jene in städtischen Regionen waren betroffen. Nur fünf Prozent 

der von Beleidigungen betroffenen und 20 Prozent der von Drohungen oder Gewalt 

betroffenen LGBT-Personen meldeten den Vorfall bei der Polizei. 46  

 Institutionsübergreifende Zusammenarbeit: Im Juni 2020 wurde die Beobachtungs-

stelle für Online-Hass eingerichtet. Die Beobachtungsstelle soll die Präsenz von On-

line-Hass in Frankreich in all seinen Formen, einschließlich Homophobie messen und 

untersuchen. Die Beobachtungsstelle vereint Betreiber (unter anderem Facebook, 

Google, Microsoft), Verbände, die gegen Hass und Diskriminierung kämpfen, darunter 

SOS homophobie, Inter-LGBT und STOP HOMOPHOBIE, Forscher*innen und staatli-

che Stellen, darunter die interministerielle Delegation zur Bekämpfung von Rassismus, 

Antisemitismus und Anti-LGBT-Hass und die Plattform PHAROS.47 Der Dialog zwi-

schen staatlichen Stellen, Plattformen und Verbänden ist eine Maßnahme des Natio-

nalen Aktionsplans (NAP FR 2020: 28). 

3.3.5 Malta 

 Befragung und Medienanalyse: Die zivilgesellschaftliche Organisation SOS Malta hat 

2016 einen nationalen Bericht zu Hasskriminalität und Hassrede veröffentlicht (Ve-

lla Muskat 2016). Die Organisation unterstützt benachteiligte Menschen in Malta und 

weltweit durch unterschiedliche Tätigkeiten und Projekte und betreibt Forschung. Der 

nationale Bericht wurde kofinanziert im Rahmen des E-more Projekts der Europäi-

schen Kommission, das Forschung im Bereich Hasskriminalität und Hassrede fördert. 

Darin wurde die Bedeutung von Hasskriminalität und Hassrede in Gesellschaft und 

Justiz dargestellt sowie Prävalenz, der Forschungsstand und Projekte und der Umgang 

damit in den Medien beleuchtet. Neben Sekundärrecherchen wurde eine Befragung 

durchgeführt, an der 123 Personen teilnahmen. Weiterhin wurden Online-Zeitschriften-

artikel qualitativ und quantitativ analysiert, um ein besseres Verständnis von Hassrede 

zu erlangen. Der Bericht stellt auf Basis der Befragung und der Medienanalyse fest, 

dass Hassrede ein häufiges Phänomen ist. Die offiziellen Daten zu Malta, beispiels-

weise die der Europäischen Grundrechteagentur (FRA 2020), zeigten dies jedoch 

nicht, da Underreporting ein großes Problem sei (siehe zu Underreporting in Malta 

                                                

45
 https://www.interieur.gouv.fr/Interstats/L-enquete-Cadre-de-vie-et-securite-CVS  

46
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/overhaul-victimisation-survey-living-environment-and-security-cvs  

47
 https://www.csa.fr/Informer/Toutes-les-actualites/Actualites/Observatoire-de-la-haine-en-ligne-analyser-pour-mieux-lutter  

https://www.interieur.gouv.fr/Interstats/L-enquete-Cadre-de-vie-et-securite-CVS
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/overhaul-victimisation-survey-living-environment-and-security-cvs
https://www.csa.fr/Informer/Toutes-les-actualites/Actualites/Observatoire-de-la-haine-en-ligne-analyser-pour-mieux-lutter
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auch Kapitel 6.6.7). Weitere Ergebnisse des Berichts beziehen sich auf den rechtlichen 

Rahmen zu Hassrede und Hassverbrechen, der in Malta weit ausgebaut sei, jedoch 

bisher kaum Ermittlungen und Verfahren in diesem Bereich stattfänden (siehe zum 

rechtlichen Rahmen in Malta Kapitel 5.5.5).  

3.3.6 Schweden 

 Dunkelfeldbefragung: Eine Studie zu (selbst berichteter) Betroffenheit von Hass-

kriminalität des Schwedischen Nationalrats für Kriminalprävention (Brå 2018)48 

soll das Wissen über Ausmaß und Art von Hasskriminalität vertiefen und basiert auf 

Daten des National Security Survey, einer Dunkelfeldbefragung zu Kriminalitätsbetrof-

fenheit. Der Bericht beschreibt die Entwicklung fremdenfeindlicher und homophober 

Hassverbrechen im Zeitraum 2005–2016 und anti-religiöser Hassverbrechen im Zeit-

raum 2011–2016.  

                                                

48
 Zusammenfassung: https://bra.se/publikationer/arkiv/publikationer/2018-08-20-sjalvrapporterad-utsatthet-for-hatbrott.html  

https://bra.se/publikationer/arkiv/publikationer/2018-08-20-sjalvrapporterad-utsatthet-for-hatbrott.html
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4 Verbesserung der Erfassung von und der Berichterstat-

tung zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen  

4.1 Problemlage und Handlungserfordernis 

Zur Verbesserung der Erfassung von und der Berichterstattung zu Hasskriminalität gibt es auf 

internationaler und europäischer Ebene bereits viele Materialien mit Hinweisen für die Pra-

xis und insbesondere zu möglichen Maßnahmen staatlicher Akteure. Unter anderem die Eu-

ropäische Kommission, das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte der Or-

ganisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und die Europäische Grund-

rechteagentur sind in diesem Bereich aktiv.  

In einem Toolkit (OSCE ODIHR 2018) hat das Büro für demokratische Institutionen und 

Menschenrechte Hilfestellungen für nationale Behörden und weitere Akteure festgehalten, 

um Systeme zur Erfassung und zum Monitoring von Hasskriminalität zu verbessern. Ein Pro-

jekt in Finnland arbeitet zum Beispiel mit diesem Toolkit (siehe dazu Kapitel 4.3.3). Deutsch-

land berichtet regelmäßig an das Hate Crime Reporting des Büros für demokratische Instituti-

onen und Menschenrechte der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa.49  

Die Arbeitsgruppe Erfassung von Hassverbrechen, Datenerhebung und Datenbericht-

erstattung der High Level Group zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenhass und anderer 

Formen von Intoleranz der Europäischen Kommission hat unter Führung der Europäischen 

Grundrechteagentur einige Leitlinien und weitere Materialen zum Umgang mit Hasskriminalität 

veröffentlicht. Darunter auch Leitlinien zur Verbesserung des Monitorings von Hasskrimi-

nalität (EU High Level Group on Combating Racism, Xenophobia and other Forms of Intole-

rance 2017).50 Dazu stellt die Europäische Grundrechteagentur eine Sammlung von Maß-

nahmen51 aus europäischen Staaten einschließlich der Identifikation wichtiger Erfolgsfaktoren 

bereit.  

Die Europäische Grundrechteagentur weist darauf hin, dass detaillierte und disaggregierte 

Daten zu Hasskriminalität mindestens nach Motiv und Art des Verbrechens vorliegen sollten 

und die Veröffentlichung dieser Daten, zum Beispiel in speziellen Berichten, wichtig sei, um 

Transparenz zu schaffen, das Problembewusstsein zu stärken und auch den von Hassverbre-

chen betroffenen Menschen damit zu zeigen, dass das Thema ernstgenommen werde (FRA 

2018: 11, FRA 2020: 38f.).  

Alternative Meldewege, das heißt Meldung von Hasskriminalität außerhalb des Polizeire-

viers, können dazu beitragen, dass mehr Hassverbrechen statistisch erfasst werden. Zum ei-

nen kann eine Meldung über alternative Wege über eine zivilgesellschaftliche Organisation 

                                                

49
 https://hatecrime.osce.org/germany  

50
 Zu den Leitlinien zur Ausweitung der Meldung von Hasskriminalität (EU High Level Group on combating racism, xenophobia 

and other forms of intolerance 2021) siehe Kapitel 6. 

51
 https://fra.europa.eu/en/theme/hate-crime/compendium-practices?field_fra_prom_practice_type_tid%5B%5D=882&com-

bine=&sort_by=title&sort_order=ASC  

https://hatecrime.osce.org/germany
https://fra.europa.eu/en/theme/hate-crime/compendium-practices?field_fra_prom_practice_type_tid%5B%5D=882&combine=&sort_by=title&sort_order=ASC
https://fra.europa.eu/en/theme/hate-crime/compendium-practices?field_fra_prom_practice_type_tid%5B%5D=882&combine=&sort_by=title&sort_order=ASC


Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

25 

 

geschehen, zu denen die Betroffenen bereits Vertrauen haben (Third party-reporting). Zum 

anderen können Vorfälle auch über Online-Plattformen oder Apps selbstständig gemeldet wer-

den (Self-reporting). Alternative Meldemöglichkeiten können natürlich auch aus der Perspek-

tive der Betroffenen einen Mehrwert bieten, da sie so Beratung und Unterstützung durch Hilfs-

dienste erhalten können. In diesem Kapitel steht jedoch vor allem der statistische Aspekt der 

Sichtbarwerdung von Hassverbrechen im Vordergrund.  

4.1.1 Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität 

In Deutschland werden die polizeilichen Daten zu Hasskriminalität in der Statistik zu Poli-

tisch motivierter Kriminalität erfasst (siehe auch die Darstellung der amtlichen Zahlen zu 

Hasskriminalität gegen LGBTIQ* in Kapitel 3). Darin werden seit 2001 Straftaten erfasst, die 

durch gruppenbezogene Vorurteile motiviert sind. Die politisch motivierten Straftaten werden 

durch die zuständigen Landeskriminalämter an das Bundeskriminalamt übermittelt und in einer 

zentralen Fallzahlendatei, „Lagebild Auswertung politisch motivierter Straftaten“, erfasst. Für 

den Bereich LGBTIQ* bestehen die Unterthemenfelder „sexuelle Orientierung"52 seit 2001 für 

homofeindliche Taten und „Geschlecht/Sexuelle Identität"53 für transfeindliche Taten seit 2020. 

Letztere Bezeichnung ist dahingehend missverständlich, da Vorfälle gegen trans* Perso-

nen/Transgeschlechtlichkeit unter „sexuelle Identität“ gefasst werden, obwohl es hier um ge-

schlechtliche und nicht sexuelle Identität geht.54 Die Unterthemenfelder werden nicht weiter 

(nach lesbisch, schwul und bisexuell beziehungsweise nach intergeschlechtlichen Personen, 

trans* Frau oder trans* Mann) differenziert. Eine Einordnung von Fällen in beide beziehungs-

weise mehrere Kategorien ist möglich. Diese Mehrfachzuteilung, die Änderung von Kategorien 

über den Zeitverlauf55 und weitere Besonderheiten der Statistik führen häufiger dazu, dass 

Zahlen falsch gedeutet werden oder missverständlich erscheinen (Staud 2018). 

Der Themenfeld-Katalog der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität enthält mittlerweile 

mehr als 20 Oberbegriffe und hundert Unterthemen. Viele neue Themen kamen über die Zeit 

dazu, gegebenenfalls veraltete Kategorien fielen nicht weg. Der Katalog wird zum Teil als zu 

                                                

52
 „Gemäß Definition des KPMD-PMK [Kriminalpolizeilichen Meldedienst Politisch motivierte Kriminalität] versteht man unter se-

xueller Orientierung das Begehren für bestimmte Geschlechtspartner. Dies kann zum Beispiel hetero-, homo-, bi- bzw. panse-

xuell [siehe Definition folgend] sowie queer ausgeprägt sein.“ (BMI 2021: 9)  

Pansexuelle Menschen können sich zu allen Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht sexuell und/oder emotional hingezo-

gen fühlen (Sauer, Arn 2018). 

53
 „Gemäß KPMD-PMK [Kriminalpolizeilichen Meldedienst Politisch motivierte Kriminalität] wird wie folgt definiert: Geschlecht: 

Gesamtheit der Merkmale, wonach ein Lebewesen in Bezug auf seine Funktion bei der Fortpflanzung meist eindeutig als männlich 

oder weiblich zu bestimmen ist. Sexuelle Identität: Sexuelle Identität bezeichnet das individuelle/elementare Selbstverständnis 

über das geschlechtliche Wesen eines Menschen. Grundlage dabei ist, wie ein Mensch sich selbst wahrnimmt und von anderen 

wahrgenommen werden will.“ (BMI 2021: 9) 

54
 https://www.lsvd.de/de/ct/2445-Homophobe-Gewalt-Angriffe-auf-Lesben-Schwule-bisexuelle-trans-und-intergeschlechtliche-

Menschen-LSBTI  

55
„Im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienst Politisch motivierte Kriminalität werden die einschlägigen Unterthemenfelder 

,Geschlecht/Sexuelle Identität‘ und ,Sexuelle Orientierung‘ regelmäßig, u. a. im Rahmen der Aufarbeitung und Bewertung der 

Jahresfallzahlen zur Politisch motivierten Kriminalität, umfassend analysiert. Dabei wird insbesondere überprüft, inwiefern die 

statistische Erfassung von gegen die LSBTI-Community gerichteter Hasskriminalität verbessert werden kann. Dies führte bei-

spielsweise zur Einführung des neuen Unterthemenfeldes ,Geschlecht/Sexuelle Identität‘ neben dem bereits etablierten Unterthe-

menfeld ‚Sexuelle Orientierung.‘“ (Antwort des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat auf eine interne Nachfrage) 

https://www.lsvd.de/de/ct/2445-Homophobe-Gewalt-Angriffe-auf-Lesben-Schwule-bisexuelle-trans-und-intergeschlechtliche-Menschen-LSBTI
https://www.lsvd.de/de/ct/2445-Homophobe-Gewalt-Angriffe-auf-Lesben-Schwule-bisexuelle-trans-und-intergeschlechtliche-Menschen-LSBTI
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komplex kritisiert, bei Polizeibeamt*innen sei er wegen des hohen Zeitaufwands beim Ausfül-

len unbeliebt (Staud 2018).  

Anders als bei der Polizeilichen Kriminalstatistik werden politisch motivierte Straftaten grund-

sätzlich bereits zu Beginn des Verfahrens (bei der Anzeige bei der Polizei) zugeordnet (Ein-

gangsstatistik). Dies wird als kritisch gesehen, wenn Fälle erst im weiteren Verlauf der Straf-

verfolgung als politisch motiviert klassifiziert werden (Lüter et al. 2020: 36f.). Diese sollen zwar 

grundsätzlich nachgemeldet werden, doch nach Angaben des Deutschen Instituts für Men-

schenrechte geschehe dies nur in seltenen Fällen und sei nur für bestimmte Deliktgruppen 

vorgesehen, wie etwa Tötungsdelikte (DIMR 2016: 21). Einige Fälle von Hasskriminalität, auch 

gegen LGBTIQ*-Personen, würden entsprechend nicht in der Statistik zu Politisch motivierter 

Kriminalität nachgemeldet.  

Das Berliner Monitoring trans- und homophobe Gewalt problematisiert darüber hinaus die De-

finition einer Tat als „politisch motiviert“. Die Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität 

solle eigentlich auch Taten erfassen, die vorurteilsmotiviert seien ohne, dass sie im engeren 

Sinne politisch motiviert sind. Doch auch angesichts des Namens der Statistik, läge der Fokus 

auf Taten aus dem politisch organisierten Spektrum. Zudem sei in der Statistik zu Politisch 

motivierter Kriminalität nicht klar definiert, wie weit oder eng die Motivation zu fassen sei: Muss 

die Tat oder nur der Hintergrund der Täter*innen politisch motiviert sein? Muss ein politisches 

Motiv aus dem Tathergang und den Tatumständen hervorgehen oder reicht es aus, dass eine 

politische Motivation nicht auszuschließen ist? Das Berliner Monitoring trans- und homophobe 

Gewalt kommt zu dem Schluss, dass dem Ermessensspielraum der erfassenden Polizist*in-

nen bei der Einordung einer Tat als Hasskriminalität eine große Bedeutung zukomme (Lüter 

et al. 2020: 38). 

Anschließend daran, hat auch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz 

in ihrer sechsten Prüfungsrunde zur Situation in Deutschland kritisiert, dass die in Deutschland 

zugrundeliegende Definition von Hasskriminalität zu eng gefasst sei, was entsprechend auch 

die Dunkelziffer vergrößere (ECRI 2020). Nach der Kommission solle die Definition alle Taten 

umfassen, bei denen die von Gewalt betroffenen Personen oder Zeug*innen den Vorfall als 

rassistisch motiviert beurteilen (ECRI 2007: Ziffer 14). In dem Definitionssystem der Statistik 

zu Politisch motivierter Kriminalität gibt es seit 2017 eine Fußnote, die darauf verweist, dass 

„bei der Würdigung der Umstände der Tat […] neben anderen Aspekten auch die Sicht der/des 

Betroffenen mit einzubeziehen […] ist“ (Lüter et al. 2020: 38 nach Bundeskriminalamt 2019: 

5). 

Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen auch über 

die Definition nach der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität hinausgeht, wenn beispiels-

weise Menschen in der Familie homo- oder transfeindliche Gewalt erfahren. 

4.1.2 Justizstatistik 

Neben der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität werden im Rahmen der Justizstatistik 

Zahlen zu justiziellen Verfahren zu Hasskriminalität und deren Ausgang erfasst. 2016 wurde 

von einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein neuer Statistikbogen für die Staatsanwaltschaften 
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der Länder entwickelt, der auch Straftaten aufgrund der sexuellen Orientierung oder sexuellen 

Identität56 (neben antisemitischen, anti-christlichen, anti-islamischen und behindertenfeindli-

chen Taten) erfasst. Zuvor waren nur rechtsextreme und fremdenfeindliche Taten aufgenom-

men. Zudem wird das Kriterium „mittels des Internets“ erfasst.57 Diese Daten sind nicht mit der 

Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität verbunden. 

 

4.2 Forderungen und Lösungsansätze 

4.2.1 Erweiterung der polizeilichen Erfassungsmethodik 

Der Lesben- und Schwulenverband e. V. fordert eine Reform beziehungsweise Erweiterung 

der aktuellen polizeilichen Erfassungsmethoden zu Gewalt gegen LGBTI-Personen (LSVD 

2021): Die Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität erfasse nur Taten im Bereich des poli-

tischen Extremismus, Gewalt gegen LGBTI-Personen ginge aber darüber hinaus. Häufig wür-

den zudem Taten in der Praxis von Polizeibeamt*innen nicht als Hasskriminalität eingeordnet, 

sondern „nur“ als Allgemeinkriminalität, teils aufgrund fehlenden Wissens, teils aufgrund feh-

lender Sensibilität, Ignoranz bis hin zu LGBTI-Feindlichkeit. Auch die Partei DIE LINKE beur-

teilt die amtliche Erfassung von Gewalt gegen LGBTIQ* als unzureichend (DIE LINKE 2021).  

                                                

56
 Wie auch in der Statistik zu Politisch motivierte Kriminalität wurde hier der Begriff sexuelle Identität verwendet, obwohl hier 

trans* Personen gemeint sind und damit geschlechtliche Identität.  

57
 Siehe zur Umsetzung in Hamburg seit 2018 die kleine Anfrage der Abgeordneten Trauenfeld-Frowein (2019) der Freien De-

mokratischen Partei. 

Handlungserfordernis für Deutschland 

Die Durchsetzung gesetzlicher Bestimmungen und die Entwicklung zielgerichteter politi-

scher Strategien zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen ist auf eine umfassende Da-

tenlage und damit auf eine akkurate und systematische Erfassung von Vorfällen angewie-

sen. 

Die amtliche Erfassung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen im Rahmen der Sta-

tistik zu Politisch motivierter Kriminalität weist einige Probleme auf, die dazu führen, dass 

die Statistik kein adäquates Lagebild zu Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen bereitstellt. So-

wohl die Definition von Hasskriminalität als auch die Kategorien zur Einordnung des Motivs 

der Tat werden als uneindeutig kritisiert. Weiterhin nimmt die Statistik nur Fälle von Hass-

kriminalität auf, die bereits zu Beginn des Verfahrens als solche erfasst wurden. Die Bericht-

erstattung zu den Daten legt zudem keinen Fokus auf LGBTIQ*-Personen beziehungsweise 

werden keine speziellen Berichte zu Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen von staatlicher Seite 

erstellt.  
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4.2.2 Kategorisierung von Hasskriminalität in der Statistik zu Politisch motivier-

ter Kriminalität 

Eine Forderung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisiert die Kategorien der Statistik zu Poli-

tisch motivierter Kriminalität „Geschlecht/Sexuelle Identität“ und „sexuelle Orientierung“ als 

ungeeignet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a). Taten gegen LGBTI-Personen würden zum 

Teil in beiden Kategorien eingeordnet (zur Erläuterung siehe Kapitel 4.1.1). Auch decke die 

Kategorie „Geschlecht/Sexuelle Identität“ auch andere Phänomenbereiche mit ab, wie Gewalt 

gegen cisgeschlechtliche Frauen und verkläre das Bild damit weiter.  

4.2.3 Datenberichterstattung auf Landesebene 

Der Lesben- und Schwulenverband e. V. kritisiert, dass kein Bundesland, mit Ausnahme von 

Berlin – Bremen hat es 2021 beschlossen und will es 2022 umsetzen (Bremische Bürgerschaft 

2021: 3223) – die auf Landesebene registrierten Zahlen zu politisch motivierter Kriminalität 

veröffentlicht (LSVD 2021).58 Auch in der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität des Bun-

des sind die Zahlen nicht nach Bundesländern aufgeschlüsselt. Lesben- und Schwulenver-

band e. V. (LSVD 2021), der Deutsche Paritätischer Wohlfahrtsverband (Der Paritätische 

2021) und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) fordern ausdrück-

lich, dass homo- und transfeindliche Taten in den Polizeiberichten der Länder aufgenommen 

werden. Auch die Freie Demokratische Partei hebt die Wichtigkeit einer bundesweit einheitli-

chen Erfassung von Straftaten gegen LSBTI hervor (FDP 2021).  

4.2.4 Periodischer Sicherheitsbericht und Polizeiliche Kriminalstatistik 

Die Freie Demokratische Partei und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern auf Bundesebene 

einen nach betroffenen Gruppen differenzierten Periodischen Sicherheitsbericht, der alle 

zwei Jahre von einem Rat von unabhängigen Sachverständigen erstellt wird. Darin soll die 

objektive und subjektive kriminalitätsbezogene Sicherheit unter anderem von LGBTI-Personen 

beschrieben und Indikatoren für ein kriminalitätsbezogenes Lagebild ausgewertet und weiter-

entwickelt werden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a/FDP 2021 und 2021a). Die Freie De-

mokratische Partei verweist in diesem Zusammenhang auf den Koalitionsvertrag der 19. Wahl-

periode, in dem ein solcher Periodischer Sicherheitsbericht verankert wurde (FDP 2021). Der 

Bundestag solle darüber hinaus regelmäßig zu den empirischen Daten über Ausmaß, Erschei-

nungsformen und Hintergründe homo- und transfeindlich bedingter Hasskriminalität unterrich-

tet werden (FDP 2021a). 

Queerfeindliche Straftaten sollten nach Meinung der Grünen in polizeilichen Statistiken geson-

dert aufgenommen werden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021). Die Freie Demokratische Par-

tei fordert explizit, dass homo- und transfeindliche Straftaten in der Polizeilichen Kriminal-

statistik gesondert erfasst werden (FDP 2021a). Es wird von einem Interessenverband für 

                                                

58
 Da die Zahlen auf Landesebene erhoben werden, liegen den Ländern diese vor.  
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Lesben hervorgehoben, dass Hasskriminalität und Hassrede gegen Lesben besser erfasst 

werden müsse, sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität würden als Merkmale in poli-

zeilichen Statistiken kaum oder zu wenig erfasst (Lesben und Alter 2021).59  

4.2.5 Nötige Maßnahmen 

Der Lesben- und Schwulenverband e. V. verweist mit Blick auf nötige Maßnahmen auf die 

Rolle der Innenministerkonferenz und einen Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in dem 

dahingehend gefordert wird: Die Bundesregierung solle sich demnach im Rahmen der Innen-

ministerkonferenz dafür einsetzen, dass deutlich mehr Polizeibehörden und Staatsanwalt-

schaften Ansprechpersonen für LGBTI bereitstellten und diese über eine sachgerechte Aus-

stattung, technische Fähigkeiten, Aufgabenstellung und Befugnisse verfügten (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2021a). Weiter verweist der Lesben- und Schwulenverband e. V. auf einen 

Antrag der Freien Demokratischen Partei, in dem Maßnahmen zu einem Nationalen Aktions-

plan gegen Homo- und Transfeindlichkeit dargelegt werden. Die Bundesregierung soll 

demnach unter anderem dafür Sorge tragen, dass Polizei und Justiz durch Fortbildungen für 

homo- und transfeindliche Gewalt sensibilisiert werden und diese bundesweit einheitlich und 

gesondert als solche in der Kriminalstatistik erfasst wird (FDP 2021a).60  

4.3 Einblicke in andere europäische Staaten 

Daten zu Hasskriminalität befinden sich in vielen Staaten in unterschiedlichen Datensätzen 

beziehungsweise Datensystemen. In Deutschland befinden sich die Daten, zum Beispiel Motiv 

und Zielgruppe, in der Statistik für Politisch motivierte Kriminalität. Der Ausgang eines Verfah-

rens ist jedoch nur in der justiziellen Statistik vermerkt und kann nicht mit den anderen Daten 

zusammengeführt werden. Eine ähnliche Situation besteht in Dänemark und Frankreich. In 

Schweden sind dagegen die Daten zu den Umständen des Verbrechens, beispielsweise zu 

den Motiven, und die Angaben zum Ausgang des Verfahrens zusammengeführt.  

In Schweden wurde die polizeiliche Statistik von einer anderen offiziellen Stelle geprüft. An-

hand von Stichproben aus Polizeiberichten wurden Vorfälle von Hasskriminalität identifiziert. 

Damit sollten Unterschiede und Handlungserfordernisse identifiziert werden. Die Statistik 

zeigte insgesamt recht ähnliche Angaben, wobei die Anzahl der Taten bei der polizeilichen 

Statistik etwas geringer war. Obwohl Malta sein System der polizeilichen Erfassung von Straf-

taten angepasst hat, sodass Hasskriminalität durch die Polizei häufiger als solche erfasst wer-

den soll, zeigen sich in den Fallzahlen bisher keine Effekte dieser Maßnahme.  

Nicht nur die Datenerhebung, sondern auch die Datenberichterstattung, beispielsweise in 

Form von Berichten, gilt als wichtig, um das Problembewusstsein zu stärken und auch den 

Betroffenen von Hassverbrechen zu zeigen, dass das Thema ernstgenommen werde. In 

                                                

59
 Siehe zur Untererfassung von lesbenfeindlicher Gewalt auch Kapitel 3. 

60
 Auf weitere Maßnahmen aus den Anträgen der Freien Demokratischen Partei und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird bei 

den entsprechenden Themenkapiteln verwiesen. 
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Frankreich veröffentlicht das französische Innenministerium beispielsweise einen jährlichen 

statistischen Bericht zu Straftaten gegen LGBT-Personen.  

Viele Staaten haben alternative Meldemöglichkeiten zu einer Meldung auf dem Polizeirevier 

geschaffen. Über eine App können Betroffene von homo- und transfeindlicher Gewalt in Frank-

reich Fälle anonym melden. Hierbei werden Daten wie Zeit und Ort der Berichterstattung ana-

lysiert. Optionen des Self-reporting empfiehlt auch die Europäische Grundrechteagentur (FRA 

2009: 12). In einem von der Europäischen Kommission geförderten Projekt erproben Finnland 

sowie Kroatien und Irland ein Online-Tool zur Meldung von Hasskriminalität, welches von der 

Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa entwickelt wurde. In Frankreich 

können auf der Plattform PHAROS illegale Inhalte im Internet, wie Hassrede gegen LGBTIQ*-

Personen, gemeldet werden, die dann von Polizeibeamt*innen ausgewertet werden. In Spa-

nien hat die spanische Datenschutzbehörde einen „Priority Channel“ eingerichtet, der bei der 

Meldung besonders gewalttätiger Inhalte genutzt werden kann. In der Region Brüssel-Haupt-

stadt, Belgien arbeitet ein Projekt daran, dass mehr Vorfälle von Hasskriminalität gemeldet 

werden indem betroffene LGBTIQ-Personen ermutigt werden, Vorfälle bei einer zivilgesell-

schaftlichen Organisation zu melden (Third party-reporting), die diese dann an andere Hilfs-

dienste oder die Polizei weiterleitet. Ein „assisted reporting scheme“ gibt Betroffenen von 

homo- und transfeindlicher Gewalt in England die Möglichkeit, Vorfälle einer LGBTI-Organisa-

tion zu melden, dabei werden Daten über Vorfälle, Betroffene und Täter*innen erfasst.  

4.3.1 Belgien  

 Alternative Meldewege/Third party-reporting: Das Projekt „Let’s report LGBTQIA+ 

Phobia“, finanziert durch die Region Brüssel, fördert die Meldung von homo- und trans-

feindlicher Hasskriminalität in Brüssel. Es unterstützt Betroffene, indem es ihnen über 

die LGBTQIA+-Organisation Rainbow House Brussels eine alternative Meldemöglich-

keit zur Polizei bereitstellt. Die Stelle ermöglicht auch, wenn gewünscht, die Weiterlei-

tung an die Polizei, Sozialdienste oder andere Behörden, um die Tat offiziell anzuzei-

gen. Die Daten zu den gemeldeten Vorfällen werden gesammelt und ausgewertet.61  

4.3.2 Dänemark 

 Nationales Monitoring/Datenberichterstattung: Hassverbrechen werden seit 2015 ein-

mal im Jahr von der Nationalpolizei in einem Bericht zusammengefasst (Bericht für 

2019: Rigspolitiet 2020) und nach den Motiven für die Tat eingeteilt (unter anderem 

rassistische Motive, ethnische Zugehörigkeit, Weltanschauung, sexuelle Orientie-

rung).62 Die Daten sind neben dem Motiv nach Kategorie der Tat und Zielgruppe dis-

aggregiert. Es sind in diesem Datensystem jedoch keine Informationen zum Ausgang 

des Verfahrens hinterlegt (ECRI 2020). 

                                                

61
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/data-collection-reports-lgbtqia-phobic-facts-violence-and-discrimination  

62
 https://dkr.dk/vold-og-voldtaegt/fakta-om-hadforbrydelser/  

https://rm.coe.int/ecri-conclusions-on-the-implementation-of-the-recommendations-in-respe/16809e8271
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/data-collection-reports-lgbtqia-phobic-facts-violence-and-discrimination
https://dkr.dk/vold-og-voldtaegt/fakta-om-hadforbrydelser/
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 Nationales Monitoring: Über das System POLSAS registriert die dänische Polizei Straf-

taten und den Ausgang von Gerichtsverfahren für den Bereich Hassrede63, jedoch sind 

keine Informationen zu Kategorie der Tat, Motiv oder Zielgruppe verfügbar (ECRI 

2020). 

4.3.3 Finnland 

 Alternative Meldewege/Self-reporting: Das Projekt Facts Against Hate64 (Projektlaufzeit 

Dezember 2019 bis November 2021) hatte zum Ziel, für Finnland (weiter beteiligt wa-

ren auch Akteure aus Kroatien und Irland) ein Online-Tool zur Meldung von Hass-

kriminalität65 zu implementieren und zu testen, welches von der Organisation für Si-

cherheit und Zusammenarbeit in Europa entwickelt wurde. Mittlerweile ist das Tool für 

Finnland online verfügbar und ein erster Bericht zu den gemeldeten Fällen 2021 ist 

erschienen (Anti-Racist Forum 2021). Darüber hinaus soll der Prozess der Weiterlei-

tung von Personen, die Hasskriminalität erlebt haben, an Hilfsdienste und die Po-

lizei verbessert werden. Für Finnland sind das Ministerium für Justiz, das Innenminis-

terium, die Hochschule der Polizei und die zivilgesellschaftliche Organisation Anti-Ra-

cist Forum Finnland beteiligt. Das Projekt wird durch das Programm „Rechte, Gleich-

stellung und Unionsbürgerschaft“ der Europäischen Kommission gefördert.  

 Weitere Ziele des Projekts sind die Verbesserung der Zusammenarbeit auf 

lokaler Ebene einschließlich der Sensibilisierung betroffener Bevölkerungs-

gruppen über verfügbare Meldewege. Auch die Erfassung von Hasskrimina-

lität durch die Justiz soll verbessert werden. Weiter sollen Indikatoren zur 

Überwachung von Hasskriminalität auf lokaler Ebene entwickelt werden. Ziel ist 

es auch, künstliche Intelligenz für die Überwachung von Hassreden im Inter-

net zu testen. 

 In einem ersten Bericht (Oikseuministeriö Justitieministeriet 2021) wurden ins-

besondere Phänomene und Informationsquellen zur Prävention und Identifizie-

rung von Hasskriminalität festgehalten. Eine Publikation mit Leitlinien soll noch 

veröffentlicht werden.  

4.3.4 Frankreich 

 Datenberichterstattung: Das Innenministerium veröffentlicht einen jährlichen statisti-

schen Bericht zu Straftaten gegen LGBT-Personen. Die Daten sind disaggregiert 

                                                

63
 Verstöße gegen Artikel 266(b) des Danish Criminal Code 

64
 Innenministerium: https://oikeusministerio.fi/en/project?tunnus=OM043:00/2019; Projektwebseite einschließlich Materialien: 

https://yhdenvertaisuus.fi/tiedolla-vihaa-vastaan; Sammlung zu Beispielen guter Praxis der Europäischen Grundrechteagentur: 

https://fra.europa.eu/en/promising-practices/facts-against-hate-0  

65
 https://www.osce.org/odihr/INFAHCT  

https://oikeusministerio.fi/en/project?tunnus=OM043:00/2019
https://yhdenvertaisuus.fi/tiedolla-vihaa-vastaan
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/facts-against-hate-0
https://www.osce.org/odihr/INFAHCT
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nach Art der Tat und Eigenschaften der betroffenen Person.66 Der Bericht differenziert 

Straftaten in zwölf Formen (unter anderem Beleidigung, körperliche Gewalt, Bedro-

hung, Verletzung der Würde, sexuelle Gewalt). Zu den Betroffenen liegen Daten zum 

Alter und zum Ort des Verbrechens (Einwohnerzahl der Gemeinde, öffentlicher oder 

privater Raum) vor. Es liegen keine Angaben zum Ausgang des Verfahrens vor, ein 

jährlicher Bericht, der diese Daten mitumfasst, ist nach dem Nationalen Aktionsplan 

(2020–2023) geplant (NAP FR 2020: 28).  

 Datenerfassung über alternative Meldewege/Self-reporting: Die App FLAG! bietet Be-

troffenen und Zeug*innen von homo- und transfeindlicher Gewalt die Möglichkeit, Ta-

ten anonym zu melden und Unterstützung zu erhalten. Die Zeit und der Ort bei der 

Berichterstattung werden gespeichert, um anhand dessen gefährdete Bereiche im 

Stadtgebiet zu lokalisieren. Um die gemeldeten Daten zu analysieren, wurde ein wis-

senschaftlicher Rat unter dem Vorsitz des LGBT+-Observatoriums der Jean-Jaurès-

Stiftung eingesetzt.67, 68 Ein erster Jahresbericht ist 2021, zehn Monate nach Inbetrieb-

nahme der App erschienen: Bis dahin sind 1.573 Meldungen eingegangen, in denen 

3.866 Vorfälle gemeldet wurden. Ein Großteil der Meldungen bezieht sich auf Vorfälle 

im Internet. Die meisten Meldungen stammen von Zeug*innen von Vorfällen, nicht den 

Betroffenen selbst (63 Prozent), in 83 Prozent der Fälle sind die Betroffenen Cis-Män-

ner. Die Autor*innen vermuten, dass die geringen Zahlen von Frauen, Trans- und In-

tersex-Menschen eher an der geringen Meldebereitschaft oder Verbreitung der App 

liegt, als daran, dass hier keine Vorfälle erlebt wurden. Hieran soll zukünftig gearbeitet 

werden (Bolter/Quinqueton 2021: 3f.). Die App wird unter anderem vom Ministerium für 

Geschlechtergleichstellung, Diversität und Chancengleichheit finanziert. Die Verbrei-

tung der App ist auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–2023) (NAP 

FR 2020: 26).  

 Alternative Meldewege (Hassrede): Auf der PHAROS-Plattform können illegale In-

halte im Internet gemeldet werden.69 Die gemeldeten Inhalte werden dann von Polizei-

beamt*innen ausgewertet. Unter anderem können Hassreden gegen LGBT-Personen 

gemeldet werden.70 Homo- und transfeindliche Motive sollen als Kriterien für Meldun-

gen auf PHAROS noch stärker hervorgehoben werden. Dies ist eine Maßnahme des 

Nationalen Aktionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 28). Die Plattform ist in die Zent-

ralstelle zur Bekämpfung der Kriminalität im Zusammenhang mit Informations- und 

                                                

66
 https://www.interieur.gouv.fr/Interstats/Publications/Interstats-Info-rapide/Info-rapide-n-17-Baisse-du-nombre-de-victimes-de-

crimes-ou-de-delits-anti-LGBT-enregistrees-par-les-forces-de-securite-en-2020  

67
 Im wissenschaftlichen Rat befinden sich Vertreter*innen der zivilgesellschaftlichen Organisation FLAG!, der interministeriellen 

Delegation zur Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und Anti-LGBT-Hass, der unabhängigen Polizeibeschwerdestelle, 

des statistischen Ministerdienstes für innere Sicherheit und dem Jugendausschuss für innere Sicherheit. 

68
 https://www.flagasso.com/application-flag.html  

69
 https://www.internet-signalement.gouv.fr/PortailWeb/planets/Accueil!input.action  

70
 https://www.gouvernement.fr/propos-haineux-sur-internet-la-dilcra-agit-2413  

https://www.interieur.gouv.fr/Interstats/Publications/Interstats-Info-rapide/Info-rapide-n-17-Baisse-du-nombre-de-victimes-de-crimes-ou-de-delits-anti-LGBT-enregistrees-par-les-forces-de-securite-en-2020
https://www.interieur.gouv.fr/Interstats/Publications/Interstats-Info-rapide/Info-rapide-n-17-Baisse-du-nombre-de-victimes-de-crimes-ou-de-delits-anti-LGBT-enregistrees-par-les-forces-de-securite-en-2020
https://www.flagasso.com/application-flag.html
https://www.internet-signalement.gouv.fr/PortailWeb/planets/Accueil!input.action
https://www.gouvernement.fr/propos-haineux-sur-internet-la-dilcra-agit-2413
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Kommunikationstechnologien (Office Central de Lutte contre la Criminalité liée aux 

Technologies de l'Information) der Polizei integriert.  

 Alternative Meldewege: Die Plattform zu sexueller und geschlechtsbezogener Ge-

walt (Portail de Signalement des violences sexuelles et sexistes) wurde 2018 vom In-

nenministerium aufgesetzt.71 Das Portal bietet die Möglichkeit, sexuelle und ge-

schlechtsbezogene Gewalt, als Betroffene*r oder Zeug*in, online zu melden. In Form 

eines Chats berät speziell hierfür geschultes Fachpersonal der Polizei. Die Betroffenen 

erhalten Beratung, wie eine Anzeige erfolgen kann und werden gegebenenfalls auf 

psychologische Unterstützung verwiesen. Die Meldung und Beratung können anonym 

erfolgen, das Portal ist rund um die Uhr besetzt. Die Plattform soll zukünftig auf Gewalt 

gegen LGBTI-Personen ausgeweitet werden. Dies ist eine Maßnahme des Nationalen 

Aktionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 28).  

4.3.5 England 

 Alternative Meldewege/Third party-reporting: Die Polizei und LGBTI-Organisationen 

arbeiten eng zusammen, um gegen LGBTI-feindliche Hasskriminalität vorzugehen. 

Das „assisted reporting scheme“ gibt Betroffenen von homo- und transfeindlicher Ge-

walt die Möglichkeit, Vorfälle auf der Webseite oder über die „Shoutline“ der LGBTI-

Organisation von Galop zu melden und dort Ratschläge, Informationen und Unterstüt-

zung zu erhalten. Auf diese Weise können Daten über Vorfälle, Betroffene und Tä-

ter*innen erfasst werden. In London haben Betroffene die Möglichkeit sich an eine*n 

oder eine der 155 Vertrauensbeamt*innen des Metropolitan Police Service zu wen-

den (OECD 2021: 181).  

4.3.6 Malta 

 System zur Erfassung: 2018 wurde das System zur polizeilichen Erfassung von 

Straftaten um die Kategorie Hasskriminalität erweitert (ILGA-Europe 2019: 66). Wenn 

eine Straftat gemeldet wird, erscheint im Formular für die Polizei automatisch die Nach-

frage, ob es sich um ein Hassverbrechen handelt oder nicht. Die Auswahl der Motive 

für das Hassverbrechen sollte, Stand 2019, noch eingeführt werden. Bei Hassrede ist 

diese Auswahl bereits möglich (EU Parl 2020: 99). Die Sammlung statistischer Infor-

mationen zu den gemeldeten Fällen von Hasskriminalität und Hassrede und eine jähr-

liche Veröffentlichung dazu ist auch Bestandteil der Nationalen LGBTIQ-Gleichstel-

lungsstrategie und des Aktionsplans (2018–2022) (NAP MT 2018: 24). Der Fortschritts-

bericht von September 2021 zeigt jedoch keine Effekte der bisherigen Maßnahmen: 

2019 wurden fünf Vorfälle von Hasskriminalität aufgrund von sexueller Orientierung 

oder Geschlechtsidentität gemeldet und in der ersten Hälfte von 2020 zwei Vorfälle 

(SOGIGESC Unit 2021: 25).  

                                                

71
 https://www.service-public.fr/cmi  

https://www.service-public.fr/cmi
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4.3.7 Schweden 

 Nationales Monitoring/Datenberichterstattung: Der Schwedische Nationalrat für Kri-

minalprävention ist angesiedelt beim Ministerium für Justiz und fungiert als Wissens-

zentrum zum schwedischen Strafjustizsystem. Seit 2017 werden alle zwei Jahre Sta-

tistiken zu Hasskriminalität durch den Nationalrat für Kriminalprävention veröffent-

licht, dazwischen weitere ausführliche Erhebungen für die Regionen. Die Statistiken 

bestehen aus den bei der Polizei gemeldeten Straftaten, jedoch führt der Nationalrat 

für Kriminalprävention nur eine Stichprobenerhebung anhand der Durchsicht von Poli-

zeiberichten durch und nimmt die Bewertung einer Tat als Hasskriminalität selbst vor 

(anhand von Stichworten in den Polizeiberichten). Als Motiv wird unter anderem zwi-

schen homo- und transfeindlichen Motiven unterschieden. Die Statistik zu Hasskrimi-

nalität nimmt neben den Motiven auch den Ausgang des Verfahrens auf (Tat aufge-

klärt, Untersuchung eingestellt, ohne Einleitung eines Verfahrens verworfen, weiter Ge-

genstand von Ermittlungen).72  

 Qualitätskontrolle: Ein Bericht aus 2018 des Schwedischen Nationalrats für Krimi-

nalprävention (Brå 2018a)73 unternimmt einen Vergleich zwischen den polizeili-

chen Statistiken und jenen des Nationalrats für Kriminalprävention (siehe oben), 

um dadurch eine Qualitätsprüfung der polizeilichen Meldungen durchzuführen. Der 

Umfang und die Inhalte (unter anderem in Bezug auf Ausmaß, Kriminalitätsarten, 

Motive oder Region) der polizeilichen Statistiken und jener des Schwedischen Natio-

nalrats für Kriminalprävention sollen verglichen werden. Die Studie kommt zu dem Er-

gebnis, dass die Anzahl gemeldeter Fälle durch die Polizei geringer ist als in der Sta-

tistik des Nationalrats für Kriminalprävention. Letztgenannte Statistik identifiziert Hass-

verbrechen durch eine Stichwortsuche in Polizeiberichten. Hinsichtlich der regionalen 

Verteilung und der Art der Motive kommen die Statistiken auf ähnliche Ergebnisse.  

4.3.8 Spanien 

 Meldung von Hassrede: Um gegen die Verbreitung von sexuellen oder gewalttätigen 

Inhalten in sozialen Netzwerken vorzugehen, stellt die spanische Datenschutzbehörde 

LGBTI-Organisationen und der Öffentlichkeit einen „Priority Channel“74 zur Verfü-

gung. Es handelt sich dabei um eine Meldemöglichkeit der Behörde, die bei besonders 

schweren Fällen von sexuellen oder gewalttätigen Fotos, Videos und Audios, die ohne 

die Zustimmung der Betroffenen im Netz stehen, genutzt werden kann. Auf diese Mög-

lichkeit wird auch in der Broschüre zur Unterstützung von LGBTI-Personen in Zeiten 

von COVID-19 hingewiesen (Ministerio de Igualdad o. J.: 34). 

                                                

72
 https://bra.se/statistik/statistiska-undersokningar/hatbrottsstatistik.html  

73
 Zusammenfassung: https://bra.se/publikationer/arkiv/publikationer/2018-10-25-polisens-hatbrottsmarkering.html  

74
 https://www.aepd.es/canalprioritario/  

https://bra.se/statistik/statistiska-undersokningar/hatbrottsstatistik.html
https://bra.se/publikationer/arkiv/publikationer/2018-10-25-polisens-hatbrottsmarkering.html
https://www.aepd.es/canalprioritario/
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5 Verstärkung des rechtlichen Schutzes vor Hetze, Hass- 

und Gewaltdelikten gegen LGBTIQ*-Personen 

5.1 Problemlage und Handlungserfordernis 

Auf internationaler Ebene stellt die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung in ihrer Studie „Gleiche Rechte und Chancen für LGBTI – nicht erst hinter dem Re-

genbogen“ fest: Um Hassverbrechen gegen LGBTI-Personen zu verhindern, müssen Staaten 

Gesetze gegen Hassverbrechen verabschieden, die es den zuständigen Stellen ermöglichen, 

vorurteilsmotivierte Handlungen aufgrund einer Reihe geschützter Merkmale entweder als ei-

gene Straftat zu behandeln oder als erschwerende Umstände zu bewerten, die zu einem 

höheren Strafmaß für ein bestimmtes Verbrechen führen. Hasskriminalität wird in der Gesetz-

gebung allgemein härter bestraft, da davon eine Signalwirkung an Täter*innen und Gesell-

schaft hinsichtlich einer Inakzeptanz für diskriminierendes Verhalten ausgehen soll. Auch in 

der Empfehlung CM/Rec(2010)5 des Ministerkomitees des Europarats über Maßnahmen 

zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder Ge-

schlechtsidentität (Anhang zur Empfehlung, I.A.2) wird die Bedeutung der Aufnahme der 

sexuellen Orientierung als strafverschärfenden Umstand bei der Begehung einer Straftat in 

der Gesetzgebung betont.  

Um Hassverbrechen zu verhindern, sei es nach Einschätzung der Europäischen Grund-

rechteagentur weiter wichtig, parallel auch schwere Formen von Hassreden zu bekämpfen. 

Hier sei allerdings auch auf eine unangemessene Einschränkung der Meinungsfreiheit zu ach-

ten (OECD 2021: 18f.). Siehe dazu beispielsweise eine gescheiterte Gesetzesinitiative in 

Frankreich, Kapitel 5.5.2.  

 

Handlungserfordernis für Deutschland  

Hasskriminalität wird in der Gesetzgebung allgemein härter bestraft, da davon eine Signal-

wirkung an Täter*innen und Gesellschaft hinsichtlich einer Inakzeptanz für diskriminieren-

des Verhalten ausgehen soll.  

Die relevanten gesetzlichen Regelungen bei Verfahren gegen Hasskriminalität, Grundsätze 

der Strafzumessung (§ 46 Abs. 2 Satz 2 Strafgesetzbuch (StGB)), das heißt wie hoch das 

Strafmaß für eine Straftat ausfällt, und Volksverhetzung (§ 130 StGB), erwähnen homo- und 

transfeindliche Motive nicht explizit. Eine explizite Nennung der Beweggründe der Täter*in-

nen ist aber wichtig, damit diese bei den polizeilichen Ermittlungen schon frühzeitig berück-

sichtigt und bei der strafrechtlichen Bewertung stärker gewichtet werden können.  

Mit Blick auf die Bekämpfung von Hassrede im Internet gegen LGBTIQ*-Personen ist das 

Netzwerkdurchsetzungsgesetz zentral, was jedoch praktisch noch einige Umsetzungsprob-

leme aufweist, besonders, da Netzwerkbetreibende viele der engen Vorgaben aktuell noch 

nicht erfüllen. 
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5.2 Hasskriminalität 

In Deutschland kommen im Kontext von Hasskriminalität und Hassrede § 46 Abs. 2 Satz 2 

StGB, Grundsätze der Strafzumessung, und § 130 StGB, Volksverhetzung zur Anwen-

dung. In § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB sind Beweggründe der Täter*in explizit benannt, die zu einer 

höheren Strafe führen sollen. Erwähnt werden „rassistische, fremdenfeindliche, antisemitische 

oder sonstige menschenverachtende Gründe“. Mit der expliziten Nennung der Beweggründe 

der Täter*in soll erreicht werden, dass menschenverachtende Motive bei der strafrechtlichen 

Bewertung stärker gewichtet und bei den polizeilichen Ermittlungen schon frühzeitig berück-

sichtigt und adäquat aufgeklärt werden.75 Taten, die aufgrund der sexuellen Orientierung, der 

geschlechtlichen Identität oder der Geschlechtsmerkmale der geschädigten Person begangen 

werden, werden bei der Strafzumessung als erschwerender Umstand unter „sonstige men-

schenverachtende Beweggründe“ berücksichtigt.76 Sie sind im Gesetzestext im Vergleich zu 

rassistischen, fremdenfeindlichen und antisemitischen Motiven jedoch nicht explizit benannt. 

Gleiches gilt für den Paragraphen zur Volksverhetzung. Auch hier werden nur nationale, ras-

sische, religiöse und ethnische Herkunft im Gesetzestext genannt.  

Als einzige Ausnahme berücksichtigt der im Juni 2021 neu eingeführte Straftatbestand § 192a 

StGB, Verhetzende Beleidigung, die sexuelle Orientierung explizit im Gesetzestext und da-

mit erstmalig im StGB. Geschlechtliche Identität (trans* und inter* Menschen) wird nicht explizit 

im Normtext genannt. Der neue Straftatbestand schützt Personen und Gruppen, die unter an-

derem aufgrund ihrer nationalen, religiösen oder ethnischen Herkunft, ihrer Behinderung oder 

ihrer sexuellen Orientierung beschimpft oder verleumdet werden. Dabei geht es konkret um 

hetzerische Nachrichten, die direkt an die Betroffenen gerichtet werden. Diese werden von 

den bestehenden Strafvorschriften meist nicht erfasst. Eine Volksverhetzung (nach § 130 

StGB) liegt zumeist nicht vor, weil die Nachricht nicht öffentlich verbreitet wird. Für eine straf-

bare Beleidigung ist ein konkreter Bezug zu der betroffenen Person erforderlich.  

5.3 Hassrede im Internet 

Um Beschwerden von Nutzer*innen zu Hassrede im Internet besser durchsetzen zu können, 

wurde 2017 das Netzwerkdurchsetzungsgesetz eingeführt. Es verpflichtet Betreibende so-

zialer Plattformen unter anderem dazu, illegale Inhalte innerhalb einer kurzen Frist zu löschen 

und schafft die Gesetzesgrundlage, im Falle eines Verstoßes Bußgelder zu verhängen. Zu 

diesen Inhalten zählen zum Beispiel Beleidigung, üble Nachrede, Verleumdung, öffentliche 

                                                

75
 Dies scheint auch insbesondere mit Hinblick auf die statistische Erfassung dieser Taten relevant, da die Statistik zu Politisch 

motivierter Kriminalität zur Erfassung von Hasskriminalität nur solche Fälle beinhaltet, die bereits zu Beginn der Ermittlungen als 

homo- oder transfeindliche Taten eingestuft werden, siehe Kapitel 4.1.1. 

76
 Im Entwurf zum Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität heißt es nach der Darlegung der 

Gründe für die explizite Aufnahme von „antisemitischen Gründen“ in § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB: „An der Erfassung und Wichtigkeit 

anderer „menschenverachtender“ Beweggründe und Ziele des Täters ändert diese Ergänzung nichts. Vielmehr bleibt es dabei, 

dass Tatmotive, die sich zum Beispiel gegen die sexuelle Orientierung oder Identität, gegen eine Behinderung oder gegen den 

gesellschaftlichen Status (etwa bei Obdachlosen) richten, ebenso von § 46 Absatz 2 Satz 2 StGB erfasst werden wie islamfeind-

liche, christenfeindliche, antiziganistische oder sonstige gegen die religiöse Einstellung oder ethnische Zugehörigkeit des Opfers 

gerichtete Beweggründe des Täters (vgl. bereits Bundestagsdrucksache 18/3007, S. 15, sowie die 2017 ausgeweiteten Unterthe-

men im Bereich Hasskriminalität der polizeilichen PMK-Erhebungen).“ (Deutscher Bundestag 2020: 19) 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/030/1803007.pdf
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Aufforderung zu Straftaten, Volksverhetzung, Gewaltdarstellung und Bedrohung. Das Gesetz 

gilt nicht für Plattformen mit weniger als zwei Millionen Nutzer*innen. Mit dem Gesetz ging 

Deutschland hinsichtlich der Pflichten für Betreibende weiter als andere Staaten. Eine Studie 

aus Februar 2021 zeigt jedoch Probleme bei der praktischen Anwendung des Gesetzes, da 

Plattformbetreibende häufig versuchten über eigene Meldewege die engen Löschfristen nach 

dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu umgehen (Liesching et al. 2021).77 Seit Inkrafttreten 

wurde das Netzwerkdurchsetzungsgesetz durch zwei Gesetzgebungsverfahren erweitert:  

 Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität, trat 

am 3. April 2021 in Kraft, erweitert die Meldepflicht der Anbieter*innen sozialer Netz-

werke. Besonders schwere Straftaten müssen an eine Zentralstelle beim Bundeskrimi-

nalamt gemeldet werden, inklusive Inhalte des Posts und Log-In IP-Adresse des*r Ver-

fasser*in. Das Bundeskriminalamt identifiziert anschließend die Täter*innen und leitet 

die Daten an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden weiter.78 

 Gesetz zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, trat am 28. Juni 2021 

in Kraft, ermöglicht es Nutzer*innen gegen Entscheidungen der Betreibenden sozialer 

Netzwerke vorzugehen, wenn unterschiedliche Auffassungen in Bezug auf das Lö-

schen oder Beibehalten einzelner Beiträge bestehen (Gegenvorstellungsverfahren). 

Weitere Maßnahmen sind unter anderem die Verbesserung der Nutzer*innenfreund-

lichkeit der Meldewege und ein verbesserter Zugang für Forschende zu Daten 

über den Einsatz von automatisierter Erkennung von Inhalten, die gelöscht werden sol-

len. 

Im Juli 2021 haben einige große Plattformen eine Feststellungsklage gegen die Erweiterung 

des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremis-

mus und der Hasskriminalität eingereicht, unter anderem wegen der Pflicht, alle gemeldeten 

und entfernten Inhalte inklusive IP-Adresse der Urheber*in an das Bundeskriminalamt weiter-

zuleiten. Das verletze nach Ansicht der Plattformbetreibenden die informationelle Selbstbe-

stimmung ihrer Nutzer*innen, da zur Zeit der Übermittlung der Daten noch nicht überprüft 

wurde, ob überhaupt ein Straftatbestand vorliege.79,80  

Neben dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz wurde auch im Bereich des Jugendmedienschut-

zes Hassrede im Internet in den Blick genommen. Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung 

des Jugendschutzgesetzes, das am 1. Mai 2021 in Kraft getreten ist, wurde der Schutz vor 

                                                

77
 Siehe auch: https://netzpolitik.org/2021/netzwerkdurchsetzungsgesetz-studie-zeigt-schwaechen-bei-gesetz-gegen-hassrede-

auf/  

78
 https://www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/NetzDG/NetzDG_node.html  

79
 https://netzpolitik.org/2021/klage-gegen-das-netzdg-deutsche-plattformregulierung-auf-dem-pruefstand/  

80
 Die Sonderberichterstatterin zur Meinungsfreiheit der Vereinten Nationen sowie weitere Menschenrechtsorganisationen wei-

sen darauf hin, dass solche rechtlichen Initiativen Probleme aufwerfen: Unternehmen hätten zwar eine Verantwortung, die Men-

schenrechte zu wahren, der Staat dürfe aber zensorische Aufgaben nicht an private Akteure abgeben und private Akteure auch 

nicht verpflichten, Maßnahmen zu ergreifen, die unnötig oder unverhältnismäßig in die Meinungsfreiheit eingreifen (OHCR 2017). 

https://netzpolitik.org/2021/netzwerkdurchsetzungsgesetz-studie-zeigt-schwaechen-bei-gesetz-gegen-hassrede-auf/
https://netzpolitik.org/2021/netzwerkdurchsetzungsgesetz-studie-zeigt-schwaechen-bei-gesetz-gegen-hassrede-auf/
https://www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/NetzDG/NetzDG_node.html
https://netzpolitik.org/2021/klage-gegen-das-netzdg-deutsche-plattformregulierung-auf-dem-pruefstand/
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Online-Risiken für Kinder und Jugendliche gestärkt. Beispielsweise sollen altersgerechte Vor-

einstellungen auf Plattformen vor Interaktionsrisiken wie Hassrede schützen.81 

5.4 Forderungen und Lösungsansätze 

5.4.1 Nennung homo- und transfeindlicher Motive im Gesetzestext 

Gefordert wird, dass homo- und transfeindliche Gewalt in den relevanten Regelungen zu Hass-

kriminalität (§ 46 Abs. 2 Satz 2 StGB, Grundsätze der Strafzumessung, § 130 Abs. 1 Nr. 1 

StGB, Volksverhetzung) explizit im Gesetzestext benannt wird und damit genauso behan-

delt wird wie beispielsweise rassistische Gewalt (LSVD et al. 2017, LSVD 2021, Der Paritäti-

sche 2021, FDP 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a, Karl 2021). Befürchtet wird, dass 

andernfalls LGBTIQ*-feindliche Motive in der Praxis der polizeilichen und staatsanwaltlichen 

Ermittlungen und damit auch bei der Strafzumessung zu wenig Beachtung fänden. Die Sozi-

aldemokratische Partei Deutschlands hält dies nur für § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB für nötig (SPD 

2021a), die Christlich Demokratische Union Deutschland und Christlich-Soziale Union in Bay-

ern lehnen eine Änderung ab, da nach ihnen aktuell keine Strafbarkeitslücke bestehe 

(CDU/CSU 2021). BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprechen sich darüber hinaus dafür aus, dass 

in den Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (Nr. 86 Abs. 2) homo- und 

transfeindliche Beweggründe der Täter*innen explizit benannt werden, damit das öffentliche 

Interesse an der Verfolgung von Straftaten auch bei diesen Beweggründen besteht. Eine For-

derung aus einer Stellungnahme zum Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Hass und 

Hetze gegen LGBTI widerspricht dem Tenor der anderen Forderungen. Das Lesbische Akti-

onszentrum reloaded will Transfeindlichkeit und Geschlechtsidentität nicht mit im Gesetzestext 

aufnehmen und zweifelt die Legitimität dieser Begriffe grundlegend an (LAZ 2021).82  

5.4.2 Rechtsdurchsetzung bei Hass im Netz 

Weiterhin wird eine konsequente Rechtsdurchsetzung im Bereich des Schutzes vor Hasskri-

minalität und Hassrede im Internet gefordert, wofür eine gute Ausstattung von Polizei und 

Justiz als wichtig betont wird (LSVD 2019). 2019, zwei Jahre nach Inkrafttreten des Netz-

werkdurchsetzungsgesetzes fordert der Lesben- und Schwulenverband e. V., dass Betrei-

bende von Plattformen stärker in die Pflicht genommen werden sollten, was die zeitnahe Lö-

schung von rechtswidrigen Inhalten und die Auskunftspflichten gegenüber Behörden betrifft. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN forderten im Februar 2021 mit Blick auf das Netzwerkdurchset-

                                                

81
 Siehe zur Reform des Jugendmedienschutzes in Deutschland: Croll 2021  

82
 Das Lesbische Aktionszentrum reloaded e. V. hat am 3. Mai eine Stellungnahme zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die 

Grünen „Hass und Hetze gegen LSBTI wirksam bekämpfen.“ (BT-Drucksache 19/26886) abgegeben. In dieser Stellungnahme 

bringt der Verein transfeindliche Positionen zum Ausdruck: Geschlechtsidentität wird als Teil einer „politischen Religion“ verstan-

den und als Begriff nicht akzeptiert. Der Verein verweist in seiner Stellungnahme darauf, dass sich lesbische Frauen und Trans-

Personen hinsichtlich ihrer Diskriminierungserfahrungen unterscheiden würden. Die Diskriminierungserfahrungen lesbischer 

Frauen entspräche in erster Linie jener aller Frauen und erst nachrangig jener der Personengruppe LGBTI beziehungsweise liefe 

diesen zuwider. Die Zusammenfassung verschiedener Minderheitengruppen im Begriff LGBTI wird zudem kritisiert (LAZ 2021). 
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zungsgesetz eine verfassungskonforme Reform. Die Reform des Netzwerkdurchsetzungsge-

setz erfolgte im April und Juni 2021 (siehe Kapitel 5.3). Der Deutsche Juristinnenbund fordert 

auch nach den Reformen des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes eine Weiterentwicklung und 

Ausweitung des Anwendungsbereichs auf Plattformen unter zwei Millionen Nutzer*innen 

und Messengerdienste (djb 2021). Die Amadeu Antonio Stiftung fordert als Maßnahmen, um 

gegen Antifeminismus, Sexismus, die Feindschaft gegen Gleichstellungspolitiken und Gender 

im Netz vorzugehen, den Druck auf Vernetzungsplattformen zu erhöhen und entsprechende 

Seiten und Gruppen zu beobachten beziehungsweise zu verbieten. Auch das „Deplatformen“, 

das Löschen des Accounts und des Zugangs besonders notorischer Akteure, könnte Teil eines 

gezielten Vorgehens gegen Menschenfeindlichkeit im Netz sein (Amadeu Antonio Stiftung 

2021). Bei Aufrufen gegen Hass und Gewalt solle mit allen rechtsstaatlichen Mitteln vorgegan-

gen werden, zudem sollte eine Ächtung von LGBTI-feindlichen Inhalten in der Musikindust-

rie stattfinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019). Eine Forderung der zivilgesellschaftlichen 

Organisation Lesben und Alter e. V. hebt Hasskriminalität und Hassrede gegen Lesben und 

die bessere strafrechtliche Verfolgung derer als besonders wichtig hervor (Lesben und Alter 

2021).  

5.4.3 Schutzlücken im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und Stärkung der 

Antidiskriminierungsstelle 

Weitere Forderungen beziehen sich auf die Schließung von Schutzlücken für LGBTI-Personen 

im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und eine Stärkung der Antidiskriminierungs-

stelle (LSVD 2021). Staatliches Handeln solle in den Anwendungsbereich des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes einbezogen werden und ein Verbandsklagerecht solle im Allge-

meinen Gleichbehandlungsgesetz für Antidiskriminierungsverbände etabliert werden (LSVD 

2021, DIE LINKE 2021). Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (Antidiskriminierungs-

stelle) solle in ihren Befugnissen, ihrer unabhängigen Stellung und ihrer finanziellen Ausstat-

tung gestärkt werden, damit sie effektiv Anfeindungen entgegentreten und vor allem vorbeu-

gen könne (LSVD 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a). Unter anderem sollen beste-

hende Schutzlücken im privaten und öffentlichen Bereich geschlossen werden, beispielsweise 

mit einem umfassenden Verbandsklagerecht und verlängerten Klagefristen, damit gegen Dis-

kriminierungen strukturell und nachhaltig vorgegangen werden kann (Bündnis 90/DieGrünen 

2020a). Allein eine zivilgesellschaftliche Organisation spricht sich gegen eine Erweiterung des 

Anwendungsbereichs des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes auf Geschlechtsidentität 

aus (LAZ 2021).83  

                                                

83
 Diese Organisation vertritt in der zitierten Stellungnahme transfeindliche Positionen, siehe Fußnote 82. 
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5.4.4 Erweiterung von Artikel 3 Grundgesetz 

Weitere Forderungen beziehen sich auf die Erweiterung des Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz84, 

um eine verfassungsrechtliche Absicherung gegen Diskriminierung und Hasskriminalität zu 

schaffen: Lesben- und Schwulenverband e. V., Freie Demokratische Partei und Bündnis90/Die 

Grünen fordern die sexuelle Identität hier zu ergänzen (LSVD 2021, FDP 2021a, BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2019). DIE LINKE will Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Iden-

tität, sexuellen Orientierung und Lebensweise aufnehmen, weitere wollen das Merkmal ge-

schlechtliche und sexuelle Identität aufnehmen (Karl 2021).  

5.5 Einblicke in andere europäische Staaten 

Tabelle 3 zeigt, dass gemäß dem Rainbow Index von ILGA-Europe (siehe Kapitel 2.2.5), be-

reits die Mehrheit der Europäischen Staaten die sexuelle Orientierung explizit als strafschär-

fenden Faktor in ihren Gesetzesregelungen zu Hasskriminalität berücksichtigt. 15 Europäische 

Staaten nennen die sexuelle Orientierung explizit als strafschärfenden Umstand in der Ge-

setzgebung zu Hasskriminalität. Neun Staaten berücksichtigen auch die Geschlechtsidentität 

explizit im Gesetzestext als erschwerenden Faktor, zwei Staaten berücksichtigen auf nationa-

ler Ebene sowohl sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität als auch Intersexualität (im Fol-

genden Geschlechtsmerkmale). Zehn Staaten, einschließlich Deutschland, berücksichtigen 

keines der Merkmale explizit.  

Tabelle 3: Rainbow Index: Gesetzesrahmen Hasskriminalität, strafschärfende Umstände 

Sexuelle  

Orientierung 

Geschlechts- 

identität 

Geschlechts- 

merkmale 

Keines der Merk-

male berücksich-

tigt  

Belgien, Dänemark, 

Litauen, Österreich, 

Rumänien, Slowakei 

 

Finnland, Frankreich, Kroatien, Luxemburg, 

Portugal, Schweden, Spanien85, Ungarn, 

Zypern 

 

Griechenland, Malta  

                                                

84
 „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 

seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen 

seiner Behinderung benachteiligt werden.“ (Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz) 

85
 Hasskriminalität aufgrund der Geschlechtsmerkmale werden in einigen Regionen als strafschärfender Umstand berücksichtigt.  
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 Bulgarien, Deutsch-

land, Estland, (Ir-

land)86, Italien87, 

Lettland, Nieder-

lande, Polen, Slowe-

nien, Tschechische 

Republik 

Quelle: Webseite Rainbow Map (veröffentlicht: 17. Mai 2021, Zugriff: 2. November 2021)
88

, eigene Darstellung, Anpassung hin-

sichtlich Irland (siehe Fußnote 86) 

Tabelle 4 zeigt äquivalent zur gesetzlichen Lage zu Hasskriminalität die gesetzliche Lage zu 

Hassrede nach dem Rainbow-Index. 20 Staaten benennen die sexuelle Orientierung explizit 

als strafschärfenden Umstand in der Gesetzgebung zu Hassrede, zwölf Staaten berücksich-

tigen zusätzlich die Geschlechtsidentität. Sieben Staaten, einschließlich Deutschland, berück-

sichtigen keines der Merkmale explizit.  

Tabelle 4: Rainbow Index: Gesetzesrahmen Hassrede, strafschärfende Umstände 

Sexuelle Orientierung Geschlechtsidentität Keines der Merkmale be-

rücksichtigt 

Dänemark, Estland, Irland86, 

Litauen, Niederlande, Öster-

reich, Slowakei, Slowenien  

  

Belgien, Finnland, Frankreich, Griechenland, Kroatien, Lu-

xemburg, Malta, Portugal, Schweden, Spanien, Ungarn, Zy-

pern 

 

  
Bulgarien, Deutschland, Ita-

lien, Lettland, Polen, Rumä-

nien, Tschechische Republik  

Quelle: Webseite Rainbow Map (veröffentlicht: 17. Mai 2021, Zugriff: 2. November 2021)
89

, eigene Darstellung 

                                                

86
 Im April 2021 wurde in Irland ein neues Gesetz zu Hassverbrechen und Hassrede (Criminal Justice (Hate Crime) Act 2021) 

von der Regierung angenommen. Das Gesetz legt die Merkmale sexuelle Orientierung und Geschlecht (was Geschlechtsidentität 

und Geschlechtsausdruck mit umfasst) als strafschärfende Umstände fest. Das Gesetz wurde von der Regierung angenommen, 

es ist zum Stand 4. November 2021 noch nicht in Kraft. Siehe zu Irland Kapitel 5.5.4. 

87
 In Italien wurde eine Gesetzesinitiative, die sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität zu erschwerenden Umständen bei 

Hassverbrechen und Hassrede erklärt hätte, am 27. Oktober 2021 durch rechte Parteien blockiert: https://www.politico.eu/ar-

ticle/italy-lgbtq-hate-crime-bill-matteo-salvini-rome-senate/.  

88
 https://rainbow-europe.org/#1/8693/0  

89
 https://rainbow-europe.org/#1/8693/0  

https://www.politico.eu/article/italy-lgbtq-hate-crime-bill-matteo-salvini-rome-senate/
https://www.politico.eu/article/italy-lgbtq-hate-crime-bill-matteo-salvini-rome-senate/
https://rainbow-europe.org/#1/8693/0
https://rainbow-europe.org/#1/8693/0
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Malta und Griechenland sind bisweilen die einzigen Staaten, die alle drei Merkmale sexuelle 

Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale explizit in der Gesetzgebung zu 

Hasskriminalität (sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität im Bereich Hassrede) als 

strafschärfende Faktoren berücksichtigen. Ein nationaler Bericht für Malta stellte (für 2016) 

jedoch fest, dass in der Praxis bisweilen nur sehr wenige Ermittlungen auf dieser Gesetzes-

grundlage stattfinden. In Irland wurde im April 2021 ein Gesetz zu Hasskriminalität und Hass-

rede einschließlich der Berücksichtigung der Merkmale sexuelle Orientierung und Geschlecht 

(einschließlich Geschlechtsmerkmale und Geschlechtsausdruck) als erschwerende Faktoren 

bereits von der Regierung angenommen, es ist jedoch noch nicht in Kraft getreten. Der Ge-

setzesinitiative ging eine umfassende Konsultation mit zivilgesellschaftlichen Organisationen, 

der LGBTIQ*-Community sowie weiteren Interessengruppen und Expert*innen voraus. Auch 

in den Niederlanden wurde ein Gesetzesentwurf vorgelegt. In Dänemark hat das Parlament 

einen Gesetzesentwurf verabschiedet, der Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck und 

Geschlechtsmerkmale als erschwerende Umstände bei Hassdelikten und Hassreden im Straf-

gesetzbuch aufnimmt. Den ressortübergreifenden Prozess um mehrere rechtliche Änderun-

gen zur Besserstellung von LGBTI-Personen hat auch eine LGBTI-Organisation eng begleitet. 

Darüber hinaus wurden in den Niederlanden die Strafen für die Anstiftung zur Diskriminierung, 

das heißt beispielsweise auch für Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen, erhöht.  

In Frankreich wurde ein kurz zuvor eingeführtes Gesetz zur Bekämpfung von hasserfüllten 

Inhalten im Internet als verfassungswidrig erklärt. Es wird das Vorhaben verfolgt, dass mehr 

Fälle von Hassrede gegen LGBT+ Personen im Internet gemeldet werden.  

5.5.1 Dänemark 

Geltendes Recht 

 Im Dezember 2021 hat das Parlament einen Gesetzentwurf zu Änderungen im Bereich 

Nicht-Diskriminierung und Hasskriminalität verabschiedet.90 (Miljø- og Fødevaremi-

nisteriet 2020: 6f.) 91:  

 Nennung als strafschärfende Faktoren: Geschlechtsidentität, Geschlechtsaus-

druck und Geschlechtsmerkmale werden als erschwerende Umstände bei 

Hassdelikten und Hassreden im Strafgesetzbuch92 aufgenommen (bisher gilt 

dies nur für sexuelle Orientierung).  

                                                

90
 https://komiteen.dk/?p=1231  

91
 Zusammenfassung Englisch: https://komiteen.dk/?p=956&fbclid=IwAR2VmyoOl5tOV66Mnez280MDRNT-

vbxB6kb2tEgQ4PnZ5_BG2eywT4eNqRcs  

92
 Paragraph 81, Nr. 6 zu Hassdelikten, Paragraph 266b zu Hassreden, dänisches Strafgesetzbuch (Straffeloven): https://www.le-

gislationline.org/documents/action/popup/id/20037  

https://komiteen.dk/?p=1231
https://komiteen.dk/?p=956&fbclid=IwAR2VmyoOl5tOV66Mnez280MDRNTvbxB6kb2tEgQ4PnZ5_BG2eywT4eNqRcs
https://komiteen.dk/?p=956&fbclid=IwAR2VmyoOl5tOV66Mnez280MDRNTvbxB6kb2tEgQ4PnZ5_BG2eywT4eNqRcs
https://www.legislationline.org/documents/action/popup/id/20037
https://www.legislationline.org/documents/action/popup/id/20037
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 Gleichbehandlungs- und Nichtdiskriminierungsgesetze gelten auch in Be-

zug auf Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck und Geschlechtsmerk-

male.  

 Fälle von Diskriminierung gegen Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck 

und Geschlechtsmerkmale können bei der Gleichbehandlungsstelle93 (ver-

gleichbar mit der deutschen Antidiskriminierungsstelle) gemeldet werden. Bis-

her beschäftigte sich die Stelle nur mit sexueller Orientierung als Grund für Dis-

kriminierung im Bereich des Arbeitsmarktes. 

 Die Vorschläge zu den Gesetzesänderungen im Bereich der Anti-Diskriminie-

rung kamen, nach Angaben der zivilgesellschaftlichen Organisation LGBTI-Ko-

mitee, (erstmals) allein durch politischen Willen zustande und nicht bedingt 

durch internationale Konventionen, Richtlinien oder ähnlichem. Die Initiativen 

sind das Ergebnis eines zweijährigen Prozesses, in dem eine ressortübergrei-

fende Arbeitsgruppe die Gesetzgebung überprüft hat, um rechtliche Ungleich-

heiten in Bezug auf LGBTI-Personen zu identifizieren. Dabei hat sie das 

LGBTI-Komitee eng begleitet, welches die Ergebnisse der Arbeitsgruppe als 

Erfolg bezeichnet. Eine umfassende Analyse (Miljø- og Fødevareministeriet 

2020) der Arbeitsgruppe wurde zeitgleich mit den Initiativen veröffentlicht. Die 

Analyse legt auch die Gesetzgebung in ausgewählten Ländern dar und nimmt 

Bezug auf die Rainbow Map von der International Lesbian, Gay, Bisexual, 

Trans and Intersex Association.  

5.5.2 Frankreich 

Geltendes Recht 

 Hassrede im Internet: Ein neues Gesetz zur Bekämpfung von hasserfüllten Inhalten 

im Internet (kurz „Avia law“) (ähnlich dem deutschen Netzwerkdurchsetzungsgesetz, 

siehe Kapitel 5.3), wurde nach Verabschiedung im Mai 2020, im Juni 2020 als verfas-

sungswidrig erklärt, da es die Meinungs- und Redefreiheit unverhältnismäßig stark ein-

schränke.94 Dem vorangegangen war massive Kritik von Vertreter*innen der digitalen 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft sowie der Europäischen Kommission. Auch LGBTIQ*-

Organisationen kritisierten das Gesetz: Die eingeräumte Zeit für Plattformen, um In-

halte zu löschen, reiche nicht aus, um tatsächlich zu prüfen, ob es sich um illegale 

Inhalte handle (ILGA-Europe 2020: 49).95 

 

 

                                                

93
 https://ast.dk/naevn/naevn/ligebehandlingsnaevnet/alder-handicap-kon-etnisk-oprindelse-seksuel-orientering-ovrige-grunde  

94
 https://edri.org/our-work/french-avia-law-declared-unconstitutional-what-does-this-teach-us-at-eu-level/  

95
 Siehe auch: https://www.inter-lgbt.org/non-la-lutte-contre-la-haine-ne-saurait-justifier-la-censure-communique-de-presse-du-

08-07-2019/  

https://ast.dk/naevn/naevn/ligebehandlingsnaevnet/alder-handicap-kon-etnisk-oprindelse-seksuel-orientering-ovrige-grunde
https://edri.org/our-work/french-avia-law-declared-unconstitutional-what-does-this-teach-us-at-eu-level/
https://www.inter-lgbt.org/non-la-lutte-contre-la-haine-ne-saurait-justifier-la-censure-communique-de-presse-du-08-07-2019/
https://www.inter-lgbt.org/non-la-lutte-contre-la-haine-ne-saurait-justifier-la-censure-communique-de-presse-du-08-07-2019/
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Regierungsvorhaben 

 Hassrede im Internet: Für Hassrede gegen LGBT+-Personen im Internet soll die Zahl 

gemeldeter Fälle nach Artikel 40 der Strafprozessordnung96 erhöht werden. Dies ist 

eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 28). Ange-

stellte des öffentlichen Dienstes müssen danach Verbrechen an die Staatsanwaltschaft 

melden, die ihnen im Rahmen ihres Dienstes begegnen. Aus unterschiedlichen Grün-

den wird dies jedoch zu wenig getan, unter anderem spielen Unkenntnis zum Verfahren 

und auch fehlende Strafen bei einer Nicht-Meldung eine Rolle.97 Die Interministerielle 

Delegation zur Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und Anti-LGBT-Hass 

hatte im Jahr 2015 Anzeigen nach Artikel 40 der Strafprozessordnung gemacht und 

die Staatsanwaltschaft eingeschaltet, um Hassrede in sozialen Netzwerken anzuzei-

gen.98  

5.5.3 Griechenland 

Geltendes Recht  

 Nennung als strafschärfende Faktoren: Gesetze zu Hasskriminalität und Hassrede be-

rücksichtigen in Griechenland sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Ge-

schlechtsmerkmale:  

 Artikel 81 A des Strafgesetzes berücksichtigt seit 2014 sexuelle Orientierung 

und Geschlechtsidentität, seit 2015 Geschlechtsmerkmale, als strafschärfende 

Umstände für Verbrechen.  

 Gesetz Nr. 927/1979 enthält Bestimmungen zu Hassrede, in denen auch Hass 

gegen Personen oder Gruppen, seit 2014 auch auf Basis von sexueller Orien-

tierung und Geschlechtsidentität, seit 2017 auf Basis von Geschlechtsmerkma-

len, benannt sind.99  

5.5.4 Irland 

Regierungsvorhaben 

 Nennung als strafschärfende Faktoren: Im April 2021 wurde in Irland ein neues Gesetz 

zu Hassverbrechen und Hassrede (Criminal Justice (Hate Crime) Act 2021) von der 

                                                

96
 https://www.legifrance.gouv.fr/codes/texte_lc/LEGITEXT000006071154/  

97
 https://www.dalloz-actualite.fr/flash/l-article-40-du-code-de-procedure-penale-en-question-apres-l-affaire-alexandre-be-

nalla#.YSXhV44zaUl  

98
 https://www.gouvernement.fr/la-dilcra-saisit-le-procureur-de-la-republique-de-paris-au-titre-de-l-article-40-2-contre-une-2248  

99
 Beide Änderungen im Strafgesetz und zu Hassrede wurden durch das Gesetz 4285/2014 eingeführt: https://ec.europa.eu/mig-

rant-integration/library-document/greece-law-42852014_en?lang=de.  

https://www.legifrance.gouv.fr/codes/texte_lc/LEGITEXT000006071154/
https://www.dalloz-actualite.fr/flash/l-article-40-du-code-de-procedure-penale-en-question-apres-l-affaire-alexandre-benalla#.YSXhV44zaUl
https://www.dalloz-actualite.fr/flash/l-article-40-du-code-de-procedure-penale-en-question-apres-l-affaire-alexandre-benalla#.YSXhV44zaUl
https://www.gouvernement.fr/la-dilcra-saisit-le-procureur-de-la-republique-de-paris-au-titre-de-l-article-40-2-contre-une-2248
https://ec.europa.eu/migrant-integration/library-document/greece-law-42852014_en?lang=de
https://ec.europa.eu/migrant-integration/library-document/greece-law-42852014_en?lang=de
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Regierung angenommen. Das Gesetz legt die Merkmale sexuelle Orientierung und Ge-

schlecht (was Geschlechtsidentität und Geschlechtsausdruck mit umfasst100) als straf-

schärfende Umstände fest. Das Gesetz wurde von der Regierung angenommen, es ist 

zum Stand 4. November 2021 noch nicht in Kraft.101 Dem Gesetz ging eine öffentliche 

Konsultation102 mit zivilgesellschaftlichen Organisationen, Communities und Fachleu-

ten zu Hassverbrechen und Hassrede voraus, um die Bedarfe der Gesetzesreform zu 

evaluieren. Es gingen 3.600 Beiträge ein.103  

5.5.5 Malta 

Geltendes Recht  

 Nennung als strafschärfende Faktoren: Gesetze zu Hasskriminalität und Hassrede be-

rücksichtigen in Malta sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechts-

merkmale. Damit ist Malta mit Griechenland der einzige Staat, der alle drei Merkmale 

explizit in der Gesetzgebung zu Hasskriminalität und Hassrede abdeckt: 

 2012 wurden die Bestimmungen zu Hasskriminalität und Hassreden im Straf-

gesetzbuch und Artikel 6 des Pressegesetzes um die Gründe der sexuellen 

Orientierung und der Geschlechtsidentität erweitert.104  

 Das Gesetz zu Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck und Ge-

schlechtsmerkmalen von 2015105 stellt sicher, dass Taten gegen Inter* Per-

sonen als Grund für Hasskriminalität berücksichtigt werden.  

 2015 wurde eine Strafschärfung im Strafgesetzbuch eingeführt, für den Fall, 

dass die Tat im Zusammenhang mit Geschlechtsidentität, Geschlechtsaus-

druck und Geschlechtsmerkmalen der betroffenen Person steht.106  

 Der nationale Bericht von SOS Malta (Vella Muskat 2016: 5) aus 2016 stellte fest, dass 

trotz umfassender und starker Gesetze gegen Hassrede und Hassverbrechen, nur sehr 

wenige Ermittlungen in dieser Hinsicht stattfinden. Vermutet wird, dass zum einen die 

Polizei besser darin geschult werden müsse diese Straftaten zu erkennen und zum 

anderen Personen, die Hassrede und Hassverbechen erleben, dazu ermutigt werden 

müssten, Vorfälle zu melden, denn Underreporting sei ein großes Problem. 

                                                

100
 https://www.irishlegal.com/articles/ireland-s-first-hate-crime-bill-approved-by-ministers  

101
 https://justice.ie/en/JELR/Pages/ProposedLegislation  

102
 Es wurde ein umfangreicher Bericht (An Roinn Dlí agus Cirt 2020) durch das Irische Justizministerium zur öffentlichen Kon-

sultation erstellt.  

103
 https://gcn.ie/lgbtq-inclusive-hate-crime-legislation-brought-cabinet-easter/  

104
 Article 82A, 82C, 83B Criminal Code (ACT No. VIII of 2021): https://justice.gov.mt/en/pcac/Documents/Criminal%20code.pdf, 

Article 6 of the Press Act: https://www.gov.mt/en/Government/DOI/Media%20in%20Malta/Documents/Press%20Act.pdf  

105
 Gender Identity, Gender Expression and Sex Characteristics Act of 2015: https://legislation.mt/eli/cap/540/eng/pdf  

106
 Article 83B Criminal Code: http://www.justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.aspx?app=lom&itemid=8574  

https://www.irishlegal.com/articles/ireland-s-first-hate-crime-bill-approved-by-ministers
https://justice.ie/en/JELR/Pages/ProposedLegislation
https://gcn.ie/lgbtq-inclusive-hate-crime-legislation-brought-cabinet-easter/
https://justice.gov.mt/en/pcac/Documents/Criminal%20code.pdf
https://www.gov.mt/en/Government/DOI/Media%20in%20Malta/Documents/Press%20Act.pdf
https://legislation.mt/eli/cap/540/eng/pdf
http://www.justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.aspx?app=lom&itemid=8574
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Regierungsvorhaben 

 Das Parlament diskutiert aktuell die Vorlage eines Equality Act107 aus 2019, welches 

Änderungen in den Bestimmungen zu Hasskriminalität, unter anderem gegen die se-

xuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale, sowohl für Indi-

viduen als auch für Gruppen wirksam machen würde (SOGIGESC Unit 2020: 15, 

ILGA-Europe 2020: 74).108  

5.5.6 Niederlande 

Geltendes Recht 

 Höhere Strafen: 2019 wurde die Höchststrafe für Anstiftung zur Diskriminierung, da-

runter fällt auch Hassrede gegen Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder 

ihres Geschlechts, von einem auf zwei Jahre Gefängnis verdoppelt.109  

Regierungsvorhaben 

 Nennung als strafschärfende Faktoren: Für Hasskriminalität sollen im Strafgesetz-

buch höhere Strafen vorgesehen werden. Das Vorhaben ist Teil des Nationalen Akti-

onsplans (2018–2021) (NAP MT 2018: 17) und der Wahlvereinbarung 2021 (COC Ne-

derland 2021). Die Parteien GroenLinks und ChristenUnie haben am 29. Juni 2020 

einen Gesetzesentwurf vorgelegt, der Straftaten mit um ein Drittel höheren Strafen be-

legt, wenn ein diskriminierender Hintergrund, unter anderem sexuelle Orientierung 

oder Geschlechtsidentität, vorliegt.110 Zwar können Richter*innen Strafen bei diskrimi-

nierenden Absichten auch jetzt bereits erhöhen, doch werde das häufig nicht getan.111 

  

                                                

107
 Equality Bill, Bill No. 96: https://parlament.mt/en/13th-leg/bills/bill-no-096-equality/  

108
 Um die Diskussion um den Entwurf des Equality Acts kam ein LGBTIQ*-feindlicher Diskurs von religiösen Akteuren in den 

Medien auf. Die zweite Anhörung im Parlament fand unter Einbezug von Vertreter*innen der Anti-Gender Bewegung und Fach-

organisationen statt (ILGA-Europe 2021: 77).  

109
 Artikel 137d Wetboek van Strafrecht: https://wetten.overheid.nl/BWBR0001854/2021-07-01  

110
 https://winq.nl/articles/231557/wetsvoorstel-hogere-straffen-op-haatmisdrijven/  

111
 https://www.ewmagazine.nl/nederland/achtergrond/2020/06/journalistenmanifest-hate-crime-wet-racismedebat-woedt-voort-

763852/  

https://parlament.mt/en/13th-leg/bills/bill-no-096-equality/
https://wetten.overheid.nl/BWBR0001854/2021-07-01
https://winq.nl/articles/231557/wetsvoorstel-hogere-straffen-op-haatmisdrijven/
https://www.ewmagazine.nl/nederland/achtergrond/2020/06/journalistenmanifest-hate-crime-wet-racismedebat-woedt-voort-763852/
https://www.ewmagazine.nl/nederland/achtergrond/2020/06/journalistenmanifest-hate-crime-wet-racismedebat-woedt-voort-763852/
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6 Ausweitung und Verbesserung der Maßnahmen in Polizei, 

Justiz und Opferschutz  

6.1 Problemlage und Handlungserfordernis 

Wie in Kapitel 3 dargestellt, melden viele Betroffene von Hasskriminalität die Vorfälle nicht bei 

der Polizei, weil sie Angst davor haben (erneut) diskriminiert zu werden, nicht ernstgenommen 

zu werden oder auch daran zweifeln, dass eine Anzeige bei der Polizei etwas bewirken kann. 

Einige nehmen Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen sogar bereits als alltäglich wahr und 

sehen keine Veranlassung diese bei offiziellen Stellen zu melden.  

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung stellt in ihrer Studie zu 

den Rechten von LGBTI-Personen fest: Schulungen von Polizeibeamt*innen im sachge-

rechten Umgang mit Hassverbrechen gegenüber LGBTI-Personen sind wichtig, damit Tä-

ter*innen abgeschreckt werden und Betroffene Vertrauen haben, dass Beamt*innen fähig und 

bereit sind, sich mit Hasskriminalität gegen LGBTI auseinanderzusetzen. Das bedeutet, dass 

Polizeibeamt*innen über die nötigen Kompetenzen verfügen sollten, um eine detaillierte Aus-

sage der betroffenen Personen aufzunehmen und zu erkennen, wann es sich bei einer Straftat 

um ein Hassverbrechen handelt. Um zu erreichen, dass LGBTIQ*-Personen Hassverbrechen 

häufiger melden, könnten Schulungen für Beamt*innen durch enge Partnerschaften zwi-

schen Polizei und zivilgesellschaftlichen Organisationen ergänzt werden. Zivilgesell-

schaftliche Organisationen sind häufig der erste Anlaufpunkt für von Hassverbrechen be-

troffene Personen. Sie können daher zwischen ihnen und der Polizei als Vermittler fungieren 

(OECD 2021: 35f.). 

Die Arbeitsgruppe Erfassung von Hassverbrechen, Datenerhebung und Datenberichterstat-

tung der High Level Group zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenhass und anderer For-

men von Intoleranz der Europäischen Kommission hat unter Führung der Europäischen 

Grundrechteagentur Leitlinien zur Ausweitung der Meldung von Hasskriminalität erstellt. 

Zu den Leitlinien der Arbeitsgruppe zur Verbesserung des Monitorings von Hasskriminalität 

siehe Kapitel 4. In einer Sammlung werden Maßnahmen aus europäischen Staaten112 ein-

schließlich der Identifikation wichtiger Erfolgsfaktoren bereitgestellt. Einige der in diesem Ar-

beitspapier aufgeführten Maßnahmen sind auch dort zu finden. Darüber hinaus hat die Euro-

päische Grundrechteagentur einen Bericht mit Empfehlungen und Maßnahmen guter Praxis 

zur Ausweitung der Meldung von Hasskriminalität veröffentlicht (FRA 2021).  

 

 

 

 

                                                

112
 https://fra.europa.eu/en/theme/hate-crime/compendium-practices  

https://fra.europa.eu/en/theme/hate-crime/compendium-practices
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Problemlage und Handlungserfordernis für Deutschland 

Von Hassverbrechen betroffene LGBTIQ*-Personen sollten das Vertrauen haben, sich an 

Polizei, Justiz und an Opferschutzeinrichtungen zu wenden. Zugleich sollten Täter*innen 

abgeschreckt werden und wissen, dass ihre Taten strafrechtlich entsprechend verfolgt wer-

den.  

Polizeibeamt*innen und Angestellte in der Justiz müssen entsprechend dazu befähigt wer-

den, Fälle von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen zu erkennen und diese kompe-

tent zu bearbeiten. Opferschutzeinrichtungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 

kann hier eine Vermittlerrolle zukommen. 

6.2 Polizei  

Zur Sensibilisierung und zum Erwerb der Kompetenzen für den Umgang mit LGBTIQ*-Perso-

nen bei der Bundespolizei werden in Deutschland bei der Ausbildung aller Laufbahngruppen 

bereits die Themenfelder Menschenrechte, Verhütung von Rassismus und rassistischer Dis-

kriminierung ebenso wie die Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes als wesentliche und fä-

cherübergreifende Bestandteile berücksichtigt (Bundesregierung 2021: 136).113 

Ein Forschungsprojekt der Hochschule Merseburg, gefördert durch das Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend, beschäftigte sich von 2019 bis 2020 mit der Veranke-

rung der Themen Trans- und Intergeschlechtlichkeit in gesundheitlichen, medizinischen, 

psychologischen, sozialen und pädagogischen Ausbildungen und Studiengängen. In 

dem Ergebnispapier (Voß 2021) des Projekts wird festgehalten, dass sich Folgeuntersuchun-

gen auch mit weiteren Fachrichtungen wie der Verwaltung und Polizei beschäftigen sollten, 

viele Aspekte lassen sich jedoch auch bereits jetzt auf die Polizei übertragen. 2021 fand zu-

dem eine Veranstaltung zu Trans- und Intergeschlechtlichkeit im Kontext der Polizeiarbeit 

statt. Als Handlungsempfehlungen werden im Rahmen des Projekts festgehalten (Voß 2021: 

37f.): Bei der Erstellung von Angeboten zu Trans- und Intergeschlechtlichkeit solle darauf ge-

achtet werden, dass keine Konkurrenzsituationen zu anderen Themen auftreten. Weiter 

sollten keine einmaligen Veranstaltungen stattfinden, sondern eine Reflexion der Inhalte 

(über längere Zeit) möglich sein. Bei Ausbildungen sei eine rasche Möglichkeit gegeben, In-

halte zu implementieren, da die Curricular zentral über den Bund und die Länder geregelt 

werden. Bei Hochschulen und Universitäten regeln die Verantwortlichen dies selbst, Gesetz-

geber auf Landesebene und – über Drittmittel- und Hochschulpaktaktivitäten – auch auf Bun-

desebene könnten aber Anreize schaffen, um eine zeitgemäße Fortentwicklung von Curri-

cula zu begünstigen. Eine gute Vorarbeit der Entwicklung eines curricularen Basisangebots 

                                                

113
 In Kooperation mit einer zivilgesellschaftlichen Organisation gab es in Deutschland bereits Fortbildungsmodule für Justizbe-

amt*innen: Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz führte mit dem Deutschen Institut für Menschenrechte 

und den für die Fortbildung zuständigen Ländern das Projekt „Rassismus und Menschenrechte: Stärkung der Strafjustiz“ (Januar 

2017–Dezember 2018) durch, das darauf abzielt, Fortbildungsmodule zum Themenfeld Rassismus für Richter*innen sowie 

Staatsanwält*innen zu entwickeln. Die Fortbildungen sollen die Zielgruppe dabei unterstützten, angemessen auf rassistische und 

hassmotivierte Taten zu reagieren und im Strafverfahren mit den Erfahrungen von Rassismus-Betroffenen umzugehen (BMI 2017: 

21). 
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(praxisnah und passförmig) wäre noch zu leisten und könnte die Implementierung der entspre-

chenden Inhalte deutlich voranbringen. 

In vielen Landespolizeien gibt es mittlerweile Ansprechpersonen für LGBTIQ*, an die sich 

Betroffene als auch Zeug*innen homo- und transfeindlicher Hasskriminalität wenden können. 

In Berlin wurde bereits 1992 eine solche Stelle eingerichtet, seit 2006 gibt es zusätzlich eine 

Ansprechperson für die Belange lesbischer Frauen. Die Stellen sind bei der Zentralstelle für 

Prävention im Landeskriminalamt angesiedelt und für ganz Berlin zuständig. Die Ansprech-

personen haben das Ziel, Straftaten gegen LGBTI durch vorbeugende Maßnahmen zu verhin-

dern und die Aufklärung begangener Straftaten zu erleichtern, einschließlich Betroffene und 

Zeug*innen von Straftaten zur Mitarbeit im Strafverfahren zu ermutigen. Polizeiextern liegt der 

Schwerpunkt in der Durchführung vertrauensbildender Maßnahmen, der damit verbundenen 

Öffentlichkeitsarbeit und der Gewaltprävention. Polizeiintern liegen die Schwerpunkte in der 

Auswertung von Straftaten gegen LGBTI, der Entwicklung von Konzepten zur Vorbeugung 

und Strafverfolgung, der Aus- und Fortbildung von Polizeiangehörigen sowie der Ermittlungs-

unterstützung. Die Berliner Polizei stellt auf ihrer Webseite Informationen für Betroffene und 

Berichte zu ihrer Arbeit bereit.114 In ihrem Bericht von 2018 erläutern die Verantwortlichen, 

dass sowohl Opferschutz als auch Prävention und Bürgernähe in den vergangenen Jahren 

eine Aufwertung erfahren habe. Die Arbeit der Ansprechpersonen für LGBTI wird im Neben-

amt von den örtlichen Polizeidirektionen dem Polizeipräsidium und der Polizeiakademie, den 

Opferschutz- und Präventionsbeamten der örtlichen Direktionen und Abschnitten, durch die 

Arbeitsgebiete interkulturelle Aufgaben, die Ansprechpersonen für Integration und Migration, 

dem Diversity Büro und durch die Beschwerdesachbearbeiter*innen unterstützt (Polizei Berlin 

2018).  

Die meisten LGBTIQ*-Ansprechpersonen bei der Polizei in Deutschland sind ehrenamtlich 

tätig. Das Anti-Gewalt-Projekt MANEO aus Berlin merkt in seinem Jahresbericht zu 2020 an, 

dass die hauptamtliche Tätigkeit der LGBTI-Ansprechpersonen der Berliner Polizei im bun-

desdeutschen Vergleich eindeutig eine Ausnahme sei. Dabei äußern sie sich kritisch dazu, 

dass LGBTI-Ansprechpersonen diese Tätigkeit als Nebenamt ausführen sollen, was eine 

übermäßige Belastung bedeute und zu Burn-out führen könne. Auch warnt MANEO vor einem 

„falschen Expertentum“, wenn Menschen nur aufgrund ihrer sexuellen Orientierung zu Fach-

expert*innen erklärt würden (MANEO 2020: 36). 

Für eine interne Öffnung der Polizei für LGBTIQ*-Personen gibt es bei der Bundespolizei An-

sprechpersonen für LGBTIQ*, die Mitarbeitenden, Kolleg*innen und Vorgesetzten zur Ver-

fügung stehen (Bundesregierung 2021: 137). Auf Bundesebene existiert der Verband lesbi-

scher und schwuler Polizeibediensteter, ein Mitarbeitendennetzwerk für LGBTI in Polizei, 

Justiz und Zoll. Das Netzwerk hat bisher acht Landesverbände. Es ist Mitglied der European 

LGBT Police Association. Auf Ebene des Bundes gibt es darüber hinaus Ansprechstellen zu 

homo-, bi- und transfeindlicher Diskriminierung in einigen Behörden und Ministerien (Bundes-

regierung 2021a: 4f.). 

                                                

114
 https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/ansprechpersonen-fuer-lsbti/. Sollte die direkte Verlinkung geschützt sein und nicht 

funktionieren, kopieren Sie den Link in Ihren Browser.  

https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/ansprechpersonen-fuer-lsbti/
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6.3 Justiz 

Seit 2012 gibt es spezielle Ansprechpersonen LGBTI bei der Staatsanwaltschaft Berlin, 

die Menschen zur Seite stehen, die homo- oder transfeindliche Straftaten erlebt haben oder 

Zeug*innen davon geworden sind. In enger Zusammenarbeit mit der Polizei werden alle als 

solche zugeordneten Fälle ausschließlich von den Staatsanwält*innen einer Abteilung bear-

beitet (Anzeigenaufnahme, Abschluss des Ermittlungsverfahrens durch Beantragung eines 

Strafbefehls oder Anklageerhebung bis hin zur Teilnahme als Sitzungsvertreter*in an der 

Hauptverhandlung). Die Verfahren werden statistisch erfasst. Über die bloße Strafverfolgung 

hinaus ist die Ansprechperson auch Ansprechpartner*in innerhalb und außerhalb der Behörde. 

Weiter wirkt die Staatsanwaltschaft Berlin an einer Vernetzung innerhalb der LGBTIQ*-Com-

munity durch Öffentlichkeitsarbeit und die Teilnahme an Veranstaltungen mit. Die Behörde 

arbeitet eng mit den polizeilichen Ansprechpartner*innen (siehe oben) und dem Verein lesbi-

scher und schwuler Polizeibeamter Berlin-Brandenburg zusammen. Gemeinsam mit dem Les-

ben- und Schwulenverband e. V. und dem schwulen Anti-Gewaltprojekt MANEO bietet sie 

Beratungsgespräche zu unterschiedlichsten Themen an. In anderen Vereinen stellt sie sich 

vor und trägt zu einem Abbau von Ressentiments gegenüber staatlichen Behörden bei. Nach 

Angaben der Verantwortlichen ist sie europaweit die einzige Staatsanwaltschaft, die den be-

sonderen Bedürfnissen von LGBTI-Personen Rechnung trage und dies mit Sensibilität und 

hoher Aufmerksamkeit tue. Zahlen zur Wirksamkeit zeigen, dass seit der Einführung der An-

sprechpersonen die Anzahl gemeldeter Straftaten gegen LGBTI*-Personen in Berlin deutlich 

gestiegen ist: von 116 im Jahr 2012 zu 436 im Jahr 2020. Inwiefern die erhöhte Zahl durch 

einen Anstieg der Taten erklärbar ist oder durch die Verringerung des Dunkelfelds lässt sich, 

ohne entsprechende Studien, jedoch nicht sagen. Die Staatsanwaltschaft Berlin hat bereits mit 

anderen Justizministerien und -verwaltungen, so zum Beispiel in Brandenburg, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt, Hamburg, Bremen, den Austausch gepflegt und deren Bemühungen, An-

sprechpersonen einzurichten, unterstützt. Auch mit den Polizeibehörden der Länder und der 

Bundespolizei fanden treffen statt sowie, vermittelt von MANEO, mit dem Bundesinnenminis-

terium (Karl 2021).  

Um gegen normwidriges Verhalten der Polizei, einschließlich diskriminierenden Verhaltens 

gegen LGBTIQ*-Personen, vorgehen zu können, empfehlen internationale Menschenrechts-

organisationen für Deutschland seit längerem die Einrichtung einer unabhängigen Polizeibe-

schwerdestelle. Inzwischen haben drei Bundesländer (Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, 

Baden-Württemberg) solche unabhängigen Stellen geschaffen. In Sachsen, Thüringen und 

Niedersachsen sind die Beschwerdestellen nicht unabhängig, da sie bei der Staatskanzlei 

oder beim Innenministerium angegliedert sind. Auf nationaler Ebene gibt es bisher keine un-

abhängige Polizeibeschwerdestelle. Aktuell ist noch die Staatsanwaltschaft für die Kontrolle 

der Polizei zuständig (Töpfer/Peter 2017, Aden 2019). Um gegen rechtswidriges Verhalten der 

Polizei vorzugehen, kann eine Dienstaufsichtsbeschwerde eingelegt oder vor Gericht gegan-

gen werden. 
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6.4 Opferschutz 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes115 berät im Fall von Diskriminierung oder sexu-

eller Belästigung aufgrund der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz geschützten Merk-

male, unter die auch sexuelle Identität (Homo- und Bisexualität) sowie Geschlecht und Ge-

schlechtsidentität (Frauen, Männer, trans*, inter* Personen) fallen. Die Antidiskriminierungs-

stelle informiert zur Rechtslage und zeigt Möglichkeiten zur Rechtsdurchsetzung auf. Sie leitet 

darüber hinaus an entsprechende Stellen zur möglichen Rechtsdurchsetzung weiter. Rechts-

beistand bei Diskriminierungsfällen leistet sie jedoch nicht. Auch der Tätigkeitsbereich der An-

tidiskriminierungsstelle ist auf die Bereiche im Schutz des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-

setzes begrenzt, dies sind die Lebensbereiche Arbeit und Alltagsgeschäfte wie Dienstleistun-

gen und Wohnen. Im Bereich Justiz und Polizei hat sie entsprechend keine Kompetenzen. Auf 

der interaktiven Webseite der Antidiskriminierungsstelle erhalten Nutzer*innen durch einen 

Wegweiser, der sowohl den Grund der Diskriminierung als auch den betreffenden Lebensbe-

reich abfragt, erste Informationen auch zum Bereich Justiz und Polizei und werden anschlie-

ßend an andere Stellen weitergeleitet.116 Der UN-Menschenrechtsrat hat 2018 für Deutschland 

unter anderem die Bereitstellung von mehr Mitteln für die Autonomie der Antidiskriminie-

rungsstelle und die Stärkung der Antidiskriminierungsgesetze empfohlen, um gegen Diskri-

minierung auf Basis sexueller Orientierung und geschlechtliche Identität vorzugehen (UNHRC 

2018: 17, 155.110). Die Bundesregierung verwies anschließend auf ein umfangreiches 

Rechtsschutzsystem und Beschwerdemöglichkeiten auf Bundes- und Landesebene, welche 

keiner Ausweitung bedürften. Nach Einschätzung des Forum Menschenrechte, müsse das All-

gemeine Gleichbehandlungsgesetz jedoch ausgebaut und erhebliche Schutzlücken geschlos-

sen werden. Notwendig sei unter anderem ein echtes Verbandsklagerecht. Antidiskriminie-

rungsverbände müssten Prozesse für Betroffene führen können. Zudem müsse der Gesetz-

geber deutlich machen, dass der Begriff „Geschlecht“ auch inter- und transgeschlechtliche 

Menschen einbeziehe. Die personelle und finanzielle Ausstattung der Antidiskriminierungs-

stelle liege im europäischen Vergleich weiterhin deutlich unter dem Durchschnitt (Forum Men-

schenrechte 2020). 

Es existieren in Deutschland unterschiedliche Anlaufstellen, an die sich von trans- und ho-

mofeindlicher Gewalt betroffene Personen außerhalb der Polizei wenden können. Dies sind 

zum Beispiel LGBTIQ*-Organisationen und Beratungsstellen, wie das Berliner Anti-Gewalt-

Projekt MANEO, was insbesondere Beratung für schwule und bisexuelle Männer bereitstellt 

oder das Anti-Gewalt-Projekt LesMigraS der Lesbenberatung Berlin. Eine weitere Möglichkeit 

sind zielgruppenübergreifende Hilfsorganisationen wie der WEISSE RING, der deutschland-

weit Beratungsstellen für Kriminalprävention und Opferhilfe unterhält. Es gibt Fachberatungs-

stellen und Frauenhäuser, die auch Lesben, bisexuelle Frauen sowie trans- und interge-

                                                

115
 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist eine unabhängige Stelle im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend. Sie wurde 2006 nach den Anforderungen des neu eingeführten Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes eingerich-

tet. Sie ist Teil des European Network of Equality Bodies, ein Netzwerk aller Gleichbehandlungsstellen der europäischen Staaten. 

116
 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/wegweiser-durch-die-beratung/wegweiser/wegweiser-

node.html  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/wegweiser-durch-die-beratung/wegweiser/wegweiser-node.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/wegweiser-durch-die-beratung/wegweiser/wegweiser-node.html
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schlechtliche Menschen unterstützen, doch die Hilfseinrichtungen entscheiden über die Unter-

stützung selbst, sodass hier noch deutliche Unterstützungsbedarfe und -lücken bestehen.117 

Für spezielle Gruppen, wie beispielsweise LGBTIQ*-Geflüchtete, die besonderem Schutz be-

dürfen, gibt es zum Teil spezialisierte Beratungsstellen. Das Projekt Queer Refugees Deutsch-

land118 will hier eine Brücke zwischen der Beratung für Geflüchtete und der Beratung für 

LGBTI-Personen schaffen. Es zielt darauf ab, die Beratung und das Self-Empowerment für 

geflüchtete LGBTI-Personen zu unterstützen und stärkt durch entsprechende Schulungen die 

Beratungskompetenz der Einrichtungen und Anlaufstellen für geflüchtete LGBTI-Personen. 

6.5 Forderungen und Lösungsansätze 

6.5.1 Kapazitätsaufbau bei Polizei und Justiz 

Die Forderung nach umfangreichen und zielgenauen Maßnahmen zur Aus- und Fortbildung 

der Polizei und Justiz im Umgang mit LGBTIQ*-Personen, die Hassgewalt erlebt haben, wird 

häufig genannt (LSVD et al. 2017, LSVD 2021, MANEO 2021, Karl 2021, DIMR 2019, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN 2019 und 2021a, FDP 2021 und 2021a). Die Christlich Demokratische 

Union Deutschland und Christlich-Soziale Union in Bayern befürworten einen (allgemeinen) 

Aktionsplan gegen Hassgewalt zur Sensibilisierung der Ermittlungsbehörden. Dies sei vieler-

orts noch nicht der Fall, obwohl bereits auf erfolgreiche Beispiele119 aufgebaut werden könne, 

um dies auch flächendeckend umzusetzen (LSVD 2021). 

Die Rechte und besonderen Belange von trans* und intergeschlechtlichen Personen müssten 

auch im Strafvollzug und bei polizeilicher Durchsuchung gewahrt bleiben (DIE LINKE 2021). 

Polizei und Justiz müssten besser sensibilisiert und geschult werden, vor allem auch im Be-

reich des Justizvollzugs (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Der Lesben- und Schwulenverband 

e. V. weist darauf hin, dass mehr Ausbildung und Coachings zu vorurteils- und diskriminie-

rungsfreier Polizeiarbeit bereits in den Empfehlungen des Untersuchungsausschusses zum 

Nationalsozialistischen Untergrund120 2013 (Deutscher Bundestag 2013) genannt wurden 

(LSVD et al. 2017).  

Die Amadeu Antonio Stiftung fordert zudem eine zentrale Ermittlungsstelle für Hassrede im 

Internet bei Staatsanwaltschaften und eine*n Beauftragte*n bei Polizeidienststellen, mehr 

Weiterbildung zu Hassrede im Internet und Schulungen von Strafverfolgungsbehörden zu die-

sem Thema (Amadeu Antonio Stiftung 2021). 

                                                

117
 https://www.frauenhauskoordinierung.de/themenportal/gewalt-gegen-frauen/spezifische-betroffenengruppen/lsbti/; 

https://www.frauenhauskoordinierung.de/themenportal/gewalt-gegen-frauen/gewaltformen/  

118
 https://www.queer-refugees.de/  

119
 Bei der Berliner Polizei gibt es seit 1992 Ansprechpersonen für Lesben und Schwule, später LSBTI. Siehe dazu Kapitel 7.2. 

120
 Der sogenannte Nationalsozialistische Untergrund war eine neonazistische terroristische Vereinigung, die für die Ermordung 

von Menschen mit Migrationshintergrund aus rassistischen und fremdenfeindlichen Motiven verantwortlich ist.  

https://www.frauenhauskoordinierung.de/themenportal/gewalt-gegen-frauen/spezifische-betroffenengruppen/lsbti/
https://www.frauenhauskoordinierung.de/themenportal/gewalt-gegen-frauen/gewaltformen/
https://www.queer-refugees.de/
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Weiter wird gefordert, mehr Personal mit Ausstattung und Verantwortlichkeiten für die 

Belange von LGBTIQ*-Personen bereitzustellen: Als konkrete Maßnahmen werden zum ei-

nen die Bereitstellung von Ansprechpersonen in der Polizei (Landes- und Bundespolizei) und 

Staatsanwaltschaft gefordert, die auch entsprechend über Ausstattung, Aufgabenstellungen 

und Befugnisse verfügen (LSVD et al. 2017, LSVD 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019 

und 2021a). Die Berliner Ansprechperson LSBTI der Staatsanwaltschaft macht konkrete Vor-

schläge, wie die Benennung von Ansprechpersonen bei Staatsanwaltschaften in den Richtli-

nien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren geregelt werden könnte (Karl 2021). 

Weiterhin wird in einigen Forderungen die Schaffung einer Stelle eines*r unabhängigen Po-

lizeibeauftragten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) beziehungsweise einer unabhängigen 

Polizeibeschwerdestelle zur Untersuchung polizeilichen Fehlverhaltens thematisiert. Sie 

sollten sich am britischen Vorbild orientieren und ein Mandat zur Untersuchung solcher Vor-

fälle haben (LSVD et al. 2017). Siehe zu Polizeibeschwerdestellen Kapitel 6.6.1. 

Im Bereich der Polizei sei zudem von zentraler Bedeutung, die Diskurs- und Kritikfähigkeit 

(Fehlerkultur) zu stärken (LSVD et al. 2017). 

Die Bundesregierung solle sich im Rahmen der Innenministerkonferenz für mehr Personal 

und Ausstattung für die geforderten Erweiterungen bei Polizei und Justiz einsetzen (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2021a).121  

Die Maßnahmen bei Polizei, Justiz und Opferhilfe sollten Teil eines Bund-Länder-Pro-

gramms gegen LSBTI-feindliche Gewalt sein (LSVD et al. 2017, LSVD 2021, BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2021a).  

6.5.2 Zielgruppensensible Opferhilfe 

Es wird gefordert, dass neben den Verbesserungen bei Polizei und Justiz, die zielgruppen-

sensible Opferhilfe ausgebaut werden müsse (LSVD et al 2017, LSVD 2021, MANEO 2021, 

FDP 2021a). Auch die Christlich Demokratische Union Deutschland und Christlich-Soziale 

Union in Bayern wollen Einrichtungen und Projekte fördern und stärken, die sich Hassgewalt 

entgegenstellen und durch Beratung, Aufklärung und Opferhilfe einen Beitrag im Kampf gegen 

Diskriminierung leisten (CDU/CSU 2021). Das Deutsche Institut für Menschenrechte fordert, 

es brauche besonders nichtstaatliche Opferberatungsstellen (DIMR 2019). Das Anti-Gewalt-

Projekt MANEO merkt an, dass spezifische Opferberatungsstellen für LGBT*-Personen von 

den Bundesländern bisweilen nicht gefördert werden122, dies sei aber nötig und solle entspre-

chend mit Bundesmitteln unterstützt werden. Anti-Gewalt-Projekte sollten in ihrer professio-

                                                

121
 Für die 215. Sitzung der Innenministerkonferenz vom 1.–3. Dezember 2021 hat Berlins Innensenator das Thema Hasskrimi-

nalität gegen LGBTI-Personen erstmals auf die Tagesordnung gesetzt. In einem einstimmigen Beschluss verurteilte die Innenmi-

nisterkonferenz Hasskriminalität gegen LGBTI-Personen. Sie räumte Handlungsbedarf bei der Bekämpfung der Taten ein und 

schließt sich der Forderung nach einer unabhängigen Fachkommission an (siehe Kapitel 8.7). Diese soll einen ersten Bericht mit 

konkreten Handlungsempfehlungen für die nächste Innenministerkonferenz im Herbst 2022 vorlegen. 

https://www.lsvd.de/de/ct/6349-Innenministerkonferenz-fordert-Fachkommission-zur-Bekaempfung-von-LSBTI-feindlicher-Hass-

kriminalitaet 

122
 Die Opferhilfe ist grundsätzlich Ländersache, zum Teil ist sie sehr unterschiedlich organisiert.  

https://www.lsvd.de/de/ct/6349-Innenministerkonferenz-fordert-Fachkommission-zur-Bekaempfung-von-LSBTI-feindlicher-Hasskriminalitaet
https://www.lsvd.de/de/ct/6349-Innenministerkonferenz-fordert-Fachkommission-zur-Bekaempfung-von-LSBTI-feindlicher-Hasskriminalitaet
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nellen, zielgruppenspezifischen Opferhilfearbeit, Dokumentationsarbeit und Gewalt- und Kri-

minalpräventionsarbeit unterstützt werden. Auf die Erfahrungen langjähriger Einrichtungen 

müsse hierbei aufgebaut werden und ihre Expertisen einbezogen werden. Weiter fordert 

MANEO eine Vernetzung der Opferberatungsstellen, Trainings und Zusatzqualifikationen der 

Mitarbeitenden, um nachhaltige Strukturen und gemeinsame Standards zu schaffen 

(MANEO 2021). Die Verbesserung der Qualifizierung der Mitarbeitenden in Opferbera-

tungsstellen, auch im Hinblick auf Hassrede im Internet, Bedrohungen und Hetze sowie ihren 

Zusammenhang mit anderen Formen von Gewalt betont auch die Partei BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a). Die Amadeu Antonio Stiftung fordert, dass 

spezialisierte Beratungsstellen zu Hass im Internet bundesweit zur Verfügung stehen müssen 

(Amadeu Antonio Stiftung 2021). 

 

Weiter seien die Schutzkonzepte intersektional auf- beziehungsweise auszubauen. Beson-

ders zu berücksichtigen seien trans* und intergeschlechtliche Menschen und auch LGB-

TIQ*-Personen mit Behinderungen oder Erkrankungen und LGBTIQ*-Personen of Color 

(LSVD et al. 2017, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019). Der Bundesverband Trans* e. V. und 

der Lesben- und Schwulenverband e. V. fordern, dass die Perspektive von trans* Personen 

und lesbischen und bisexuellen Frauen sowie von inter* Personen in nationalen Gewaltprä-

ventionsprogrammen (vor allem zu Gewalt gegen Frauen und im Rahmen der Istanbul-Kon-

vention) und in Opferschutzeinrichtungen eingebunden wird (BVT* 2019, LSVD 2021). Der 

Interessenverband Lesben und Alter e. V. fordert, bestehende Angebote wie Notrufe um ziel-

gruppenspezifische Angebote auszuweiten (Lesben und Alter 2021). Weiterhin sollen Schutz-

räume für LGBTI-Jugendliche ausgebaut beziehungsweise geschaffen werden, für den Fall, 

dass diese beispielsweise Gewalt in der eigenen Familie erfahren (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN 2021a). Der Lesben- und Schwulenverband e. V. betont, Schule und Jugendhilfe müss-

ten stärker für die Bedrohungen von LGBTI durch häusliche Gewalt in Familien sensibilisiert 

werden, um Betroffene angemessen zu schützen und zu unterstützen (LSVD 2021). Weiter 

sollen Schutzkonzepte für geflüchtete LGBTI-Personen in Aufnahmeeinrichtungen und Un-

terkünften ausgebaut werden, um auch sie effektiv vor Anfeindungen und Gewalt schützen zu 

können (LSVD 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a).  

6.5.3 Zusammenarbeit mit LGBTIQ*-Organisationen 

Bei allen Maßnahmen, die das Vertrauen in die Strafverfolgungsbehörden und die Unterstüt-

zung für von Gewalt betroffene Personen vergrößern sollen, wird die Zusammenarbeit mit 

LGBTI-Organisationen als besonders wichtig hervorgehoben, um Vertrauen zu schaffen, 

aber auch um die Expertise der LGBTI-Community einzubinden (LSVD 2021, MANEO 2021).  

6.6 Einblicke in andere europäische Staaten 

In einigen europäischen Staaten existieren unabhängige Polizei-Beschwerdestellen. Diese 

werden zum Teil auch für Deutschland gefordert (siehe Kapitel 6.5). Die Stellen können von 

Personen aufgesucht werden, die sich im Umgang mit der Polizei diskriminiert fühlen und dies 

melden möchten, entsprechend auch LGBTIQ*-Personen, die homo- oder transfeindliches 
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Verhalten durch die Polizei erlebt haben. In Belgien bietet darüber hinaus die nationale Gleich-

behandlungsstelle Beratung im Kontext von Gewalt oder Diskriminierung durch die Polizei an. 

Die dortige Gleichbehandlungsstelle verfügt auch über die Berechtigung (in besonderen Fäl-

len) mit Betroffenen vor Gericht zu ziehen. Ein solches Mandat hat beispielsweise auch die 

Gleichbehandlungsstelle in Nordirland, die jedoch den Themenbereich Hasskriminalität nicht 

abdeckt.  

In Malta existiert eine spezielle Einheit bei der Polizei zur psychologischen und polizeilichen 

Unterstützung von Personen, die Straftaten erlebt haben. Diese berät auch LGBTIQ-Personen 

zu erlebten Hassverbrechen. In einigen Staaten gibt es darüber hinaus auch spezielle Einhei-

ten oder Ansprechpersonen für LGBTIQ*-Personen, die entsprechend speziell bei dieser 

Gruppe Vertrauen schaffen und eine höhere Meldebereitschaft von Vorfällen bewirken sollen. 

In der niederländischen Polizei gibt es eine landesweite Einheit der Polizei, Rosa in Blau, die 

Menschen unterstützt, die eine Straftat aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder Ge-

schlechtsidentität melden wollen. Die Effekte auf die Meldebereitschaft von Betroffenen wer-

den als positiv bewertet. Auch in Schweden wurde eine positive Entwicklung der Schulungs-

maßnahmen bei der Polizei festgestellt. In Frankreich wurden in einigen Städten LGBTI-Ver-

bindungsbeamt*innen bei der Polizei eingeführt, was auf weitere Regionen ausgeweitet wer-

den soll. In Spanien gibt es darüber hinaus auch in den Staatsanwaltschaften der Provinzen 

je eine Staatsanwält*in, die auf Hassverbrechen und Diskriminierung, auch aufgrund der se-

xuellen Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsausdruck, spezialisiert ist. 

Schulungen für das Erkennen, die Erfassung und den Umgang mit Hasskriminalität, zum Teil 

mit dem Schwerpunkt Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen, finden in vielen Staaten 

statt, unter anderem in Dänemark, England, Frankreich, Italien, Malta, Portugal und Slowe-

nien. Häufig sind zivilgesellschaftliche Organisationen mit in die Trainings eingebunden. Über 

die Qualifizierung von einzelnen Beamt*innen zu Trainer*innen wird die Reichweite von Schu-

lungen erweitert. Die Finanzierung der Schulungsprojekte wird zum Teil auch über die EU 

gefördert wie in Slowenien und Italien, in Slowenien unter anderem über das Programm 

„Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“. In Portugal haben die dortigen nationalen 

Akteure mit dem Europarat zusammengearbeitet und ein bereits vom Europarat entwickeltes 

Trainingshandbuch auf Portugiesisch übersetzt und für die Trainings genutzt. Häufig werden 

neben der Gruppe LGBTIQ* weitere von Hasskriminalität betroffene Gruppen wie die jüdische 

oder muslimische Community, Migrant*innen und Geflüchtete, Roma oder Menschen mit Be-

hinderungen bei den Trainings mitberücksichtigt.  

Auch der diskriminierungsfreie Umgang mit LGBTIQ*-Personen und insbesondere trans* 

Personen bei der Polizei, der Justiz und vor allem im Justizvollzug wird in einigen Staaten zum 

Thema gemacht. In Frankreich wurden dazu Empfehlungen zum Umgang mit trans* Personen 

bei der Polizei veröffentlicht. Auch Malta arbeitet an Maßnahmen zum Schutz von LGBTI-Per-

sonen in Polizeigewahrsam.  

Viele Staaten bemühen sich darüber hinaus, Informationen zu Hasskriminalität und Maßnah-

men für Betroffene zu verbreiten. In Spanien wurde ein Leitfaden für Betroffene von LGBTI-

feindlicher Gewalt herausgegeben, in dem ausführlich Vorgehen und Anlaufstellen bei Hass-

kriminalität vermerkt sind. In England sollte eine Plakatkampagne mehr Vertrauen in die Straf-

verfolgungsbehörden schaffen.  
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6.6.1 Exkurs: Spezialisierte Polizei-Beschwerdestellen in Europa 

 In vielen europäischen Staaten existieren Mechanismen zur unabhängigen Untersu-

chung von Beschwerden wegen mutmaßlicher Menschenrechtsverletzungen durch die 

Polizei (Aden 2019). In Deutschland, wo Polizei Ländersache ist, existiert auf Bundes-

ebene bisher keine Polizeibeschwerdestelle und bisher haben nur einzelne Bundes-

länder (Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein) solche Stellen auf 

Landesebene eingerichtet.  

 Die Stellen in den europäischen Staaten variieren stark in Ausgestaltung, Anbindung 

und Funktion. Bei den meisten Stellen können sich Betroffene mit Beschwerden gegen 

die Polizei an Ombudspersonen oder parlamentarische Petitionsausschüsse wenden, 

auch polizeiexterne Stellen der Innen- und Justizministerien zur Ermittlung bei Amts-

delikten sind zahlreich vorhanden. Nur wenige Staaten haben spezialisierte unabhän-

gige Beschwerdestellen. Töpfer und Peter vergleichen in ihrer Analyse acht speziali-

sierte Beschwerdestellen und geben Anregungen für die Fortentwicklung in Deutsch-

land (Töpfer/Peter 2017):   

 Belgien: Ständiger Kontrollausschuss der Polizeidienste (Comité Permanent de 

contrôle des services de police) 

 Dänemark: Unabhängige Polizeibeschwerdebehörde (Den Uafhængige Politi-

klagemyndigheden) 

 Frankreich: Verteidiger der Rechte (Défenseur des Droits)  

 Irland: Ombudsmann der nationalen Polizei (Garda Síochána Ombudsman 

Commission) 

 Portugal: Generalinspektion des Innern (Inspeção-Geral da Administração In-

terna) 

 Ungarn: Unabhängige Polizeiaufsichtskommission (Független Rendészeti Pa-

nasztestület) 

 England und Wales: Unabhängige Polizeibeschwerdekommission (Indepen-

dent Police Complaints Commission) 

 Schottland: Polizeiermittlungs- und Prüfungsbeauftragte (Police Investigation 

and Review Commissioner) 

 Nordirland: Polizeiombudsmann von Nordirland (Police Ombudsman of 

Northern Ireland) 

 Nach Töpfer und Peter wird deutlich, dass die deutschen Polizeibeauftragten, die es 

bisher vereinzelt auf Landesebene gibt, im Vergleich zu den spezialisierten Polizeibe-

schwerdestellen in anderen Staaten, nur über geringe Ressourcen verfügen, um ihr 

relativ breites Mandat zu erfüllen. Zudem sei bei den meisten der untersuchten Stellen 

in anderen Staaten das Verhältnis zum polizeilichen Beschwerdemanagement und der 

Staatsanwaltschaft deutlich klarer geregelt als bei den deutschen Stellen.  



Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

57 

 

 Das Beispiel Dänemarks zeige, dass eine unabhängige Beschwerdestelle auch dann 

möglich sei, wenn die Exekutive auf Vorschlag der Justiz und gesellschaftlicher Grup-

pen die Leitung ernennt und diese weisungsfrei arbeiten kann. Töpfer und Peter nen-

nen weiter die Beschwerdestellen des Vereinigten Königreichs als vorbildlich mit Blick 

auf deren umfassende Rechenschaftsberichte über ihre Tätigkeiten (Publikationen zu 

Ergebnissen, Offenlegung interner Richtlinien).  

6.6.2 Belgien 

 Beratung: Die nationale Gleichbehandlungsstelle Unia bietet Menschen, die mit Diskri-

minierung aufgrund eines im Antidiskriminierungsrecht geschützten Merkmals konfron-

tiert wurden, darunter auch sexuelle Orientierung123, individuelle Unterstützung und 

Begleitung an. Unia versucht zunächst durch Schlichtung zu einer Lösung zu kom-

men. Wenn dies keine Wirkung zeigt, kann mit Einwilligung der betroffenen Person ein 

Gerichtsverfahren angestrengt werden. Unia zieht aber nur in ganz bestimmten Fällen 

vor Gericht.124 Unia berät insbesondere auch bei Gewalt oder Diskriminierung durch 

die Polizei und hat hier auch ein Zusammenarbeitsprotokoll mit dem Ständigen Kon-

trollausschuss der Polizeidienste (siehe dazu auch Kapitel 6.6.1) abgeschlossen. Unia 

verzeichnet alle bearbeiteten Fälle und veröffentlicht dazu auch einen Bericht125. 

6.6.3 Dänemark 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Im Rahmen des regulären Fortbildungsprogramms 

für Polizeibeamt*innen organisiert die Polizei zwei Mal pro Jahr ein Training zum bes-

seren Erkennen und zum besseren Umgang mit Hasskriminalität. Ab 2022 finden die 

Kurse als Zwei-Tages-Kurse statt. Das Training deckt gesetzliche und menschenrecht-

liche Themen ab, es werden Fallbeispiele besprochen sowie die Sensitivität für LGBT-

Themen behandelt. Bei den Schulungen sind auch zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen und Gruppen beteiligt, unter anderem die Nationale Organisation für LGBT-Perso-

nen in Dänemark. Die Polizei finanziert die Schulungen.126 

6.6.4 Frankreich 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Justiz und Polizei sollen intensiver für Hasskrimina-

lität gegen LGBTI sensibilisiert und für den Umgang damit trainiert werden. Dies ist 

auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 26).  

                                                

123
 Für Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Geschlechtsidentität oder des Geschlechtsausdrucks ist das Institut für 

die Gleichheit von Frauen und Männern zuständig. http://igvm-iefh.belgium.be/en  

124
 https://www.unia.be/de/ber-unia  

125
 https://www.unia.be/de/publikationen-statistiken/statistiken/bersicht-der-unia-arbeit-in-zahlen  

126
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/training-police-identification-and-handling-hate-crimes-0  

http://igvm-iefh.belgium.be/en
https://www.unia.be/de/ber-unia
https://www.unia.be/de/publikationen-statistiken/statistiken/bersicht-der-unia-arbeit-in-zahlen
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/training-police-identification-and-handling-hate-crimes-0
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 Seit 2001 bietet der Verein SOS homophobie zum Beispiel ein Modul zur Sen-

sibilisierung gegen Homophobie an. Das Modul richtet sich neben Polizei, Gen-

darmerie und Justiz an Unternehmen und Fachkräfte im Bildungs-, Sozial- und 

Verbandsbereich.127  

 Richter*innen sind zu fünf Schulungstagen im Jahr verpflichtet. Seit 2019 ent-

hält das Fortbildungsangebot, aus dem die Richter*innen wählen können, auch 

einen Kurs zum Umgang mit Hassreden und Hassverbrechen. Es geht um den 

rechtlichen Rahmen, Reflexion und Austausch von Praktiken rund um gericht-

liche Behandlung rassistischer, antisemitischer und homofeindlicher Hassver-

brechen (Ecole nationale de la magistrature 2019: 16). Mehr Aufmerksamkeit 

und Fortbildungen im Bereich Hassverbrechen gegen LGBTI-Personen für 

Richter*innen ist auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–

2023) (NAP FR 2020: 27).  

 Der Nationale Aktionsplan (2020–2023) hält weiter fest, dass es Trainings für 

Personen in der Rechtshilfe und für lokale Justizbehörden (les maisons de 

Justice et du droit
128

) geben soll (NAP FR 2020: 27).  

 Spezialisierte Einheit/Ansprechpersonen: 2019 wurden, basierend auf Erfahrungen 

aus anderen Staaten, LGBTI-Verbindungsbeamt*innen der Polizei eingeführt, zu-

nächst in Paris, Marseilles und Bordeaux (jeweils eine Beamt*in), in Cayenne und Mon-

tpellier befinden sich die Maßnahme in der Umsetzung.129 Darauf aufbauend soll ein 

Netzwerk aus spezialisierten Beamt*innen entstehen.130 Die Maßnahme ist auch Teil 

des Nationalen Aktionsplans (2020–2023) (NAP FR 2020: 26). 

 Beratung: Das Netzwerk zur Unterstützung von Opfern von Gewalt und Diskrimi-

nierung131 bietet eine Hotline für Betroffene von homo- und transfeindlichen Handlun-

gen an. Die Unterstützung solcher landesweiten Hotlines für Betroffene von Gewalt 

und Diskriminierung ist auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–

2023) (NAP FR 2020: 26). 

 Umgang mit LGBTIQ*-Personen: 2019 hat der Verein FLAG! Empfehlungen zur Auf-

nahme von Trans-Menschen in Polizeistationen (zur Anzeigenerstattung, Anhörung, 

Durchsuchung, Unterbringung) vorgelegt. Diese Empfehlungen wurden an alle Polizei-

stationen verteilt.132 Dokumente zur Unterstützung von LGBTI-Personen, und ins-

                                                

127
 https://www.sos-homophobie.org/nos-missions/ifpa  

128
 Lokale Justizbehörden sind für die Bereitstellung von Informationen über Rechte und Verfahren sowie für die Umsetzung 

bestimmter einvernehmlicher Formen der Konfliktlösung verantwortlich. 

129
 http://www.presse.justice.gouv.fr/communiques-de-presse-10095/comite-du-suivi-du-plan-dactions-lgbt-33826.html  

130
 https://www.flagasso.com/communiques-de-presse/item/installation-d-officiers-de-liaison-ou-de-service-d-accueil-police-au-

profit-des-victimes-de-lgbt-phobies.html  

131
 https://ravad.org/  

132
 https://www.flagasso.com/actualites/item/police-nationale-l-accueil-des-personnes-trans.html  

https://www.sos-homophobie.org/nos-missions/ifpa
http://www.presse.justice.gouv.fr/communiques-de-presse-10095/comite-du-suivi-du-plan-dactions-lgbt-33826.html
https://www.flagasso.com/communiques-de-presse/item/installation-d-officiers-de-liaison-ou-de-service-d-accueil-police-au-profit-des-victimes-de-lgbt-phobies.html
https://www.flagasso.com/communiques-de-presse/item/installation-d-officiers-de-liaison-ou-de-service-d-accueil-police-au-profit-des-victimes-de-lgbt-phobies.html
https://ravad.org/
https://www.flagasso.com/actualites/item/police-nationale-l-accueil-des-personnes-trans.html
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besondere Trans-Personen, zu Hassverbrechen und dem Umgang damit bei der Poli-

zei bereitzustellen war auch eine Maßnahme des Nationalen Aktionsplans (2020–

2023) (NAP FR 2020: 26).  

6.6.5 England 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Der Metropolitan Police Service, der für die Rechts-

durchsetzung in 32 Bezirken des Londoner Großraums zuständig ist, arbeitete mit zi-

vilgesellschaftlichen Organisationen zusammen, um durch Schulungen mehr Sensi-

bilität und einen sachgerechten Umgang mit Hassverbrechen zu schaffen (OECD 

2021: 35).  

 Kampagne: Anfang der 2010er Jahre arbeiteten Polizeistationen in London mit Plaka-

ten, die auf das Engagement der Polizeibeamt*innen für eine faire Durchsetzung der 

geltenden Bestimmungen gegen Hassverbrechen hinwiesen. Dadurch sollte bei Be-

troffenen Vertrauen geschaffen werden (OECD 2021: 180).  

6.6.6 Italien  

 Beratung, Schulung und Kapazitätsaufbau: Die zivilgesellschaftliche Organisation Gay 

Help Line und die Beobachtungsstelle für Sicherheit vor Diskriminierungen (Osserva-

torio per la Sicurezza Contro gli Atti Discriminatori arbeiten seit 2015 zusammen, um 

die Unterstützung für lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und intersexuelle Be-

troffene von Hasskriminalität zu verbessern. Die Beobachtungsstelle wurde von der 

nationalen Polizei eingesetzt und ist beim Innenministerium angesiedelt. Die Stelle be-

fasst sich unter anderem mit der Sensibilisierung und der Bekämpfung von Hassver-

brechen. Das Projekt umfasst unter anderem die Vermittlung von Betroffenen an Hilfs-

organisationen (Vermittlung zwischen der Beobachtungsstelle und der Gay Help Line 

und, wenn gewünscht auch zur Polizei). Darüber hinaus werden gemeinsame Schu-

lungen für Polizeibeamt*innen organisiert. 133 Das Projekt wird durch das Innenminis-

terium finanziert, die Gay Help Line finanziert sich durch unterschiedliche Quellen auf 

nationaler und lokaler Ebene, Stiftungen und Unternehmen und wird vor allem von 

Freiwilligen betrieben.  

 Beratung, Schulung und Kapazitätsaufbau: Das Europäisch Jüdische Informations-

zentrum und OSCAD haben in dem Projekt Facing all the facts134 zwischen 2016 und 

2019 grundlegende Forschung zu Hasskriminalität und Hassrede für den italienischen 

Kontext erarbeitet. Darunter Forschung zur Situation der Datenerfassung und Bericht-

erstattung im Bereich Hasskriminalität. Darüber hinaus wurde ein Online-Kurs zu Hass-

                                                

133
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/gay-help-line-and-cooperation-observatory-security-against-acts-discrimination  

134
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/facing-all-facts; https://www.facingfacts.eu/courses/understanding-identifying-

anti-lgbt-hate-crime/ 

https://fra.europa.eu/en/promising-practices/gay-help-line-and-cooperation-observatory-security-against-acts-discrimination
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/facing-all-facts
https://www.facingfacts.eu/courses/understanding-identifying-anti-lgbt-hate-crime/
https://www.facingfacts.eu/courses/understanding-identifying-anti-lgbt-hate-crime/
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verbrechen für die Polizei erarbeitet sowie weitere sechs Online-Kurse zu unterschied-

lichen von Hasskriminalität betroffenen Communities. Darunter die jüdische und die 

muslimische Community, Migrant*innen und Geflüchtete, Roma, Menschen mit Behin-

derungen und LGBT-Personen135. Die Kurse werden weiterhin durchgeführt und rich-

ten sich an Strafverfolgungsbehörden, aber auch an zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen, die ihre Berichterstattung zu Hasskriminalität verbessern wollen. Das Projekt 

wurde mit finanziellen Mitteln der EU finanziert.  

6.6.7 Malta136 

 Spezialisierte Einheit/Ansprechpersonen: Im Falle der Meldung einer Straftat gegen 

LGBTIQ-Personen bei der Polizei werden die Betroffenen an die seit 2017 bestehende 

Victim Support Unit (VSU) weitergeleitet. Die Einheit bietet psychologische und poli-

zeiliche Unterstützung und hat unter anderem ein Merkblatt herausgegeben, das poli-

zeiliche Standardverfahren für Betroffene von Straftaten enthält, welches in allen Poli-

zeidienststellen verfügbar ist. 2019 haben die VSU und die Beratungsstelle Rainbow 

Support Services (RSS) der zivilgesellschaftlichen Organisation Malta Gay Rights 

Movement (MGRM) vereinbart, dass eine Absichtserklärung zur Regulierung von Ver-

weisen zwischen diesen Diensten erstellt wird. Das Aufsetzen eines effektiven Sys-

tems zur Weiterleitung von Betroffenen von Gewalt, die weiterführende Unterstützung 

brauchen, ist auch Bestandteil der Nationalen LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie und 

des Aktionsplans (2018–2022) (NAP MT 2018: 24). Der Fortschrittsbericht von Sep-

tember 2021 zeigt noch keine Effekte der bisherigen Maßnahmen: 2019 wurden fünf 

Vorfälle von Hasskriminalität aufgrund von sexueller Orientierung oder Geschlechtsi-

dentität gemeldet und in der ersten Hälfte von 2020 zwei Vorfälle (SOGIGESC Unit 

2021: 25). 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Die Polizeiakademie bietet Schulungen für Polizei-

beamt*innen an, um auf Fälle von Hasskriminalität und Hassreden, einschließlich bei 

LGBTIQ-Personen, zu reagieren. Die Maßnahme ist auch Bestandteil der Nationalen 

LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie und des Aktionsplans (2018–2022) (NAP MT 2018: 

24). Seit Einführung der LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie und des Aktionsplans wur-

den 866 Beamte ausgebildet (SOGIGESC Unit 2020: 15).  

 Sprache: Die Polizei wurde angewiesen in Medienreporten auf Personen in gender-

neutraler Form zu verweisen, um „misgendering“ zu vermeiden.  

                                                

135
 https://www.facingfacts.eu/courses/understanding-identifying-anti-lgbt-hate-crime/  

136
 Die bei der Polizei gemeldeten Fälle von Gewalt gegen LGBTIQ-Personen befinden sich in Malta im einstelligen Bereich 

(SOGIGESC Unit 2020: 15). Jedoch melden nur etwa 13 Prozent der Betroffenen von LGBTIQ-feindlicher Gewalt die Taten der 

Polizei (FRA 2020: 48). Gleichzeitig hat Malta mit eine der höchsten Raten an Online Hassrede unter den europäischen Mitglied-

staaten (TNS political & social 2018: 24). 

https://www.facingfacts.eu/courses/understanding-identifying-anti-lgbt-hate-crime/
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 Umgang mit LGBTIQ*-Personen: Die Sexual Orientation, Gender Identity, Gender Ex-

pression and Sex Characteristics Unit137 in der Abteilung für Menschenrechte im Minis-

terium für Gleichheit, Innovation und Forschung arbeitet mit der Polizei zusammen an 

Maßnahmen für LGBTI-Personen in Polizeigewahrsam (ILGA-Europe 2020: 75). 

6.6.8 Niederlande 

 Spezialisierte Einheit/Ansprechpersonen: Das Netzwerk Rosa in Blau (Roze in Blauw) 

ist eine Antidiskriminierungseinheit der Polizei und unterstützt Menschen, die Diskrimi-

nierung, Beleidigung, Körperverletzung oder Diebstahl aufgrund ihrer sexuellen Orien-

tierung oder Geschlechtsidentität melden wollen. Verantwortlich ist das Ministerium für 

Sicherheit und Justiz. Seit 2014 verfügt jede Polizeieinheit in den Niederlanden über 

eine Kontaktperson von Rosa in Blau (RADAR 2017: 14). Es gibt eine eigene Nummer 

und E-Mailadresse zur Kontaktaufnahme, aber auch die Weiterleitung über die allge-

meine Nummer der Polizei ist möglich. Die Mitglieder helfen bei der Erstattung von 

Anzeigen oder vermitteln. Außerdem besuchen sie öffentliche Veranstaltungen und 

sind hier mit einer Warnweste und einem eigenen Logo als Rosa in Blau-Polizist*innen 

erkennbar. Das Netzwerk gibt auch Unterricht an der Polizeiakademie zum Thema Ge-

walt gegen LGBTI-Personen.138 In Amsterdam übernimmt das Netzwerk auch eine Mo-

nitoring-Aufgabe und überwacht die Zahl der Verbrechen gegen LGBTI-Personen (Mi-

nistry of Education, Culture and Science/Ministry of Security and Justice o. J.). Befra-

gungen aus einzelnen Provinzen zur Wirkung von Rosa in Blau zeigen positive Ergeb-

nisse: Das Vertrauen in die Polizei sei in der LGBTI-Community gestiegen. Befragte 

LGBTI-Organisationen gaben an, ein Anstieg von gemeldeten Straftaten gegen LGBTI-

Personen seit 2014 sei zum Teil auch auf die erhöhte Anzeigebereitschaft aufgrund 

von Rosa in Blau zurückzuführen. Als wichtig für den Erfolg wird auch die Schnittstelle 

und enge Zusammenarbeit zwischen den LGBTI-Organisationen und hervorgehoben 

(RADAR 2017: 19). In der Wahlvereinbarung 2021139 wurde festgehalten, dass Rosa 

in Blau mehr Personal und finanzielle Mittel zugewiesen werden sollen. Auch im Koa-

litionsvertrag 2021–2025 wird die Stärkung von Rosa in Blau sowie der Einsatz von 

Anstidiskriminierungsermittler*innen als Ziel festgehalten, um die Bereitschaft zur An-

zeige von Straftaten zu erhöhen (VVD/D66/CDA/ChristenUnie 2021: 26).140  

                                                

137
 Die Sexual Orientation, Gender Identity, Gender Expression and Sex Characteristics Unit wurde 2018 in Malta eingesetzt, um 

Regierungsvorhaben im Bereich der Gleichstellung von LGBTIQ zu koordinieren. 

138
 https://www.politie.nl/onderwerpen/roze-in-blauw.html?fbclid=IwAR05gCeEsf5PkU-oEeEt8rxjxX2H9OeWnjuVPm-

ToJfFa1FN1U4WDvtqdWn4  

139
 Bereits 2012, 2017 und 2021 wurde in den Niederlanden eine „Regenbogen-Wahlvereinbarungen“ (Regenboog-stembusak-

koord) zwischen der LGBTI-Interessenvertretung der Niederlande (COC Nederland) und mehreren Parteien geschlossen. Darin 

verpflichten sich die Unterzeichner*innen, sich zu bemühen, die genannten Maßnahmen in der kommenden Kabinettsperiode 

umzusetzen. Aus der Wahlvereinbarung 2017 wurden sechs von acht Forderungen umgesetzt. 

140
 Im September 2020 hatte der Vorsitzende von Rosa in Blau Amsterdam, Mark Achterbergh-Copier, bekannt gegeben, dass 

die Mitglieder von Rosa in Blau aufgrund von Kapazitätsproblemen gezwungen seien, sich auf ihre Kernaufgaben, die Erfassung 

von Anzeigen und die Kontaktpflege zu LGBT-Partnern zu konzentrieren. 

https://www.politie.nl/onderwerpen/roze-in-blauw.html?fbclid=IwAR05gCeEsf5PkU-oEeEt8rxjxX2H9OeWnjuVPmToJfFa1FN1U4WDvtqdWn4
https://www.politie.nl/onderwerpen/roze-in-blauw.html?fbclid=IwAR05gCeEsf5PkU-oEeEt8rxjxX2H9OeWnjuVPmToJfFa1FN1U4WDvtqdWn4
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 Schulung und Kapazitätsaufbau: In der Wahlvereinbarung 2021 (COC Nederland 

2021) wurde darüber hinaus festgehalten, dass Diskriminierung gegen LGBTI-Perso-

nen ein obligatorischer Teil des Lehrplans der Polizeiausbildung sein soll. 

6.6.9 Nordirland  

 Beratung: Die nordirische Gleichstellungskommission (Equality Commission for 

Northern Ireland) ist ein unabhängiges Organ, welches (wie die Antidiskriminierungs-

stelle in Deutschland) zum European Network of Equality Bodies gehört. Zu ihren Auf-

gabenbereichen gehört insbesondere die Durchsetzung von Antidiskriminierungsbe-

stimmungen in den Bereichen Arbeit, Dienstleistungen und Bildung. Sie engagiert sich 

aber auch durch Publikationen und dezidierten Handlungsempfehlungen zum rechtli-

chen Rahmen im Bereich Hasskriminalität141, hat jedoch, wie auch die deutsche Anti-

diskriminierungsstelle, kein Mandat zur Beratung und rechtlichen Vertretung im Bereich 

Hasskriminalität. Ihre interaktive Webseite bietet vielfältige Hilfestellungen, um der 

Nichtmeldung von Diskriminierungsfällen entgegenzuwirken. Sie kann auch für die 

Meldung von Fällen von Hasskriminalität hilfreiche Anregungen geben. 

 Information für Betroffene über ihre Rechte: Die Website nennt klar die 

Merkmale, die unter den Schutz der Antidiskriminierungsbestimmungen fallen 

und erläutert diese. Wenn Betroffene weitere Erläuterungen brauchen werden 

sie gebeten sich direkt an die Gleichstellungskommission zu wenden.  

 Anleitungen für die Einreichung einer Diskriminierungsbeschwerde: Auf 

der Webseite können Betroffene auf Entscheidungen und Vergleiche zugreifen, 

in denen die Gleichstellungskommission unterstützt hat. Dabei können sie die 

Suchergebnisse nach Merkmal (zum Beispiel sexuelle Orientierung), Bereich 

(zum Beispiel Beschäftigung) und Unterbereich (zum Beispiel Einstellungsver-

fahren) filtern. Auf der Website findet sich auch ein einfacher Leitfaden, der ein-

fach erklärt, wie ein Diskriminierungsfall vor Gericht gebracht werden kann. Au-

ßerdem gibt es auf der Webseite einen Abschnitt mit Informationen für Perso-

nen oder Organisationen, die bei Diskriminierung beraten (zum Beispiel Perso-

nalvertretungen, Gewerkschaften oder Anwaltskanzleien).  

 Anonymisierte, aber nachprüfbare Einreichung von Diskriminierungsbe-

schwerden: Auf der Webseite ist es möglich, eine Diskriminierungsbe-

schwerde einzureichen, um Rechtsbeistand von der Gleichstellungskommis-

sion zu erhalten. Es müssen hierbei keine Angaben zur Person gemacht wer-

den, die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme muss aber gegeben sein, damit die 

Gleichstellungskommission den Fall mit den Betroffenen eingehender bespre-

chen kann (OECD 2021: 177).142 

                                                

141
 https://www.equalityni.org/HateCrimePolicy  

142
 Siehe auch: https://www.equalityni.org/Home  

https://www.equalityni.org/HateCrimePolicy
https://www.equalityni.org/Home
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6.6.10  Schweden 

 Erfolgsprüfung von Schulungsmaßnahmen: Ein Bericht aus 2018 des Schwedischen 

Nationalrats für Kriminalprävention (Brå 2018a) überprüft inwiefern Schulungen für die 

Polizei zur besseren Kennzeichnung von Hasskriminalität aus den letzten Jahren hilf-

reich waren. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die Genauigkeit der Erfassung 

von Hasskriminalität durch die Polizei zugenommen habe, was als Indikator für eine 

positive Wirkung der Schulungsmaßnahmen angesehen werden kann.  

6.6.11  Slowenien 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Das slowenische Innenministerium führt gemeinsam 

mit der Polizei, der Polizeiakademie und dem Research and Social Skills Centre das 

Projekt „Trust Coop“143 (Januar 2020 bis Januar 2022) durch. Es soll den Strafverfol-

gungsbehörden Sensibilität und Wissen zu Hasskriminalität gegen LGBTI-Personen 

vermitteln. Dabei werden neun LGBTI-Verbindungsbeamt*innen ausgebildet. Etwa 

240 Polizeibeamt*innen durchlaufen ein Sensibilisierungstraining. Weiter wird ein Un-

terstützungssystem für Betroffene von homo- und transfeindlicher Gewalt geschaffen, 

einschließlich „LGBTI safe spots“. An dem Projekt sind auch zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen beteiligt. Das Projekt wird nach Ablauf evaluiert. Die Kosten des Projekts 

betragen etwa 219.000 Euro, die Europäische Kommission finanziert 80 Prozent der 

Kosten über die Generaldirektion Gesundheit und Verbraucher und das Programm 

„Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“. 

6.6.12  Spanien 

 Informationen: Das spanische Gleichstellungsministerium hat einen Leitfaden für Op-

fer von LGBTI-feindlicher Gewalt herausgegeben, in dem ausführlich Vorgehen und 

Anlaufstellen bei Hasskriminalität vermerkt sind (Alises o. J.). Auch das Nationale Büro 

zur Bekämpfung von Hassverbrechen des Innenministeriums veröffentlicht Informatio-

nen dazu.144 Im Kontext von COVID-19 hat das Ministerium darüber hinaus eine Bro-

schüre mit Informationen, Kontaktadressen und Anlaufstellen für LGBTI-Personen 

veröffentlicht (Ministerio de Igualdad o. J.). Darin ist auch das Thema persönliche Si-

cherheit, einschließlich Cybergewalt und Hasskriminalität gegen LGBTI-Personen, ab-

gedeckt.  

 Spezialisierte Einheit/Ansprechpersonen: In den Staatsanwaltschaften der Provinzen 

gibt es je eine Staatsanwält*in, die auf Hassverbrechen und Diskriminierung, auch 

aufgrund der sexuellen Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsausdruck, 

spezialisiert ist (Ministerio de Igualdad o. J.: 36).  

                                                

143
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/trust-coop-building-trust-and-cooperation-between-law-enforcement-and-lgbti 

144
 http://www.interior.gob.es/web/servicios-al-ciudadano/delitos-de-odio  

https://fra.europa.eu/en/promising-practices/trust-coop-building-trust-and-cooperation-between-law-enforcement-and-lgbti
http://www.interior.gob.es/web/servicios-al-ciudadano/delitos-de-odio
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6.6.13  Portugal 

 Schulung und Kapazitätsaufbau: Die Kommission für Bürgerschaft und Gleichstellung 

der Geschlechter, ein nationales Gremium, was in Portugal für die Umsetzung politi-

scher Maßnahmen in entsprechenden Bereichen verantwortlich ist, hat ein Projekt zur 

Schulung von Strafverfolgungsbehörden (Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaft und 

Einwanderungs- und Grenzkontrollbehörde) zu Hasskriminalität gegen LGBTI-Perso-

nen durchgeführt.  

 Die Trainings im Rahmen des Projekts sollten Beamt*innen im Umgang mit 

Hasskriminalität aufgrund sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität, Ge-

schlechtsausdruck und Geschlechtsmerkmale sowie im Umgang mit den Be-

troffenen schulen und insbesondere Fähigkeiten vermitteln, um eine erneute 

Viktimisierung der Betroffenen zu vermeiden. Ein weiteres Ziel des Projekts war 

es auch, einige Beamt*innen selbst zu Trainer*innen auszubilden.  

 Die Kommission für Bürgerschaft und Gleichstellung der Geschlechter hat im 

Rahmen des Projekts gemeinsam mit dem Europarat eine portugiesische Aus-

gabe des Training-Handbuchs „Policing Hate Crimes against LGBTI Pe-

ople“145 des Europarats erstellt, das an alle Polizeistellen des Landes verteilt 

wurde.146 

                                                

145
 https://www.cig.gov.pt/2019/06/manual-policiamento-crimes-odio-pessoas-lgbti-disponivel-online/  

146
 https://fra.europa.eu/en/promising-practices/training-and-manual-policing-hate-crimes-against-lgbti-people-training  

https://www.cig.gov.pt/2019/06/manual-policiamento-crimes-odio-pessoas-lgbti-disponivel-online/
https://fra.europa.eu/en/promising-practices/training-and-manual-policing-hate-crimes-against-lgbti-people-training
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7 Präventionsmaßnahmen zur Bekämpfung von Hasskrimi-

nalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen 

7.1 Problemlage und Handlungserfordernis 

Verschiedene Ressorts beschäftigen sich in Deutschland in ihren jeweiligen Zuständigkeits-

bereichen mit dem zunehmenden Phänomen von Hassrede im Internet und fördern Initiativen 

zur dessen Eindämmung. Dies betrifft unter anderem das Bundesministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend, das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat und das 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz.  

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fördert seit 2015 über das 

Bundesprogramm „Demokratie leben!“ verschiedene Maßnahmen auf kommunaler, regio-

naler und bundesweiter Ebene, die sich auf der Basis präventiv-pädagogischer Ansätze mit 

dem Themenfeld Homosexuellen- und Trans*feindlichkeit auseinandersetzen. Im Rahmen des 

Bundesprogramms wurden auch Projekte und Strukturen gegen Hass im Netz geschaffen. 

Zum Beispiel wurde bis Ende 2019 im bundesweiten Programm „Hate-Speech entgegentre-

ten“ Hilfestellungen im Umgang mit Hassrede für Unternehmen und Organisationen gegeben. 

Im Rahmen von „Demokratie leben!“ wurden von Anfang 2015 bis Ende 2019 mehrere Träger 

mit maximal 130.000 Euro pro Jahr für Maßnahmen gefördert, die zur Akzeptanz gleichge-

schlechtlicher, trans*- und inter*geschlechtlicher Lebensweisen beitragen. Erstmalig wird seit 

Beginn der zweiten Förderperiode des Bundesprogramms im Jahr 2020 ein eigenes Kompe-

tenznetzwerk „Selbst.verständlich Vielfalt" zum Abbau von Homosexuellen- und 

Trans*feindlichkeit147 gefördert, das Informationen bundesweit bündelt, fachliche Beratung 

bereitstellt und einen Transfer von erfolgreichen Präventionsansätzen in Bundes-, Landes- 

und kommunale Strukturen gewährleisten soll. Inhaltliche Schwerpunkte des Kompetenzzent-

rums sind: Sensibilisierung der Gesellschaft für Diskriminierungen aufgrund von Geschlechts-

identität oder sexueller Orientierung, Empowerment sowie Fachaustausch und Multiplika-

tor*innenschulungen. Darüber hinaus werden im Themenfeld acht Modellprojekte gefördert, 

die neue Ansätze der Sensibilisierungs- und Empowermentarbeit entwickeln und erproben und 

präventiv-pädagogisch gegen Homosexuellen- und Trans*feindlichkeit arbeiten. Im Rahmen 

des Kompetenznetzwerks fanden zum Beispiel 2021 mit den Regenbogenparlamenten bun-

desweite Foren zum Thema Regenbogenkompetenz statt. Dabei ging es um den diskriminie-

rungsfreien und professionellen Umgang mit Themen der sexuellen und geschlechtlichen Viel-

falt in den wichtigsten gesellschaftspolitischen Bereichen. Das 5. Regenbogenparlament be-

schäftigte sich speziell mit Gewalt und Anfeindungen gegen junge LGBTIQ*-Personen148. 

Angesichts der Probleme, beziehungsweise verfassungsrechtlicher Bedenken, die sich aus 

Rechtsvorschriften, wie dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz ergeben (siehe Kapitel 5.3), emp-

fiehlt unter anderem die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung bei 

Hassrede im Internet auch dezentrale Ansätze stärker in den Blick zu nehmen (OECD 2021: 

                                                

147
 https://www.selbstverstaendlich-vielfalt.de/  

148
 https://www.lsvd.de/de/ct/3650-Die-Regenbogenparlamente-Strategien-gegen-LSBTIQ-Feindlichkeit-entwickeln  

https://www.selbstverstaendlich-vielfalt.de/
https://www.lsvd.de/de/ct/3650-Die-Regenbogenparlamente-Strategien-gegen-LSBTIQ-Feindlichkeit-entwickeln
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182f.). Das bedeutet, auch nicht-gesetzgeberische Maßnahmen zu fördern, die bei den Nut-

zer*innen ansetzen. Einen solchen dezentralen Ansatz verfolgen zum Beispiel Counterspe-

ech-Gruppen. Diese haben zum Ziel, möglichst viele Mitglieder zu gewinnen, die auf Hass-

kommentare hin beispielsweise Fakten liefern oder sie anderweitig entkräften. In Deutschland 

gibt es bereits einige Counterspeech-Initiativen, unter anderem #ichbinhier. Nach wenigen Mo-

naten hatte diese mehr als 35.000 Mitglieder. Untersuchungen zeigen, dass die Initiative einen 

positiven Effekt auf das Diskussionsklima im Internet hatte – etwa fünf Prozent weniger Hass-

kommentare wurden geliked. Der Effekt war jedoch nur von kurzer Dauer: Diejenigen, die zu-

vor Hasskommentare verbreitet hatten kehrten nach zwei Wochen wieder zu ihrem hasserfüll-

ten Verhalten zurück (OECD 2021: 182 nach Sonntag 2019). Zahlreiche weitere zivilgesell-

schaftliche Initiativen setzen sich deutschlandweit im Internet für eine positive Debattenkul-

tur ein und stellen pädagogische Ansätze bereit. Im Bereich Hassrede gegen LGBTI-Perso-

nen engagiert sich zum Beispiel die Menschenrechtsorganisation Enough is enough.  

Wichtig zu nennen sind im Bereich der Prävention die Notwendigkeit von Maßnahmen zur 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit, beispielsweise durch gut angelegte Kampagnen. Als Er-

folgsfaktoren werden hier beispielsweise von der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit und Entwicklung hervorgehoben: Von Menschen statt von Statistiken sprechen, Themen 

finden, die die breite Öffentlichkeit ansprechen, durch konkrete Beispiele überzeugen, Hoff-

nung geben ohne naiv zu sein (OECD 2021: 204ff.).  

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld für präventive Arbeit gegen Homo- und Transfeindlich-

keit ist die Arbeit in regulären Bildungseinrichtungen wie Kitas, Schulen, Ausbildungsstätten 

und Universitäten. Hier sollte ein Fokus auf Menschenrechtsbildung, Gleichbehandlung und 

Gefahren von Hassrede und Hasskriminalität gelegt werden (ECRI 2020: Ziffer 45).  

Für den Bereich Bildung und entsprechende Curricula sind in Deutschland zwar die Länder 

verantwortlich, jedoch wird auch im Bericht der Interministeriellen Arbeitsgruppe „Inter- und 

Transsexualität“ darauf hingewiesen, dass die Bundesregierung im Rahmen der Kultusminis-

terkonferenz auf entsprechende Veränderungen, beispielsweise in Unterrichtsmaterialien, hin-

wirken könne (BMFSFJ 2017: 27).  

 

Problemlage und Handlungserfordernis für Deutschland 

Damit Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen bekämpft werden kann, 

braucht es neben inklusiven Gesetzen und einer Inanspruchnahme und Durchsetzung die-

ser Gesetze besonders auch präventive Maßnahmen und Strategien im Sinne von Demo-

kratieförderung. Insbesondere ist dies auch im digitalen Raum der Fall, in dem die Durch-

setzung der bestehenden Gesetze weiterhin schwierig ist. Hier sind auch dezentrale An-

sätze zur Stärkung einer positiven Debattenkultur wichtig. Weiter sind pädagogische An-

sätze in Projekten wichtig, aber auch die Aufnahme der Themen in den Curricula regulärer 

Bildungseinrichtungen. Projekte und Kampagnen gegen Homo- und Transfeindlichkeit soll-

ten die Öffentlichkeit stärker sensibilisieren.  
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7.2 Forderungen und Lösungsansätze 

Gefordert werden zielgenaue Maßnahmen zur Prävention gegen Hasskriminalität und 

Hassrede im Internet. Die Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betont, dass die Zivilgesell-

schaft in der Auseinandersetzung mit LGBTI-Feindlichkeit und Mehrfachdiskriminierung ge-

stärkt werden müsse. Dafür brauche es vor allem eine langfristige Strukturförderung für Ver-

bände und Selbstorganisation von LGBTI, die bisweilen häufig nur durch ehrenamtliches En-

gagement ihrer Mitglieder funktionierten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019). Bestehende Pro-

gramme gegen Mobbing und Gewalt sollen LGBTI als spezifische Zielgruppe mitaufnehmen 

(LSVD 2021, BVT* 2019, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a, FDP 2021). Explizit wird auf das 

Programm „Demokratie leben!“ hingewiesen (DIE LINKE 2021b). DIE LINKE betont, Selbst-

hilfe- und Aufklärungsprojekte der LSBTIQA*-Communities müssten gefördert werden, um die 

gesellschaftliche Akzeptanz zu erhöhen (DIE LINKE 2021). Nach der Freien Demokratischen 

Partei sollen auch in der Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit der Bundespolizei und der 

Länderpolizeien homo- und transfeindlich motivierte Hasskriminalität besser berücksichtigt 

werden (FDP 2021). Zielgenaue Konzepte zur Prävention sollen Teil eines Bund-Länder-Pro-

gramms zu LSBTI-feindlicher Gewalt sein (LSVD 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019). 

Gefordert wird, dass zivilgesellschaftliche Ansätze in der Gewaltprävention gestärkt werden, 

um Hetze und Hass in sozialen Netzwerken und bei Hassrede und Hassmusik entgegenwirken 

zu können (LSVD 2016). 

Auch im digitalen Raum wird mehr pädagogische und soziale Arbeit in Form von „Digital 

Streetwork“ und Community-Building eingefordert (Amadeu Antonio Stiftung 2021).  

Es wird darauf hingewiesen, dass sozialräumliche Konzepte einen entscheidenden Beitrag 

leisten können, Dialog zu fördern und Konflikte zu schlichten, sowohl zwischen Verantwortli-

chen in der Verwaltung als auch zwischen gesellschaftlichen Bereichen. Bürger*innen sollten 

in Form von Bottom-up Initiativen beteiligt werden (MANEO 2021).  

Auf einer grundlegenden Ebene wird gefordert, die Ursachen für Hasskriminalität und Hass-

rede in der Gesellschaft anzugehen. Dafür sei unter anderem eine gendersensible Pädagogik 

beziehungsweise geschlechterreflektierende Arbeit wichtig (Amadeu Antonio Stiftung 2021).  

7.3 Einblicke in andere europäische Staaten 

Viele Staaten führen Maßnahmen durch, um in der breiten Bevölkerung für Hasskriminalität 

und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen zu sensibilisieren. Daneben gehen einige Projekte 

speziell auf bestimmte Communities zu.  

In Belgien führt zum Beispiel die nationale Gleichstellungsstelle Sensibilisierungs- und Prä-

ventionskampagnen durch, unter anderem Filmwettbewerbe mit Schüler*innen.  

In Dänemark wurden Maßnahmen der Polizei, wie Informationsveranstaltungen, zur Sensibili-

sierung und zum Dialog mit der Zivilgesellschaft, einschließlich religiöser Communities 

durchgeführt. Weiter stehen Jugendliche LGBTI-Personen bei einer Modellkampagne zur 
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Verhinderung von sexueller Belästigung und Gewalt bei Jugendlichen im Fokus, die auch ju-

gendliche LGBTIQ-Personen berücksichtigt. Es wurde Forschung zur Situation von jungen 

LGBTI-Personen durchgeführt sowie Sensibilisierungsmaßnahmen von Fachpersonal.  

In Malta gibt es diverse Projekte, Organisationen und Kampagnen, die zu Hassrede im Inter-

net informieren und sensibilisieren. Ein Projekt von einer zivilgesellschaftlichen Organisation, 

gemeinsam mit einer maltesischen Zeitung, bot darüber hinaus Training für Freiwillige aus 

zivilgesellschaftlichen Organisationen oder aus Strafverfolgungsbehörden an. Darüber hinaus 

wurde eine Hate Crime and Speech Unit gegründet, um die Öffentlichkeit zu Hasskriminalität 

und Hassrede zu informieren und für Betroffene sowohl rechtliche als auch therapeutische 

Unterstützung bereitzustellen. Das Projekt wird von der Europäischen Union finanziert.  

In den Niederlanden beschäftigen sich staatlich geförderte Projekte damit, den öffentlichen 

(und auch privaten) Raum sicherer für LGBTI-Personen zu machen. Ein Projekt, das einen 

Fokus auf Gewalt gegen Frauen setzt, soll auch die Belange von LGBTI-Personen mitberück-

sichtigen. Es gibt mehrere Allianzen zwischen LGBTI-Organisationen und anderen Akteuren, 

die lokale Regierungen für die Situation von LGBTI sensibilisieren wollen. Eine Allianz, beste-

hend aus Polizei, LGBTI- und weiteren zivilgesellschaftlichen Organisationen, hat sich zu einer 

Allianz zusammengeschlossen, die sich für die Sicherheit von LGBTI einsetzt.  

Der Nationale Aktionsplan Frankreichs gegen Homo- und Transfeindlichkeit nennt als eine 

Maßnahme die Bekämpfung von Homo- und Transfeindlichkeit auch im ländlichen Raum, 

unter anderem durch Veranstaltungen wie Film-Debatten oder Workshops.  

7.3.1 Belgien 

 Kommunikation/Sensibilisierung/Schulung: Die nationale Gleichstellungsstelle Unia 

führt Sensibilisierungs- und Präventionskampagnen149 durch, die teilweise in part-

nerschaftlicher Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen Diensten oder Organisatio-

nen stattfinden. Beispielsweise veranstaltete Unia einen Filmwettbewerb für Schü-

ler*innen zum Thema Homophobie oder eine Kampagne zum Internationalen Tag ge-

gen Homophobie. In einer Online-Ausbildung über das Antidiskriminierungsrecht be-

antwortet Unia Fragen zum Thema Vielfalt in Unternehmen. Weiterhin erstellt Unia 

Gutachten und Empfehlungen für Unternehmen, Einrichtungen und Behörden. 

7.3.2 Dänemark 

 Kommunikation/Sensibilisierung: 2019 unternahm die Polizei einige Maßnahmen zur 

Sensibilisierung und zum Dialog mit der Zivilgesellschaft. Unter anderem fanden In-

formationsveranstaltungen mit der muslimischen Community sowie mit Asylsuchenden 

statt. Die Polizei war auch präsent auf dem Dänischen Pride Event. Die Polizei hat 

einen Dialog zwischen der muslimischen und jüdischen Community und der nationalen 

                                                

149
 https://www.unia.be/de/sensibilisierung-praevention/kampagnen  

https://www.unia.be/de/sensibilisierung-praevention/kampagnen
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Organisation für LGBTI-Personen initiiert. Damit soll eine langfristige Kooperation ein-

gegangen werden, die Betroffene von Hassverbrechen bestärkt, diese der Polizei zu 

melden (ECRI 2020). 

 Kommunikation/Sensibilisierung: Nordic Information on Gender des Nordic Council 

of Ministers hat 2018 ein Projekt zur Verhinderung von sexueller Belästigung und Ge-

walt bei Jugendlichen, mit einem Fokus auf Mädchen und LGBTIQ-Personen, durch-

geführt. Kooperationspartner waren Familienverbände aus Dänemark, Schweden und 

Norwegen. Das Budget lag bei 500.000 Dänische Kronen (etwa 67.000 Euro). Im Rah-

men des Projekts wurde eine Modellkampagne entwickelt, die auch von anderen Staa-

ten angewendet werden kann. Die veröffentlichten Unterlagen stehen nur auf Dänisch 

zur Verfügung.150  

7.3.3 Frankreich 

 Kommunikation/Sensibilisierung: Homo- und Transfeindlichkeit soll im städtischen und 

auch ländlichen Raum bekämpft werden. Dies ist eine Maßnahme des Nationalen 

Aktionsplans (NAP FR 2020: 41): Beispielsweise sollen LGBTI-Events (Film-Debatten, 

Foren, Workshops, etc.) im ländlichen Raum gefördert werden. Studien zu LGBTI-Per-

sonen im ländlichen Raum sollen durchgeführt werden. 

7.3.4 Malta 

 Kommunikation/Sensibilisierung: 2019 wurde von der Regierung eine Hate Crime and 

Speech Unit innerhalb der Victim Support Agency gegründet, um die Öffentlichkeit zu 

Hasskriminalität und Hassrede zu informieren und für Betroffene sowohl rechtliche als 

auch therapeutische Unterstützung bereitzustellen.151 Das Projekt wird von der Euro-

päischen Union finanziert und findet in Zusammenarbeit mit nationalen Akteuren wie 

dem Ministerium für das Innere und die nationale Sicherheit sowie der Polizei Malta 

statt.152 

 Kommunikation/Sensibilisierung/Schulung: Im September 2018 startete das einjährige 

Projekt/Kampagne #stophate von der zivilgesellschaftlichen Organisation SOS Malta 

und der Zeitung Times of Malta, die ein Problembewusstsein zu Hassrede im Internet 

schaffen sollte. Hate Speech und „Underreporting“ ist in Malta ein großes Problem. Im 

Rahmen des Projekts wurden unter anderem Freiwillige geschult, Diskussionen auf der 

Webseite der Zeitung und auf Social Media zu moderieren. Es wurde auch Forschung 

                                                

150
 https://nikk.no/en/fundproject/a-nordic-model-for-youth-driven-prevention-of-sexual-harassment-and-violations-2/  

151
 https://stophate.gov.mt/en/About-Us/Pages/Aims-and-Objectives.aspx 

152
 Weiter beteiligt: Academy for Disciplined Forces, Agency for Protection of Persons Seeking Asylum, Director for Integration 

and Equality, Commission for the Rights of Disabled Persons, Victims Support Europe: https://www.independent.com.mt/ar-

ticles/2019-10-24/local-news/New-Hate-Crime-and-Speech-Unit-inaugurated-6736215235  

https://rm.coe.int/ecri-conclusions-on-the-implementation-of-the-recommendations-in-respe/16809e8271
https://nikk.no/en/fundproject/a-nordic-model-for-youth-driven-prevention-of-sexual-harassment-and-violations-2/
https://stophate.gov.mt/en/About-Us/Pages/Aims-and-Objectives.aspx
https://www.independent.com.mt/articles/2019-10-24/local-news/New-Hate-Crime-and-Speech-Unit-inaugurated-6736215235
https://www.independent.com.mt/articles/2019-10-24/local-news/New-Hate-Crime-and-Speech-Unit-inaugurated-6736215235
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zu Hassrede im Rahmen des Projektes durchgeführt. Es sollte ein umfassendes Trai-

ning für Freiwillige aus zivilgesellschaftlichen Organisationen entwickelt werden sowie 

Unterstützung für die Strafverfolgung, um Hassrede besser zu erkennen.153  

7.3.5 Niederlande 

 Sensibilisierung/Schutz: Das Sichere Städte-Projekt (Veilige Steden) zielt darauf ab, 

sexuelle Gewalt im öffentlichen Raum zu verhindern. Das Projekt unterstützt lokale 

Sicherheitsinitiativen mit einem Fokus auf Frauen finanziell, wenn möglich, werden die 

Aktivitäten mit lokalen Initiativen zur Sicherheit von LGBTI und mit Jugendarbeit ver-

knüpft. Bis 2022 erhalten kooperierende Kommunen finanzielle Zuwendungen zur Be-

wältigung von Problemen wie Belästigung auf der Straße, sexuelle Aggression und 

Gewalt im Nachtleben. Das Projekt ist auch Teil des Nationalen Aktionsplans (NAP NL 

2018: 13). Seit November 2021 kooperiert das Sichere Städte-Projekt mit dem Projekt 

Regenbogenstädte (Regenboogsteden), um gemeinsam einen besseren Schutz für 

LGBTIQ*-Personen vor Ort zu erreichen.154  

 Institutionsübergreifende Zusammenarbeit: Zusammen mit der Polizei unterstützt die 

Regierung das Projekt Natürlich zusammen (Alliantie Natuurlijk Samen). Die Allianz 

will Hassverbrechen gegen LGBTI-Personen im öffentlichen und privaten Raum be-

kämpfen. Das Projekt ist auch Teil des Nationalen Aktionsplans (NAP NL 2018: 14).  

 Institutionsübergreifende Zusammenarbeit: Die Gay Straight Alliance Neighborhood 

safety ist eine von vier Gay Straight Alliances. Dies sind Allianzen zwischen 

Mainstream- und LGBT-Organisationen. Bei der GSA Neighborhood safety kooperie-

ren Mainstream-Organisationen, die Diskriminierung bekämpfen wollen, mit der nie-

derländischen LGBTI-Organisation COC und Rosa in Blau, einer spezialisierten Einheit 

bei der Polizei (Kapitel 6.6.8). Gemeinsam regen sie lokale Regierungen an, ihren An-

satz in Bezug auf Hassverbrechen gegen LGBT-Personen zu verbessern. Diese Kette 

besteht aus Prävention, Signalisierung, Berichterstattung, (polizeilicher) Erklärung, Be-

treuung, Bearbeitung des Falls und Nachsorge. Der Vorteil dieser Praxis besteht darin, 

dass sie sich auf die lokale Ebene und das Lebensumfeld konzentriert, auf das Hass-

kriminalität oft große Auswirkungen hat. Die Gay-Straight-Allianz konzentriert sich so-

wohl auf die Polizei als auch auf andere Akteure im sozialen Bereich (Ministry of Edu-

cation, Culture and Science/Ministry of Security and Justice o. J.).  

                                                

153
 https://timesofmalta.com/articles/view/stophate-project-aims-to-clamp-down-on-maltas-online-hate-speech.688121  

154
 https://www.programmaveiligesteden.nl/nieuws/nieuw-kennisproduct-verbinding-tussen-veilige-steden-en-regenboogsteden/  

https://timesofmalta.com/articles/view/stophate-project-aims-to-clamp-down-on-maltas-online-hate-speech.688121
https://www.programmaveiligesteden.nl/nieuws/nieuw-kennisproduct-verbinding-tussen-veilige-steden-en-regenboogsteden/
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8 Zusammenfassung der Kapitel 3 bis 7 

In diesem Arbeitspapier ist ein großer Handlungs- und Regelungsbedarf im Bereich Hasskri-

minalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen in Deutschland deutlich geworden. Insbe-

sondere bei der amtlichen Erfassung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen, beim 

rechtlichen Schutz und hinsichtlich Maßnahmen in Polizei, Justiz und Opferschutz, um gegen 

die hohe Dunkelziffer vorzugehen, zeigen sich Handlungsbedarfe, die auch von Politik und 

Zivilgesellschaft geäußert werden.  

Im Folgenden wird ein Überblick zu den identifizierten Handlungserfordernissen in Deutsch-

land und hilfreichen Anregungen aus anderen Staaten gegeben. Daran anschließend werden 

die gesetzlichen Änderungsbedarfe zusammengefasst und die Notwendigkeit eines nationalen 

Aktionsplans genauer in den Blick genommen.  

8.1 Erweiterung des Forschungsstandes und Schließen von For-
schungslücken zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen  

Die Auswertung nationaler Forderungen, internationaler Empfehlungen und Maßnahmen aus 

anderen europäischen Staaten zeigte im Bereich der Forschung zu Hasskriminalität gegen 

LGBTIQ*-Personen (Kapitel 3) folgende Handlungserfordernisse und Anregungen aus ande-

ren europäischen Staaten:  

 In Deutschland bilden amtliche Statistiken das Ausmaß von Gewalt gegen LGBTIQ*-

Personen nur unzureichend ab, da viele Betroffene die Taten unter anderem aus Angst 

vor homo- oder transfeindlichen Reaktionen der Polizei nicht melden. Schätzungen der 

Dunkelziffer für Deutschland liegen bei 80 bis 90 Prozent.  

 Dunkelfeldstudien kommen zur Abschätzung des tatsächlichen Ausmaßes sowie zur 

Erforschung der Erscheinungsformen, Ursachen, Folgen und dem Umgang mit Hass-

kriminalität durch Behörden und Justiz entsprechend eine große Bedeutung zu. Auch 

die Erhebung der Gründe für das Nichtmelden von Straftaten ist wichtig. Um das Dun-

kelfeld homo- und transfeindlicher Gewalterfahrungen zu erschließen, nehmen einige 

Staaten, zum Beispiel Dänemark, Frankreich und Schweden, Fragen zu homo- und 

transfeindlichen Taten in ihre jährlichen, repräsentativen Dunkelfeldbefragungen zu 

Kriminalitätserfahrungen auf. In Deutschland wurde dies bei der Dunkelfeldbefra-

gung Sicherheit und Kriminalität des Bundeskriminalamts bisher nur in Ansätzen um-

gesetzt. In Finnland besteht eine besonders gute Datenlage zu den Gewalterfahrungen 

von LGBTIQ*-Jugendlichen, da hier im Rahmen einer nationalen Befragung von Kin-

dern und Jugendlichen auch Fragen zu Geschlechtsidentität und sexueller Orientie-

rung sowie Fragen zu Gewalterfahrungen gestellt werden.  

 Es besteht Bedarf bei der Erforschung von Gewalt gegenüber bestimmten Ziel-

gruppen, so zum Beispiel bei lesbenfeindlicher Gewalt. Eine Befragung von Lesben in 

Frankreich ergab zum Beispiel, dass fast 60 Prozent der Befragten in den letzten zwei 

Jahren mindestens eine Anfeindung erlebt hatten.  
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 Die Forschung zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen ist, nach den berücksich-

tigten zivilgesellschaftlichen und politischen Forderungen, dabei intersektional aufzu-

stellen, sodass Mehrfachdiskriminierungen (zum Beispiel von Personen of Color oder 

von Personen mit Behinderungen) berücksichtigt werden. Weiter sind Expert*innen aus 

der LGBTIQ*-Community bei Forschungsinitiativen einzubinden.  

 Auch im Bereich Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen ist weitere Forschung nötig. In 

Frankreich wurde eine eigens dafür zuständige Beobachtungsstelle zu Online-Hass 

geschaffen, die das Phänomen in Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von Akteur*innen 

untersuchen soll.  

 Auf europäischer Ebene stellt die Europäische Kommission zur Erforschung und Be-

kämpfung von Hasskriminalität finanzielle Mittel bereit. So wurde in Belgien über das 

EU-Programm „Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“ beispielsweise die Er-

stellung eines Daten-Hubs zur Bestandsaufnahme zu Datenquellen zu Diskrimi-

nierung, einschließlich Hasskriminalität, kofinanziert. Für die Erstellung des Daten-

Hubs wurden auch auf europäischer Ebene erarbeitete Leitlinien und Tools genutzt.  

8.2 Verbesserung der Erfassung von und der Berichterstattung zu 
Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen 

Im Bereich der amtlichen Erfassung von Hasskriminalität und der Berichterstattung dazu (Ka-

pitel 4) zeigen sich folgende Punkte als relevant:  

 In Deutschland weist die amtliche Erfassung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Per-

sonen im Rahmen der Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität einige Probleme 

auf, die dazu führen, dass die Statistik kein adäquates Lagebild zu Gewalt gegen LGB-

TIQ*-Personen bereitstellt.  

 Sowohl die allgemeine Definition von Hasskriminalität als auch die Kategorien 

zur Einordnung des Motivs der Tat werden als uneindeutig kritisiert. So deckt 

die Kategorie „Geschlecht/Sexuelle Identität“ beispielsweise auch Gewalt ge-

gen cis-geschlechtliche Frauen mit ab und verklärt so das Bild homo- und trans-

feindlicher Hasskriminalität.  

 Weiterhin nimmt die Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität nur Fälle von 

Hasskriminalität auf, die bereits zu Beginn des Verfahrens als solche erfasst 

wurden, was entsprechend dazu führt, dass das Erkennen eines Verbrechens 

als Hassverbrechen zeitlich unmittelbar zu Beginn des Verfahrens erfolgen 

muss. Es ist anzunehmen, dass so einige Fälle von Hasskriminalität gegen 

LGBTIQ*-Personen in der Statistik nicht auftauchen. In Schweden wurden im 

Rahmen einer Studie die polizeilichen Statistiken einer Qualitätskontrolle unter-

zogen, um Handlungserfordernisse zu identifizieren.  

 Daten zu Hasskriminalität befinden sich in Deutschland in unterschiedlichen Daten-

sätzen beziehungsweise Datensystemen. Die Daten zu Motiv, Zielgruppe und so wei-

ter sind in der Statistik für Politisch motivierte Kriminalität festgehalten, der Ausgang 

eines Verfahrens ist jedoch nur in der justiziellen Statistik vermerkt, die Informationen 
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können bisher nicht zusammengeführt werden. In Schweden sind dagegen die Daten 

zu den Umständen des Verbrechens, beispielsweise zu den Motiven, und die Angaben 

zum Ausgang des Verfahrens zusammengeführt.  

 Die Berichterstattung zu den Daten zu Hasskriminalität durch das Bundesinnenmi-

nisterium legt zudem keinen Fokus auf LGBTIQ*-Personen beziehungsweise werden 

keine speziellen Berichte zu Gewalt gegen LGBTIQ*-Personen von staatlicher Seite 

erstellt. Die Datenberichterstattung auf Landesebene ist ebenfalls unzureichend, da bis 

auf Berlin (Bremen hat es für 2022 beschlossen) kein Bundesland die Daten aus der 

Statistik zu Politisch motivierter Kriminalität veröffentlicht. In den für Deutschland be-

rücksichtigten zivilgesellschaftlichen und politischen Forderungen wird ein nach be-

troffenen Gruppen differenzierter periodischer Sicherheitsbericht, wie er auch im 

Koalitionsvertrag der 19. Wahlperiode vereinbart war, gefordert. Zudem wird gefordert, 

die Polizeiliche Kriminalstatistik (das heißt jene Statistik zu Allgemeinkriminalität) solle 

homo- und transfeindliche Straftaten gesondert erfassen. In Frankreich veröffentlicht 

das französische Innenministerium beispielsweise einen jährlichen statistischen Be-

richt zu Straftaten gegen LGBT-Personen. 

 Um eine bessere Erfassung von homo- und transfeindlichen Straftaten umzusetzen, 

braucht es nach den berücksichtigten zivilgesellschaftlichen und politischen Forderun-

gen mehr LGBTI-Ansprechpersonen bei der Polizei, die über eine sachgerechte Aus-

stattung, technische Fähigkeiten, entsprechende Aufgabenstellungen und Befugnisse 

verfügen.  

 Internationale Akteure wie die Europäische Grundrechteagentur oder das Büro für de-

mokratische Institutionen und Menschenrechte der Organisation für Sicherheit und Zu-

sammenarbeit in Europa empfehlen zudem auch die Entwicklung alternativer Melde-

wege, zum Beispiel über zivilgesellschaftliche Organisationen oder über digitale Platt-

formen. Viele Staaten haben bereits solche alternativen Meldemöglichkeiten zu einer 

Anzeige auf dem Polizeirevier geschaffen. Über eine App können Betroffene in Frank-

reich Fälle von homo- und transfeindlicher Gewalt beispielsweise anonym melden. 

Hierbei werden Daten zu Zeit und Ort der Berichterstattung analysiert. In einem von 

der Europäischen Kommission geförderten Projekt erproben Finnland sowie Kroatien 

und Irland ein Online-Tool zur Meldung von Hasskriminalität. In Frankreich können auf 

einer Online-Plattform illegale Inhalte im Internet, wie Hassrede gegen LGBTIQ*-Per-

sonen, gemeldet werden, die dann von Polizeibeamt*innen ausgewertet werden. In der 

Region Brüssel-Hauptstadt, Belgien und in England können Vorfälle von Hasskrimina-

lität über zivilgesellschaftliche Organisationen gemeldet werden.  

8.3 Verstärkung des rechtlichen Schutzes vor Hetze, Hass- und Ge-
waltdelikten gegen LGBTIQ*-Personen 

Im Bereich des Rechts bei Hetze-, Hass und Gewaltdelikten (Kapitel 5) zeigten sich folgende 

Aspekte als relevant: 
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8.3.1 Hasskriminalität 

 Hasskriminalität wird in der Gesetzgebung allgemein härter bestraft, da davon eine 

Signalwirkung an Täter*innen und Gesellschaft hinsichtlich einer Inakzeptanz für dis-

kriminierendes Verhalten ausgehen soll. Die explizite Nennung der geschützten Merk-

male (hier: sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale) ist 

dabei wichtig, da sie so bei der strafrechtlichen Bewertung und bei den polizeilichen 

Ermittlungen frühzeitig berücksichtigt werden können und auch in der polizeilichen und 

justiziellen Statistik als solche erscheinen.  

 In Europa berücksichtigen bereits die Mehrheit der Staaten die sexuelle Orientierung 

explizit als strafschärfenden Faktor in ihren Gesetzesregelungen zu Hasskriminalität.  

Neun Staaten berücksichtigen auch die Geschlechtsidentität explizit im Gesetzestext 

als erschwerenden Faktor, Griechenland und Malta berücksichtigen auf nationaler 

Ebene sowohl sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität als auch Geschlechtsmerk-

male. Ein nationaler Bericht für Malta stellte (für 2016) jedoch fest, dass in der Praxis 

bisweilen nur sehr wenige Ermittlungen auf dieser Gesetzesgrundlage stattfinden. 

Zehn Staaten berücksichtigen keines der Merkmale explizit, darunter auch Deutsch-

land.  

 Die für Deutschland zentralen Straftatbestände bei Verfahren gegen Hasskriminalität, 

Grundsätze der Strafzumessung (§ 46 Abs. 2 Satz 2 StGB) und Volksverhetzung 

(§ 130 StGB), erwähnen homo- und transfeindliche Motive nicht explizit. Homo- und 

transfeindliche Taten werden bei der Strafzumessung als erschwerender Umstand un-

ter „sonstige menschenverachtende Beweggründe“ berücksichtigt. Sie sind im Geset-

zestext im Vergleich zu rassistischen Motiven, fremdenfeindlichen und antisemitischen 

Motiven jedoch nicht explizit benannt. Gleiches gilt für den Paragraphen zur Volksver-

hetzung. Der Großteil der berücksichtigten zivilgesellschaftlichen und politischen For-

derungen fordern eindringlich LGBTIQ*-feindliche Motive in den Gesetzestext mit auf-

zunehmen.  

8.3.2 Hassrede im Internet 

 Mit Blick auf die Bekämpfung von Hassrede im Internet ist in Deutschland das Netz-

werkdurchsetzungsgesetz zentral, was jedoch praktisch noch einige Umsetzungs-

probleme aufweist, besonders, da Netzwerkbetreibende viele der engen Vorgaben zur 

Weiterleitung von Meldungen aktuell noch nicht erfüllen. Zivilgesellschaftliche und po-

litische Forderungen aus Deutschland fordern unter anderem eine gute Ausstattung 

von Polizei und Justiz, damit das Netzwerkdurchsetzungsgesetz auch tatsächlich um-

gesetzt werden kann und Hassrede online gegen LGBTIQ*-Personen effektiv bekämpft 

werden kann.  

 Auch bei Hassrede werden LGBTIQ*-feindliche Motive nicht als strafschärfende Um-

stände in der deutschen Gesetzgebung explizit benannt. 20 Staaten benennen die se-

xuelle Orientierung explizit als strafschärfenden Umstand zu Hassrede, zwölf Staaten 
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berücksichtigen zusätzlich die Geschlechtsidentität. Sieben Staaten, einschließlich 

Deutschland, berücksichtigen keines der Merkmale explizit. 

8.3.3 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz und Grundgesetz 

 Weitere Forderungen zum rechtlichen Schutz von LGBTIQ*-Personen beziehen sich 

auf die Schließung von Schutzlücken im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz: 

Staatliches Handeln (damit auch diskriminierendes Verhalten der Polizei) solle in den 

Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes fallen. Weiter solle 

die Antidiskriminierungsstelle und weitere Antidiskriminierungsverbände gestärkt wer-

den und mit einem Verbandsklagerecht ausgestattet werden, sodass sie Personen 

auch vor Gericht vertreten können. In Belgien beispielsweise bietet die nationale 

Gleichbehandlungsstelle Beratung im Kontext von Gewalt oder Diskriminierung durch 

die Polizei an. Die dortige Gleichbehandlungsstelle verfügt auch über die Berechtigung 

(in besonderen Fällen) mit Betroffenen vor Gericht zu ziehen.  

 Weitere Forderungen beziehen sich auf die Erweiterung des Artikel 3 Abs. 3 Grund-

gesetz um Geschlechtsidentität und sexuelle Orientierung für eine verfassungsrechtli-

che Absicherung gegen Diskriminierung und Hasskriminalität. 

8.4 Ausweitung und Verbesserung der Maßnahmen in Polizei, Justiz und Op-

ferschutz  

Zur Verringerung der Dunkelziffer bei Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen sind Maß-

nahmen in Polizei, Justiz und Opferschutz zentral. Folgende Aspekte können genannt werden: 

 Von Hassverbrechen betroffene LGBTIQ*-Personen sollten das Vertrauen haben, sich 

an Polizei, Justiz und an Opferschutzeinrichtungen zu wenden. Polizeibeamt*innen 

und Angestellte in der Justiz müssen entsprechend dazu befähigt werden, Fälle von 

Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen zu erkennen und diese kompetent zu be-

arbeiten. Opferschutzeinrichtungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen können 

hier eine wichtige Vermittlerrolle zukommen.  

8.5 Polizei und Justiz 

 In Deutschland gibt es in vielen Landespolizeien (die Länder sind in Deutschland vor-

rangig für die Polizei verantwortlich) mittlerweile Ansprechpersonen für LGBTI, an 

die sich Betroffene und Zeug*innen homo- und transfeindlicher Hasskriminalität wen-

den können. Sowohl internationale Empfehlungen als auch zivilgesellschaftliche und 

politische Forderungen aus Deutschland betonen, es müsse mehr Personal mit ent-

sprechender Ausstattung und Verantwortlichkeiten bereitgestellt werden. Mit Aus-

nahme von Berlin sind LGBTI-Ansprechpersonen in Deutschland ausschließlich ehren-

amtlich für diese zusätzliche Tätigkeit beschäftigt. Betont wird in diesem Kontext die 

Bedeutung der Innenministerkonferenz, in der sich die Bundesregierung für mehr Per-
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sonal und Ausstattung für die geforderten Erweiterungen bei Polizei und Justiz einset-

zen sollte. In der niederländischen Polizei gibt es eine landesweite Einheit der Polizei, 

Rosa in Blau, die Menschen unterstützt, die eine Straftat aufgrund ihrer sexuellen Ori-

entierung oder Geschlechtsidentität melden wollen. Die Effekte auf die Meldebereit-

schaft von Betroffenen werden als positiv bewertet.  

 In Berlin gibt es auch bei der Staatsanwaltschaft eine Ansprechperson für LGBTI. 

In Spanien beispielsweise gibt es in den Provinzen je eine Staatsanwält*in, die auf 

Hassverbrechen und Diskriminierung, auch aufgrund sexueller Orientierung, Ge-

schlechtsidentität und Geschlechtsausdruck, spezialisiert ist. 

 Sowohl internationale Empfehlungen als auch zivilgesellschaftliche und politische For-

derungen aus Deutschland betonen, dass es umfangreiche und zielgenaue Maßnah-

men zur Aus- und Fortbildung der Polizei und Justiz brauche. Dabei könne bereits 

auf erfolgreiche Beispiele, wie aus Berlin, aufgebaut werden. Schulungen für das Er-

kennen, die Erfassung und den Umgang mit Hasskriminalität, zum Teil mit dem 

Schwerpunkt Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen, finden in vielen Staaten 

statt, unter anderem in Dänemark, Frankreich, England, Italien, Malta, Portugal und 

Slowenien. Häufig sind zivilgesellschaftliche Organisationen mit in die Trainings einge-

bunden. Über die Qualifizierung von einzelnen Beamt*innen zu Trainer*innen wird die 

Reichweite von Schulungen erweitert. Die Finanzierung der Schulungsprojekte wird 

zum Teil auch über die EU gefördert wie in Slowenien und Italien, in Slowenien unter 

anderem über das Programm „Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“. Häufig 

werden neben der Gruppe LGBTIQ* weitere von Hasskriminalität betroffene Gruppen 

wie die jüdische oder muslimische Community, Migrant*innen und Geflüchtete, Roma 

und Menschen mit Behinderungen bei den Trainings berücksichtigt. Präventionsar-

beit für einen diskriminierungsfreien Umgang mit LGBTIQ*-Personen und insbe-

sondere trans* Personen bei der Polizei, der Justiz und vor allem im Justizvollzug wird 

in einigen Staaten zum Thema gemacht. In Frankreich wurden dazu Empfehlungen 

zum Umgang mit trans* Personen bei der Polizei veröffentlicht. Auch Malta arbeitet an 

Maßnahmen zum Schutz von LGBTI-Personen in Polizeigewahrsam.  

 Für die Meldung von Fehlverhalten und diskriminierendem Verhalten der Polizei, bei-

spielsweise homo- oder transfeindlichem Verhalten, gibt es in Deutschland nur in we-

nigen Bundesländern Beschwerdestellen. Die Antidiskriminierungsstelle kann im Be-

reich Hasskriminalität und staatliches Handeln, wo Fehlverhalten der Polizei zu veror-

ten ist, nicht weitergehend beraten. In einigen zivilgesellschaftlichen und politischen 

Forderungen wird die Schaffung einer Stelle eines*r unabhängigen Polizeibeauftragten 

beziehungsweise einer unabhängigen Polizeibeschwerdestelle zur Untersuchung poli-

zeilichen Fehlverhaltens thematisiert. In einigen europäischen Staaten existieren un-

abhängige Polizei-Beschwerdestellen. Die Stellen können von Personen aufgesucht 

werden, die sich im Umgang mit der Polizei diskriminiert fühlen und dies melden möch-

ten, entsprechend auch LGBTIQ*-Personen, die homo- oder transfeindliches Verhalten 

durch die Polizei erlebt haben.  

 Viele Staaten bemühen sich, Informationen zu Hasskriminalität und Maßnahmen für 

Betroffene zu verbreiten. In Spanien wurde ein Leitfaden für Betroffene von LGBTI-
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feindlicher Gewalt herausgegeben, in dem ausführlich Vorgehen und Anlaufstellen bei 

Hasskriminalität vermerkt sind. In England sollte eine Plakatkampagne mehr Vertrauen 

in die Strafverfolgungsbehörden schaffen.  

8.6 Opferschutz 

 Im Bereich des Opferschutzes gibt es in Deutschland unterschiedliche Hilfsdienste und 

Anlaufstellen, jedoch nicht flächendeckend und mit einer Ballung in Berlin. Opferschutz 

ist grundlegend über die Länder organisiert. Gefordert wird ein Ausbau der Angebote 

und eine Unterstützung auch durch Bundesmittel. Die Expertise bestehender Einrich-

tungen solle eingebunden werden. Zudem wird gefordert, dass Mitarbeitende von Be-

ratungsstellen im Bereich Hass im Internet geschult werden, um hier bessere Unter-

stützung leisten zu können. Im Rahmen eines Projekts in Malta, das mehr Problembe-

wusstsein für Hassrede im Internet schaffen sollte, wurde für Freiwillige zivilgesell-

schaftlicher Organisationen ein Training angeboten, welches den Umgang mit Hass-

rede im Internet verbessern sollte.  

 Die Schutzkonzepte seien zudem intersektional auszubauen, sodass besonders auch 

LGBTIQ*-Personen of Colour, Menschen mit Behinderungen oder Erkrankungen be-

rücksichtigt werden. Weitere wichtige Zielgruppen sind LGBTIQ*-Jugendliche und ge-

flüchtete LGBTIQ*.  

 Auch wird gefordert, bestehende nationale Gewaltpräventionsprogramme (beson-

ders auch im Rahmen der Istanbul-Konvention) für trans* und inter* Personen inklusiv 

auszubauen. In Deutschland bestehen beim Gewaltschutz gegen Gewalt an Frauen 

bei Frauenhäusern noch Schutzlücken für trans* und inter* Personen. In den Nieder-

landen hat sich ein Projekt mit dem Schwerpunkt auf der Bekämpfung von Gewalt ge-

gen Frauen mit einem Projekt zur Förderung der Rechte von LGBTIQ*-Personen zu-

sammengeschlossen, um gemeinsam am Schutz von LGBTIQ*-Personen zu arbeiten.  

8.7 Präventionsmaßnahmen zur Bekämpfung von Hasskriminalität 
und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen 

Im Bereich der Prävention von Hasskriminalität und Hassrede gegen LGBTIQ*-Personen (Ka-

pitel 7) können folgende Aspekte genannt werden:  

 Im Bereich der Prävention von Hasskriminalität und Hassrede sind besonders präven-

tive Maßnahmen im digitalen Raum in den Blick zu nehmen. Ein Zusammenhang zwi-

schen Hass im Netz und Hasskriminalität konnte bereits nachgewiesen werden.  

 Bei Hassrede im Internet sollten auch dezentrale Ansätze verfolgt werden, die eine 

positive Debattenkultur stärken, zum Beispiel Counterspeech-Gruppen im Sinne eines 

„digitalen Streetwork“.  

 Malta hat zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und zur Beratung von Betroffenen bei 

Hassrede im Internet eine eigene Stelle bei den Behörden geschaffen.  
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 Weiter sind Demokratieförderung und Menschenrechtsbildung (sowohl digital als 

auch im Sozialraum vor Ort) wichtig, wie sie das Projekt „Demokratie leben!“ in 

Deutschland umsetzt. Solche Projekte brauchen eine langfristige Strukturförderung. 

Auch sollten Verbände und Selbstorganisation der LGBTIQ*-Community gestärkt und 

langfristig finanziell gefördert werden. In den Niederlanden wurden Allianzen (Gay-

Straight-Alliances) zwischen LGBTIQ*-Organisationen und anderen Akteuren zum 

besseren Schutz von LGBTIQ*-Personen geschaffen, an denen sowohl Akteure aus 

der Politik als auch der Zivilgesellschaft und der Polizei beteiligt sind. Auch Projekte, 

wie Filmwettbewerbe oder ähnliches an Schulen (zum Beispiel in Belgien) können zur 

Sensibilisierung beitragen. Langfristige, nationale Programme und Strukturen sind je-

doch hier als maßgeblich einzustufen im Vergleich zu kurzfristigen, einmaligen Projek-

ten.  

 Auch Veranstaltungen der Polizei mit beispielsweise religiösen Communities, um für 

das Thema Homo- und Transfeindlichkeit zu sensibilisieren, können eine Möglichkeit 

sein, Bewusstsein zu schaffen. Die Polizei in Dänemark unternimmt beispielsweise sol-

che Informations- und Sensibilisierungsveranstaltungen. 

 Die Arbeit gegen Homo- und Transfeindlichkeit sollte auch an regulären Bildungsein-

richtungen und in Ausbildungsstätten stattfinden. Insbesondere auf die Curricula der 

Schulen sollte über die Innenministerkonferenz durch die Bundesregierung eingewirkt 

werden. Ursachen von Hasskriminalität in der Gesellschaft sollten durch geschlechts-

sensible beziehungsweise geschlechterreflektierende Pädagogik früh bekämpft wer-

den.  
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9 Fazit 

Die Ergebnisse zeigen, dass es in Deutschland zum einen rechtlicher und insbesondere straf-

rechtlicher Änderungen bedarf, um Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen effektiver zu 

bekämpfen. Zum anderen müssen nicht-rechtliche Maßnahmen, zum Beispiel bei der Arbeit 

und Ausbildung der Polizei, der Justiz und Opferhilfe, umgesetzt werden. Diese Maßnahmen 

berühren Zuständigkeiten des Bundes sowie der Länder, was die Notwendigkeit eines natio-

nalen Aktionsplans unterstreicht, um politische Maßnahmen und Initiativen auf verschiedenen 

staatlichen Ebenen zu koordinieren. 

9.1 Gesetzliche Änderungsbedarfe  

 Der Großteil der berücksichtigten zivilgesellschaftlichen und politischen Forderungen 

weist eindringlich auf die Aufnahme von homo- und transfeindlichen Motiven (sexuelle 

Orientierung, Geschlechtsidentität, Geschlechtsmerkmale) in den Grundsätzen der 

Strafzumessung (§ 46 Abs. 2 Satz 2 StGB) und im Gesetzestext zu Volksverhetzung 

(§ 130 StGB) hin. 

 Weitere Forderungen zum rechtlichen Schutz von LGBTIQ*-Personen beziehen sich 

auf die Ausweitung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes auf staatliches 

Handeln und damit auch auf diskriminierendes Verhalten der Polizei.  

 Darüber hinaus wird die Erweiterung von Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz um Ge-

schlechtsidentität und sexuelle Orientierung für eine verfassungsrechtliche Absiche-

rung gegen Diskriminierung und Hasskriminalität als Forderung genannt. 

9.2 Zur Notwendigkeit eines nationalen Aktionsplans 

Für die politische Umsetzung sind zudem auch nicht-gesetzgeberische Maßnahmen in den 

Blick zu nehmen. Diese berühren insbesondere auch die Kompetenzen der Länder (Polizei 

und Justiz, Opferschutz, Bildung), weshalb eine Einflussnahme der Bundesregierung bei-

spielsweise über die Innenministerkonferenz von besonderer Bedeutung ist, um Fortschritte 

für LGBTIQ*-Personen in ganz Deutschland zu erzielen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a, 

LSVD 2021). Die in der 215. Sitzung der Innenministerkonferenz vom 1.–3. Dezember 2021 

erstmalige Behandlung des Themas Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen ist hier ein 

wichtiger Schritt. Auch hinsichtlich der Finanzierung von Maßnahmen, wie beispielsweise 

bundesweiten Präventionsprojekten wie „Demokratie leben!“, ist die Verantwortlichkeit auf 

Bundesebene gegeben. Zusätzlich könnte die Bundesregierung verstärkt im Opferschutz ak-

tiv werden, wie das zunehmende Engagement im Bereich Gewalt gegen Frauen im Sinne der 

Istanbul-Konvention in den letzten Jahren (beispielsweise das Hilfetelefon Gewalt gegen 

Frauen) zeigt. Ein ähnliches Engagement ist entsprechend auch für den Bereich Gewalt gegen 

LGBTIQ*-Personen zu fördern.  
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Der Nationale Aktionsplan gegen Rassismus hatte 2017 bereits Homo- und Transfeindlichkeit 

als Themen aufgenommen, doch blieb in seiner Wirkung für die Situation von LGBTIQ*-Per-

sonen hinter den Erwartungen zurück. Entsprechend ist ein Nationaler Aktionsplan gegen 

Homo- und Transfeindlichkeit, der einen Schwerpunkt auf Gewalt gegen LGBTIQ*-Perso-

nen setzt, ein wichtiger nötiger Schritt (siehe unter anderem DIE LINKE 2021, FDP 2021, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021, LSVD 2021, Der Paritätische 2021, SPD 2021).  

 Dieser sollte, wie von Politik und Zivilgesellschaft eingefordert, ein Bund-Länder-Pro-

gramm gegen Gewalt enthalten, damit trotz geteilter Verantwortlichkeiten zwischen 

Bund und Ländern Fortschritte in diesem Bereich erzielt werden (siehe unter anderem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019, 2021a, LSVD 2021, LSVD et al. 2017).  

 Um den nationalen Aktionsplan aufzusetzen, sollte eine Expert*innen-Kommission 

durch die Bundesregierung eingesetzt werden, die neben einer systematischen Be-

standsaufnahme aller Erscheinungsformen von LGBTI-Feindlichkeit und damit verbun-

dener Hasskriminalität, Empfehlungen für einen nationalen Aktionsplan entwickelt 

(siehe unter anderem LSVD 2021, Der Paritätische 2021, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

2021b). Bei der 215. Innenministerkonferenz wurde sich der Forderung nach einer un-

abhängigen Fachkommission angeschlossen. Diese soll einen ersten Bericht mit kon-

kreten Handlungsempfehlungen für die nächste Innenministerkonferenz im Herbst 

2022 vorlegen.121  

 Weiter sollten auch internationale Strategien wie die LGBTIQ-Gleichstellungsstrate-

gie 2020–2025 der Europäischen Union implementiert und unterstützt werden (siehe 

unter anderem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a). 
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10 Ausblick: Vorhaben der Bundesregierung unter Olaf 

Scholz (2021–2025) 

Im Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten aus November 2021 wurde festge-

halten: „Um Queerfeindlichkeit entgegenzuwirken, erarbeiten wir einen ressortübergreifen-

den Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher 

Vielfalt und setzen ihn finanziell unterlegt um. Darin unterstützen wir u. a. die Länder bei der 

Aufklärung an Schulen und in der Jugendarbeit, fördern Angebote für ältere LSBTI und bringen 

in der Arbeitswelt das Diversity Management voran, insbesondere im Mittelstand und im öf-

fentlichen Dienst“ (SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN/FDP 2021: 119).  

Weitere Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag zu Hass und Gewalt gegen LGBTIQ*-Perso-

nen sind:  

 Rechtliche Regelungen zu Hasskriminalität: „Geschlechtsspezifische und homose-

xuellenfeindliche Beweggründe werden wir in den Katalog der Strafzumessung des 

§ 46 Abs. 2 StGB explizit aufnehmen“ (ebd.: 119) (vgl. Kapitel 5). 

 Erfassung von Hasskriminalität: „Wir verbessern die Erfassung der politisch moti-

vierten Kriminalität, z. B. in Hinblick auf frauen- und queerfeindliche Hasskriminalität“ 

(ebd.: 107). […] „Die Polizeien von Bund und Ländern sollen Hasskriminalität aufgrund 

des Geschlechts und gegen queere Menschen separat erfassen“ (ebd.: 119) (vgl. Ka-

pitel 4). 

Weiter sind unter anderem folgende Maßnahmen vorgesehen, deren Themenbereiche in die-

sem Arbeitspapier Erwähnung finden:  

 Maßnahmen bei der Polizei: „Bürgernähe und eine transparente Fehlerkultur werden 

wir stärken, indem wir die Aus- und Fortbildung bei der Polizei weiterentwickeln und 

noch intensiver die Grundsätze der freiheitlich demokratischen Grundordnung, insbe-

sondere der Grund- und Menschenrechte, vermitteln“ (ebd. 104) (vgl. Kapitel 6).  

 Unabhängige*r Polizeibeauftragte*r: „Wir führen eine unabhängige Polizeibeauf-

tragte bzw. einen unabhängigen Polizeibeauftragten für die Polizeien des Bundes als 

Anlaufstelle beim Deutschen Bundestag mit Akteneinsichts- und Zutrittsrechten ein“ 

(ebd.) (vgl. Kapitel 6). 

 Bedarfsgerechte Unterstützung und Zufluchtsräume zum Schutz vor Gewalt: „Wir 

berücksichtigen die Bedarfe vulnerabler Gruppen wie Frauen mit Behinderung oder 

geflüchteter Frauen sowie queerer Menschen (ebd.: 115) (vgl. Kapitel 6). 

 Erweiterung des Diskriminierungsschutzes: Artikel 3 des Grundgesetzes soll „um 

ein Verbot der Diskriminierung wegen sexueller Identität“155 (ebd.: 121) ergänzt werden 

(vgl. Kapitel 5). 

                                                

155
 „Geschlechtliche Identität“ wurde nicht aufgenommen. Mit sexueller Identität werden trans- und inter-Personen nicht einge-

schlossen.  
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 Stärkung der Antidiskriminierungsstelle: „Wir stellen die Unabhängigkeit der Anti-

diskriminierungsstelle des Bundes sicher, statten sie angemessen mit Personal und 

Budget aus und stärken ihre Kompetenzen. […] Das Allgemeine Gleichbehandlungs-

gesetz (AGG) werden wir evaluieren, Schutzlücken schließen, den Rechtsschutz ver-

bessern und den Anwendungsbereich ausweiten“ (ebd.) (vgl. Kapitel 5 und Kapitel 8). 

 Studien zu gruppenbezogener Diskriminierung durch Institutionen des Staates: 

„[…] Wir wollen entsprechende Studien fördern“ (ebd.) (vgl. Kapitel 3). 

Auf europapolitischer Ebene wird darüber hinaus folgende Maßnahme unterstützt: 

 EU-Recht gegen Diskriminierung: „Rechtsakte der EU, die gegen Diskriminierung 

aufgrund von Rassismus gelten, müssen künftig auch Homophobie und andere Diskri-

minierung umfassen“ (ebd., 120). 

 

Bereits vor dem Koalitionsvertrag gab es große Übereinstimmungen zwischen den drei Par-

teien Sozialdemokratische Partei Deutschlands, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Freien 

Demokratischen Partei mit Blick auf die Förderung der Rechte von LGBTIQ*-Personen, wie 

die Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl und Wahlprüfsteine unterschiedlicher 

LGBTIQ*-Organisationen zeigten. Der Koalitionsvertrag bringt das zum Ausdruck. Insbeson-

dere mit den Vorhaben der Aufnahme „sexueller Identität“ in den Gleichbehandlungsar-

tikel des Grundgesetzes und der Aufnahme von „geschlechtsspezifischen und homose-

xuellenfeindlichen Beweggründen“ in den Katalog der Strafzumessung, um härtere Stra-

fen für homo- und transfeindliche Hasskriminalität zu erreichen, wurden zentrale Forderungen 

der Zivilgesellschaft und politischer Parteien in den Koalitionsvertrag aufgenommen.  

Vertreter*innen der LGBTIQ*-Community, unter anderem der Lesben- und Schwulenverband 

e. V., äußerten sich positiv zum Koalitionsvertrag: Er enthalte zentrale Vorhaben mit vielver-

sprechender Signalwirkung für eine spürbare Verbesserung der Rechte von LGBTI-Perso-

nen.156  

Angesichts des großen Problemdrucks hinsichtlich Hass und Gewalt gegen LGBTIQ*-Perso-

nen, der auch im Rahmen dieses Arbeitspapiers identifiziert wurde, sind die Vorhaben der 

Regierung ein gutes Zeichen. Ein besserer Diskriminierungsschutz und wirksame Maßnahmen 

gegen Hass und Hetze sollten entsprechend schnell angegangen werden und die Regierungs-

vorhaben aus dem Koalitionsvertrag konkret ausgestaltet und umgesetzt werden. Dabei sollte 

immer die LGBTIQ*-Community sowie Expert*innen aus entsprechenden Verbänden und wei-

teren Selbstvertretungen eingebunden werden. Hier besteht bereits vielfältige Expertise, die 

genutzt werden sollte.  

                                                

156
 https://www.lsvd.de/de/ct/6305-Vielversprechender-Koalitionsvertrag-Queerpolitischer-Aufbruch-kommt  

https://www.lsvd.de/de/ct/6305-Vielversprechender-Koalitionsvertrag-Queerpolitischer-Aufbruch-kommt
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 Verfasst in verschiedenen Konsultations- und Abstimmungsprozessen im Rah-
men des Netzes gegen Rassismus und eines Netzwerks von LSBTIQ*-Organi-
sationen, das seit Ende 2015 durch den Lesben- und Schwulenverband, der 
Bundesvereinigung Trans* und das Jugendnetzwerk Lambda koordiniert 
wurde. Das Forum Menschenrechte unterstützt diesen Beitrag. 
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II. Forderungen im Wortlaut 

a. Erweiterung des Forschungsstandes und Schließen von Forschungslücken 

zu Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „Forschung über Ausmaß, Erscheinungsfor-

men und Ursachen von LSBTI-Feindlichkeit und über den Umgang von Sicherheitsbe-

hörden und Justiz mit diesen Ausprägungen von Hasskriminalität verstärkt zu fördern;“ 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 „Die bislang nur marginal staatlich unterstützte Forschung über Ausmaß, Erschei-

nungsformen und Ursachen von LSBTI-Feindlichkeit muss verstärkt gefördert und in-

tersektional aufgestellt werden, um unter Hinzuziehung von Expert*innen in eigener 

Sache Gegenstrategien optimieren zu können.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) 

Deutsches Institut für Menschenrechte 

 „Forschung zu Ausmaß und Ursachen solcher Gewalttaten sowie zu den Ursachen 

des Underreporting der Taten durch die Betroffenen stellen einen wichtigen Baustein 

dar, um das Dunkelfeld zu verringern und Maßnahmen zur Erhöhung der Anzeigebe-

reitschaft treffen zu können.“ (DIMR 2019) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.:  

 „Die eklatanten Forschungslücken in Deutschland in Hinblick auf LSBTIQ*-feind-

liche Hasskriminalität müssen angegangen und entsprechende Untersuchungen 

in Auftrag gegeben werden, u.a. um empirische Daten über Ausmaß und Erschei-

nungsformen sowie belastbare Erkenntnisse über den Umgang von Polizei und Justiz 

mit diesen Ausprägungen von Hasskriminalität zu erlangen.“ (LSVD et al. 2017) 

 „Bund-Länder-Programm auflegen: Bestandteil dieses Aktionsplans muss ein Bund-

Länder-Programm gegen LSBTI-feindliche Gewalt sein. Die eklatanten Forschungslü-

cken im Hinblick auf LSBTI-feindliche Hasskriminalität müssen endlich angegangen 

werden. Es braucht mehr empirische Daten über Ausmaß, Erscheinungsformen und 

Hintergründe sowie Erkenntnisse über den Umgang von Sicherheitsbehörden und 

Justiz mit diesen Ausprägungen von Hasskriminalität.“ (LSVD 2021) 

DIE LINKE: 

 „Zur Erforschung intersektionaler Diskriminierungsformen und geschlechtsspezifischer 

Gewalt gegen LSBTIQA* wollen wir Studien öffentlich beauftragen und finanzieren.“ 

(DIE LINKE 2021: 108) 
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b. Verbesserung der Erfassung von und der Berichterstattung zu Hasskrimina-

lität gegen LGBTIQ*-Personen 

i. Erweiterung der polizeilichen Erfassungsmethodik  

DIE LINKE:  

 „Diskriminierungen und gewalttätige Übergriffe gehören für queere Menschen weiter-

hin zum Alltag. Die offizielle Kriminalstatistik bildet nur einen Bruchteil davon ab. (…) 

Hasskriminalität gegen queere Menschen, Communities oder ihre Unterstützer*innen 

muss bundesweit erfasst und strafrechtlich verfolgt werden.“ (DIE LINKE 2021: 108) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.:  

 „Bessere Erfassungsmethoden: Notwendig ist eine Reform der polizeilichen Er-

fassungsmethoden, damit ein realitätsgerechtes Lagebild über LSBTI-feindliche 

Hasskriminalität entsteht. Nur ein Bruchteil LSBTI-feindlicher Hasskriminalität wird an-

gemessen registriert und klassifiziert. Die bisherige Erfassung unter „Politisch moti-

vierte Kriminalität“ greift methodisch zu kurz und verstellt häufig den Blick. Zweifels-

ohne gehören Homophobie und Transfeindlichkeit zum Kernbestand menschenfeindli-

cher Ideologien wie Rechtsextremismus oder Islamismus. Hasskriminalität geschieht 

aber weit über den Bereich des politischen Extremismus hinaus. Beides ist in den Blick 

zu nehmen.“ (LSVD 2021) 

 „Viele Fälle werden bei der Polizei nicht richtig als PMK-Hasskriminalität vermerkt, son-

dern „nur“ als Allgemeinkriminalität (z. B. Körperverletzung, Nötigung, Beleidigung 

etc.) klassifiziert. Das kann unterschiedliche Gründe haben, etwa fehlendes Wissen, 

mangelnde Sensibilität oder bewusste Ignoranz bis hin zu LSBTI-Feindlichkeit in der 

Polizei, sowohl bei der Aufnahme am Tatort oder bei der Anzeige. Oftmals ermittelt die 

Polizei nur den Tathergang und bemüht sich nicht, möglichen Motiven nachzugehen. 

Wenn ein*e Polizist*in vor Ort einen homo-/transphoben Hintergrund einer Straftat 

nicht (an)erkennt oder weitergibt, wird er aber in der Statistik auch nicht erfasst.“ (LSVD 

2021) 

ii. Kategorisierung von Hasskriminalität in der Statistik zu Politisch motivier-

ter Kriminalität 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 „Die vom Bundesinnenministerium seit Jahresbeginn 2020 neu eingeführte Systematik 

bei der Erfassung politisch motivierter Kriminalität (PMK) mit den getrennten Katego-

rien „Geschlecht/sexuelle Identität“ und „sexuelle Orientierung“ verklärt hingegen das 

Bild noch zusätzlich. Es ist nicht klar, wie die Unterscheidung vorzunehmen ist, da sich 

die gewählten Kategorien teilweise überschneiden (sexuelle Orientierung und Identität) 

und teilweise andere Phänomene erfassen könnten (Frauenfeindlichkeit).“ (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2021a) 
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iii. Datenberichterstattung auf Landesebene 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

  „Zudem soll sich die Bundesregierung im Rahmen der Ständigen Konferenz der In-

nenministerinnen und -minister und Innensenatoren der Länder dafür einsetzen, dass 

in allen Bundesländern mutmaßliche homophobe oder transfeindliche Hintergründe 

von Straftaten ausdrücklich in den Polizeiberichten genannt werden, wie das bereits 

seit Jahren im Land Berlin der Fall ist. Darüber hinaus muss die Datenerhebungen zu 

Häufigkeit, Formen und Folgen digitaler geschlechts- und identitätsspezifischer Gewalt 

und ihrem Zusammenhang mit anderen Formen von Gewalt verbessert werden.“ 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

Der Paritätische: 

 „Die Bundesregierung muss sich darüber hinaus im Rahmen der Ständigen Konferenz 

der Innenminister*innen und Innensenator*innen der Länder dafür einsetzen, dass in 

allen Bundesländern mutmaßliche homophobe oder transfeindliche Hintergründe von 

Straftaten ausdrücklich in den Polizeiberichten genannt werden.“ (Der Paritätische 

2021) 

Freie Demokraten: 

 „Bundes- und Länderpolizeien sollen LSBTI-feindliche Straftaten bundesweit einheit-

lich erfassen […].“ (FDP 2021: 41) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.:  

 „Mit Ausnahme von Berlin veröffentlicht kein Bundesland regelmäßig die registrierten 

Zahlen. 2021 hat Bremen beschlossen, Landesdaten zur politisch motivierten Kri-

minalität zukünftig nach dem Vorbild Berlins zu veröffentlichen und dabei queerfeind-

liche Straf- und Gewalttaten gesondert auszuweisen. (…) In Berlin werden zudem seit 

einigen Jahren mutmaßliche homophobe oder transfeindliche Hintergründe von Straf-

taten ausdrücklich in den Polizeiberichten genannt. Die Polizei in anderen Bundes-

ländern ist aufgefordert, diesem Beispiel zu folgen.“ (LSVD 2021) 

iv. Periodischer Sicherheitsbericht und Polizeiliche Kriminalstatistik  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „Hasskriminalität gegen LSBTI besser zu erfas-

sen. Dafür soll ein nach betroffenen Gruppen differenzierter Periodischer Sicher-

heitsbericht alle zwei Jahre von einem Rat von unabhängigen Sachverständigen er-

stellt werden, der die objektive und subjektive kriminalitätsbezogene Sicherheit u. a. 

von LSBTI beschreibt und Indikatoren für ein kriminalitätsbezogenes Lagebild auswer-

tet und weiterentwickelt.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 „Queerfeindliche Straftaten sollen statistisch gesondert erfasst werden […].“ (Bünd-

nis90/Die Grünen 2021: 192) 
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Lesben und Alter e. V.: 

 „Sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität werden als Merkmale z. B. in polizei-

lichen Statistiken kaum oder zu wenig erfasst.“ (Lesben und Alter 2021)158 

 Wir fordern, dass Vorurteile, Hasskriminalität und Hate Speech gegenüber Lesben aus 

den verschiedensten Gründen erfasst, untersucht und strafrechtlich verfolgt werden.“ 

(Lesben und Alter 2021)159 

Freie Demokraten: 

 „, dass regelmäßig empirische Daten über Ausmaß, Erscheinungsformen und Hinter-

gründe homo- und transfeindlich bedingter Hasskriminalität erfasst werden (und) dem 

Deutschen Bundestag regelmäßig über die erfassten empirischen Daten berichtet 

wird.“ (FDP 2021a) 

 „den im Koalitionsvertrag (vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 

19. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, Z. 6292 ff.) verankerten Periodischen 

Sicherheitsbericht endlich umzusetzen, um auch das Dunkelfeld homo- und trans-

feindlicher Hasskriminalität zu erhellen.“ (FDP 2021) 

 Die Bundesregierung soll dafür Sorge tragen, dass „homo- und transfeindliche Strafta-

ten bundesweit einheitlich und gesondert als solche in der Kriminalstatistik erfasst 

werden;“ (FDP 2021a) 

v. Nötige Maßnahmen 

Lesben- und Schwulenverband e. V.:  

 „Beamt*innen müssen zudem erst einmal wissen, dass der Delikt [sic] bei einem homo-

/transphoben Tatmotiv als Hasskriminalität und damit als PMK eingestuft und dement-

sprechend gemeldet werden muss. Hier würden die von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN vorgeschlagenen Maßnahmen im Rahmen der IMK sowie die der FDP-

Fraktion im Zuge eines Nationalen Aktionsplans gegen Homo- und Transfeindlich-

keit dafür sorgen, dass zum einen die Anzeigebereitschaft bei den Betroffenen steigt, 

und zum anderen die Erfassung und Registrierung dieser Taten in die PMK-Statistik 

verbessert wird.“ (LSVD 2021) 

 

                                                

158
 Interne Abfrage, 5. Mai 2021 

159
 Interne Abfrage, 5. Mai 2021 
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c. Verstärkung des rechtlichen Schutzes vor Hetze, Hass- und Gewaltdelikten 

i. Nennung homo- und transfeindlicher Motive im Gesetzestext 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „Im Rahmen einer schon aus systematischen 

Gründen angezeigten Neuordnung der sog. Strafzumessungstatsachen in § 46 Abs. 

2 Satz 2 StGB in geeigneter Weise auch homo-und transfeindliche Beweggründe zu 

benennen, damit diese Motive in der Praxis der polizeilichen und staatsanwaltlichen 

Ermittlungen und auch bei der Strafzumessung tatsächlich berücksichtigt werden;“ 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „§ 130 Abs. 1 Nr. 1 StGB (Volksverhetzung) 

im Zuge einer systematischen Erneuerung um die Merkmale „sexuelle Identität“ und 

„Geschlecht“ zu ergänzen (s. Lembke, Ulrike, Kollektive Rechtsmobilisierung gegen 

digitale Gewalt, Heinrich-Böll-Stiftung, Dezember 2017); das letztere soll alle Ge-

schlechter sowie Transgeschlechtlichkeit erfassen;“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

2021a) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „gemeinsam mit den Ländern in den Richtli-

nien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (Nr. 86 Abs. 2) homo-und 

transfeindliche Beweggründe der Täter explizit zu benennen, damit das öffentliche In-

teresse an der Verfolgung von Straftaten auch bei diesen Beweggründen in der Regel 

zu bejahen ist;“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands/Christlich-Sozialen Union in Bayern:  

 „Eine Erweiterung des Gesetzestextes der §§ 46, 130 StGB um die Motive Homopho-

bie und Transfeindlichkeit halten CDU und CSU für nicht erforderlich. Es ist nicht ent-

scheidend, dass die sexuelle Orientierung in § 130 StGB nicht ausdrücklich genannt 

wird, da Homosexuelle und Transgender Teile der Bevölkerung im Sinne von § 130 

Abs. 1 bzw. 2 StGB sind. Es besteht insoweit keine Strafbarkeitslücke, als der Gesetz-

geber in der Gesetzesbegründung diese Personengruppe ausdrücklich als geschützt 

wissen wollte.“ (CDU/CSU 2021) 

Der Paritätische: 

 „Ergänzungen im Strafgesetzbuch: § 46 Abs. 2 StGB (Strafzumessung / Hasskri-

minalität) und § 130 StGB (Volksverhetzung) müssen entsprechend ergänzt wer-

den. Anfeindungen aufgrund der tatsächlichen oder angenommenen sexuellen Orien-

tierung oder Geschlechtsidentität müssen in den 2015 in das Strafgesetzbuch einge-

führten und 2020 erweiterten Bestimmungen zur Hasskriminalität ausdrücklich benannt 

werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass diese Motive in der Praxis der polizeili-

chen und staatsanwaltlichen Ermittlungen und damit auch bei der Strafzumessung we-

nig Beachtung finden, solange homophobe und transfeindliche Hasskriminalität nicht 

ausdrücklich im Gesetz benannt ist.“ (Der Paritätische 2021) 
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DIE LINKE: 

 „Die Strafverfolgung von queerfeindlicher Gewalt muss stärker verfolgt und geahndet 

werden als bisher. (…) Hasskriminalität gegen queere Menschen, Communities oder 

ihre Unterstützer*innen im Internet muss strafrechtlich verfolgt werden.“ (DIE LINKE 

2021: 104) 

 „Sie [Hasskriminalität, Anm. d. Verf.] muss stärker verfolgt und geahndet werden als 

bisher - dazu gehört die Benennung queerfeindlicher Gewalt in den §§ 46 und 130 

StGB“ (DIE LINKE 2021a) 

Freie Demokraten: 

 „Homo- und transfeindliche Gewalt muss im Strafgesetzbuch genauso behandelt wer-

den wie rassistische Gewalt.“ (FDP 2021: 41) 

Ines Karl, Leiterin Zentralstelle Hasskriminalität der Staatsanwaltschaft Berlin 

 DE (Karl 2021): „§ 46 Abs. 2 Satz 2 StGB sollte in geeigneter Weise auch homo- und 

transfeindliche Beweggründe ausdrücklich benennen.“ 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „In den gesetzlichen Bestimmungen zur Hasskriminalität, die 2015 in § 46 Abs. 2 

Satz 2 StGB durch das Gesetz zur Umsetzung von Empfehlungen des NSU-Untersu-

chungsausschusses des Deutschen Bundestages eingeführt wurden, müssen aus-

drücklich auch LSBTIQ*-feindliche Motive benannt werden.“ (LSVD et al. 2017: 103) 

 „Ergänzung der Strafvorschriften zur Hasskriminalität: Die Regierungskoalition 

von CDU/CSU und SPD weigert sich hartnäckig, LSBTI-Feindlichkeit in den 2015 in 

das Strafgesetzbuch eingeführten und 2020 erweiterten Bestimmungen zur Hasskrimi-

nalität ausdrücklich zu benennen. Sie praktiziert damit selbst das homophobe und 

transfeindliche Muster der Unsichtbarmachung. Das muss umgehend korrigiert wer-

den. Denn alle Erfahrung zeigt: Solange homophobe und transfeindliche Hasskrimina-

lität nicht ausdrücklich im Gesetz benannt ist, werden diese Motive in der Praxis der 

polizeilichen und staatsanwaltlichen Ermittlungen und damit auch bei der Strafzumes-

sung wenig Beachtung finden. § 46 Abs. 2 StGB (Strafzumessung / Hasskriminalität) 

und § 130 StGB (Volksverhetzung) müssen entsprechend ergänzt werden.“ (LSVD 

2021) 

Lesbisches Aktionszentrum reloaded e. V.: 

 Die Hinzufügung transfeindlicher Beweggründe in Paragraph 46 Abs. 2 Satz 2 StGB 

wird abgelehnt. Die Ergänzung des Merkmals Geschlecht in Paragraph 130 Abs. 1 Nr. 

1 StGB soll nur zwei Geschlechter umfassen. Der Anwendungsbereich des Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetzes soll nicht auf Geschlechtsidentität ausgeweitet wer-

den. Die Ergänzung transfeindliche Beweggründe in den Richtlinien für das Straf- und 

Bußgeldverfahren wird abgelehnt. (LAZ 2021, nicht wörtlich wiedergegeben)160  

                                                

160
 Diese Organisation vertritt in der zitierten Stellungnahme transfeindliche Positionen, siehe Fußnote 82. 
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Sozialdemokratische Partei Deutschlands: 

 „Bei Hass motivierten Straftaten, zu denen wir auch Homophobie und Transfeindlich-

keit zählen, muss bei der Abwägung der Strafzumessung des § 46 Abs. 2 S. 2 StGB 

erschwerend berücksichtigen werden.“ (SPD 2021a) 

ii. Rechtsdurchsetzung bei Hass im Netz 

Amadeu Antonio Stiftung: 

  „Druck auf Vernetzungsplattformen aufbauen“ 

 „Monitoring oder Verbot entsprechender Seiten und Gruppen oder das Deplatformen 

besonders notorischer Akteure […].“ (Amadeu Antonio Stiftung 2021: 39f.) 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 DE (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019): „Aufrufen zu Hass und Gewalt gegen LSBTI 

muss mit allen rechtsstaatlichen Mitteln entgegengetreten werden und dabei muss u. 

a. gegenüber der Musikindustrie auf eine Ächtung von LSBTI-feindlichen und zu Ge-

walt aufrufenden Inhalten gedrängt werden.“  

Deutscher Juristinnenbund e. V.: 

 „Zwingend erforderlich ist eine Weiterentwicklung des Netzwerkdurchsetzungsgeset-

zes. Insbesondere muss der Anwendungsbereich erweitert werden, sodass auch Platt-

formen mit weniger als zwei Millionen registrierten Nutzer*innen umfasst werden 

ebenso wie Messengerdienste. Aus Sicht des djb sollte zudem das Erfordernis spezi-

fischer Inhalte konkretisiert werden, um eine konsequente Rechtsanwendung zu ge-

währleisten.“ (djb 2021) 

Lesben und Alter e. V.: 

 „Wir fordern, dass Vorurteile, Hasskriminalität und Hate Speech gegenüber Lesben 

aus den verschiedensten Gründen erfasst, untersucht und strafrechtlich verfolgt wer-

den.“ (Lesben und Alter DE 2021)161 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Geltendes Recht muss konsequent gegen strafbare Inhalte im Internet angewandt 

werden.  

 Wir fordern hierfür mehr staatliches Engagement durch gute Ausstattung von 

Polizei und Justiz. 

 Auch müssen die Anbieter stärker in die Pflicht genommen werden hinsichtlich 

zeitnaher Löschung rechtswidriger Inhalte und verbesserter Auskunfts-

pflichten gegenüber den Behörden.“ (LSVD 2019) 

                                                

161
 Interne Abfrage, 5. Mai.2021 
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iii. Schutzlücken im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und Stärkung der 

Antidiskriminierungsstelle 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „den Anwendungsbereich des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes auszubauen und den Rechtsschutz wirksamer auszu-

gestalten sowie die Antidiskriminierungsstelle des Bundes strukturell und finanziell 

aufzuwerten (s. Bundestagsdrucksachen 18/9055 und 19/24431);“162 (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2021a) 

DIE LINKE: 

 „(…). Um dieses erweiterte Grundrecht zu garantieren, braucht es Antidiskriminie-

rungsstellen und ein Verbandsklagerecht im Allgemeinen Gleichbehandlungsge-

setz (AGG). (…) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll finanziell so ausgestat-

tet werden, dass sie Beratungsangebote zielgruppengerecht, mehrsprachig und barri-

erefrei in die Arbeitswelt hineintragen kann. Wir wollen den Diskriminierungsschutz für 

trans* und intergeschlechtliche Personen stärken.“ (DIE LINKE 2021: 108) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Wirksamer Diskriminierungsschutz: Der Diskriminierungsschutz im Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) muss ausgebaut und wirksamer gestaltet werden. So 

muss auch staatliches Handeln umfassend in den Anwendungsbereich des AGG ein-

bezogen werden. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) muss in ihren Be-

fugnissen, ihrer unabhängigen Stellung und ihrer finanziellen Ausstattung gestärkt wer-

den, damit sie effektiv Anfeindungen entgegentreten und vor allem vorbeugen kann. 

Zahlreiche Ausnahmeregelungen im AGG müssen beseitigt und ein echtes Verbands-

klagerecht für Antidiskriminierungsverbände eingeführt werden.“ (LSVD 2021) 

Lesbisches Aktionszentrum reloaded e. V.: 

 Der Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes soll nicht auf 

Geschlechtsidentität ausgeweitet werden (LAZ 2021).163 

  

                                                

162
 „Unter anderem sollen bestehende Schutzlücken im privaten und öffentlichen Bereich geschlossen werden, unter anderem 

mit einem umfassenden Verbandsklagerecht, verlängerten Klagefristen und durch die Streichung der wohnungsrechtlichen Aus-

nahmetatbestände, damit gegen Diskriminierungen strukturell und nachhaltig vorgegangen werden kann“ (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN 2020a). 

163
 Diese Organisation vertritt in der zitierten Stellungnahme transfeindliche Positionen, siehe Fußnote 82. 
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iv. Erweiterung von Artikel 3 des Grundgesetzes 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 „Die immer noch bestehende Aussparung von sexueller Identität in Artikel 3 Absatz 3 

des Grundgesetzes schreibt bis heute einen der zentralen Mechanismen von Homo- 

und Transfeindlichkeit fort: das Unsichtbarmachen von LSBTI und das Bagatellisieren 

der gegen sie gerichteten Diskriminierungen. Fundamentale Normen des Zusammen-

lebens wie das Diskriminierungsverbot müssen sich hingegen in der Verfassung expli-

zit wiederfinden und für alle Menschen sichtbar sein.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

2019) 

DIE LINKE: 

 „Wir wollen den Schutz vor Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität, 

sexuellen Orientierung und Lebensweise in Artikel 3 des Grundgesetzes aufneh-

men.“ (DIE LINKE 2021: 108) 

Freie Demokraten: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „sich bei den Landesregierungen für eine Er-

gänzung des Artikels 3 Absatz 3 des Grundgesetzes um das Merkmal der sexuellen 

Identität einzusetzen, um den Schutz vor Diskriminierung dauerhaft verfassungsrecht-

lich abzusichern.“ (FDP 2021a) 

Ines Karl, Leiterin Zentralstelle Hasskriminalität der Staatsanwaltschaft Berlin 

 „Das Merkmal der geschlechtlichen und sexuellen Identität sollte in den spezifischen 

Diskriminierungsschutz des Artikel 3 Abs. 3 GG aufgenommen werden.“ (Karl 2021) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Grundgesetz ergänzen: Gerade in einer Zeit, in der Hass und Hetze wieder deutlich 

lautstärker geworden sind, braucht es eine klare verfassungsrechtliche Absicherung, 

dass staatliche Ausgrenzung, Unterdrückung und Verfolgung in Deutschland nie wie-

derkehren können. Deshalb muss Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes endlich um 

ein ausdrückliches Verbot der Diskriminierung wegen der sexuellen Identität ergänzt 

werden, auch als Handlungsauftrag gegen LSBTI-Feindlichkeit.“ (LSVD 2021) 

d. Ausweitung und Verbesserung der Maßnahmen in Polizei, Justiz und Opfer-

schutz  

i. Kapazitätsaufbau bei Polizei und Justiz 

Amadeu Antonio Stiftung: 

 „In Polizeidienststellen eine*n Beauftragte*n für Hassrede im Internet“ 

 „Weiterbildungen zu Hassrede im Internet und Schulungen von Strafverfolgungsbehör-

den“ 
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 „zentrale Ermittlungsstellen für Hassrede bei Staatsanwaltschaften (Amadeu Antonio 

Stiftung 2021: 42) 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 „In Zusammenarbeit mit den Bundesländern soll ein Bund-Länder-Programm gegen 

LSBTI-feindliche Gewalt auf den Weg gebracht werden, das zielgenau Maßnahmen 

zur (…) Aus- und Fortbildung bei Polizei und Justiz, die Bestellung von Ansprechper-

sonen für die Belange von LSBTI in der Polizei mit sachgerechter Ausstattung, Aufga-

benstellung und Befugnissen fördert.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „sich im Rahmen der IMK dafür einzusetzen, 

dass bei den Ländern und Kommunen deutlich mehr Polizeibehörden und Staatsan-

waltschaften mit Ansprechpersonen für LSBTI bestellt werden und sachgerechte Aus-

stattung, technischen Fähigkeiten, Aufgabenstellung und Befugnisse den Anforderun-

gen entsprechen.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „in Zusammenarbeit mit den Bundesländern die 

Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für Polizei und Justiz zur weiteren Sensibilisie-

rung von Polizeibeamt*innen, Richter*innen, Staatsanwält*innen sowie Mitarbeitenden 

im Justizvollzug im Umgang mit LSBTI weiterzuentwickeln.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN 2021a) 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands/Christlich-Sozialen Union in Bayern:  

 „CDU und CSU befürworten einen Aktionsplan gegen Hassgewalt, u. a. auch zur 

Sensibilisierung der Ermittlungsbehörden und zur Aufklärung und Bekämpfung von 

Hassrede („hate speech“).“ (CDU/CSU 2021) 

Deutsches Institut für Menschenrechte: 

 „Auch zur wirksamen Bekämpfung von vorurteilsmotivierter Kriminalität gegen LSBTI 

braucht es neben den Strafgesetzen auch eine entsprechende Ausbildung und Sen-

sibilisierung von Strafverfolgungsbehörden, die Änderung von Dienstvorschriften, 

die Etablierung von zugänglichen Anlaufstellen für die Opfer in Polizei und Staatsan-

waltschaft sowie spezialisierte nichtstaatliche Opferberatungsstellen.“ (DIMR 2019) 

DIE LINKE: 

 „Die Rechte und besonderen Belange von trans* und intergeschlechtlichen Personen 

müssen auch im Strafvollzug und bei polizeilicher Durchsuchung gewahrt bleiben.“ 

(DIE LINKE 2021: 109) 

Freie Demokraten: 

 Die Bundesregierung soll dafür Sorge tragen, dass „Sicherheitsbehörden und polizeili-

che Ermittlungsdienste sowie Richterinnen und Richter und Beamte der Justiz im Rah-

men von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen bundesweit für die Erkennung und Ver-

folgung homo- und transfeindlicher Gewalt sensibilisiert werden;“ (FDP 2021a) 
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 Die Bundesregierung soll dafür Sorge tragen, dass „bei Bundespolizei und Länderpo-

lizeien sowie bei Staatsanwaltschaften eigene LSBTI-Ansprechpersonen benannt 

werden;“ (FDP 2021a) 

Ines Karl, Leiterin Zentralstelle Hasskriminalität der Staatsanwaltschaft Berlin: 

 „Es wäre denkbar, die Benennung von Ansprechpersonen bei den Staatsanwaltschaf-

ten und deren Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren in den Ländern in 

der RiStBV zu regeln, inhaltlich anknüpfend an Nr. 86 Abs. 2 RiStBV. Zudem wäre eine 

Klarstellung zum dazu erforderlichen Datenaustausch in§§ 474 StPO hilfreich.“ (Karl 

2021) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „In Zusammenarbeit mit den Bundesländern muss ein Bund-Länder-Programm ge-

gen LSBTIQ*-feindliche Gewalt auf den Weg gebracht werden, das ein realitätsge-

naueres polizeiliches Lagebild über LSTBIQ*-feindliche Gewalt in Deutschland ermög-

licht und zielgenaue Maßnahmen zur Prävention, Aus- und Fortbildung bei Polizei und 

Justiz, die Bestellung von Ansprechpersonen für die Belange von LSBTIQ* in der Po-

lizei mit sachgerechter Ausstattung, Aufgabenstellung und Befugnissen, die Schaffung 

unabhängiger Beschwerdestellen sowie Maßnahmen für eine zielgruppensensible Op-

ferhilfe umfasst.“ (LSVD et al. 2017: 103) 

 „Im Bereich der Polizei ist es von zentraler Bedeutung, die Diskurs- und Kritikfähigkeit 

(Fehlerkultur) zu stärken. Bundes- und Landespolizeien sollten für eine vorurteils- und 

diskriminierungsfreie Polizeiarbeit zusätzliche Ausbildung und Coachings erhalten, 

wie dies in den Empfehlungen des NSU Untersuchungsausschusses vorgeschlagen 

wurde.“ (LSVD et al. 2017) 

 „Auf Bundes- und Landesebene müssen unabhängige Beschwerdestellen zur Un-

tersuchung von polizeilichem Fehlverhalten eingerichtet werden. Sie sollten sich am 

britischen Vorbild orientieren und ein Mandat zur Untersuchung solcher Vorfälle erhal-

ten.“ (LSVD et al. 2017) 

 „Bestandteil dieses Aktionsplans muss ein Bund-Länder-Programm gegen LSBTI-

feindliche Gewalt sein. (…) Ebenso braucht es zielgenaue Konzepte zur Prävention, 

zur Aus- und Fortbildung von Polizei und Justiz […].“ (LSVD 2021) 

 „Es müssen in deutlich mehr Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften Ansprech-

personen für LSBTI bestellt werden, wie dies in einigen Städten längst erfolgreich 

praktiziert wird.“ (LSVD 2021) 

MANEO – Das schwule Anti-Gewalt-Projekt in Berlin: 

 „Die Einrichtung von LSBT*-Ansprechpersonen bei den Strafverfolgungsbehörden 

und die kontinuierliche staatliche Förderung von zielgruppenspezifischen professi-

onellen LSBT*-AGPs unterstreichen die Entschlossenheit des Staates, Diskriminie-

rung und Hasskriminalität gegen LSBT* zu bekämpfen und den Opfern zu helfen. In 

allen Bundesländern müssen Maßnahmenpläne auf Seiten der Regierung entstehen, 
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mit denen einerseits die Einsetzung von LSBT*- Ansprechpersonen bei den Straf-

verfolgungsbehörden gefördert wird, andererseits LSBT*-Anti-Gewalt-Projekte in 

ihrer professionellen, zielgruppenspezifischen Opferhilfearbeit, Dokumentationsarbeit 

und Gewalt- und Kriminalpräventionsarbeit gefördert und von der Verwaltung gefördert 

und unterstützt werden. Auf die Erfahrungen langjähriger Einrichtungen muss aufge-

baut, ihre Expertisen einbezogen werden. In allen Landespolizeischulen sollten Ta-

gesseminare, die Wissen über sexuelle und geschlechtliche Vielfalt vermitteln, zu ei-

nem festen Bestandteil der Ausbildung von Polizeischüler*innen gehören.“ (MANEO 

2021) 

ii. Zielgruppensensible Opferhilfe 

Bundesverband Trans* e. V.: 

 „Wir fordern aus Trans*-Perspektive die Inklusion in nationale Gewaltpräventionspro-

gramme (z.B. gegen Frauen) und –einrichtungen.“ (BVT* 2019) 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „in Zusammenarbeit mit den Bundesländern 

und Kommunen Schutzkonzepte, einschließlich von Zufluchtsräumen, insbesondere 

für LSBTI-Jugendliche, zu entwickeln, die zudem auch den speziellen Bedürfnissen 

von Erkrankten, Behinderten und LSBTI of Color Rechnung tragen. Dabei müssen 

Schule und Jugendhilfe stärker für die Bedrohungen von LSBTI durch häusliche Gewalt 

in Familien sensibilisiert werden;“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „sich (im Rahmen der IMK) dafür einsetzen, 

dass in allen Bundesländern wirksame Schutzkonzepte für Aufnahmeeinrichtungen 

und Gemeinschaftsunterkünfte für LSBTI- Geflüchtete implementiert werden.“ 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „in Zusammenarbeit mit den Bundesländern 

Opferhilfe-Einrichtungen, Beratungsstellen, Notruftelefone für LSBTI auszubauen und 

die Qualifizierung ihrer Mitarbeiter*innen sowie die materielle Ausstattung der Einrich-

tungen auch in Hinblick auf digitale Beleidigungen, Bedrohungen und Verhetzungen 

sowie ihren Zusammenhang mit anderen Formen von Gewalt gegen LSBTI verstärkt 

zu fördern und dabei im Bereich IT-Sicherheit sowie bei der Vernetzung untereinander 

zu fördern;“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021a) 

 „Zudem müssen intersektionale Schutzkonzepte und Zufluchtsräume, insbesondere 

auch für trans- und intergeschlechtliche Menschen, entwickelt werden, die zudem auch 

den speziellen Bedürfnissen von erkrankten, behinderten und LSBTI of Color Rech-

nung tragen.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands/Christlich-Sozialen Union in Bayern:  

 „Wir wollen Einrichtungen und Projekte fördern und stärken, die sich Hassgewalt ent-

schieden entgegenstellen und durch Beratung, Aufklärung und Opferhilfe einen Beitrag 

im Kampf gegen Diskriminierung leisten.“ (CDU/CSU 2021) 
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DIE LINKE: 

 „DIE LINKE setzt sich für die umfassende Unterstützung von (…) Organisationen ein, 

die sich mit der Hilfe für Gewaltopfer beschäftigen.“ (DIE LINKE 2021: 108) 

Freie Demokraten: 

 Die Bundesregierung muss dafür Sorge tragen, „dass bundesweit das Beratungs- und 

Selbsthilfeangebot für Betroffene gestärkt wird;“ (FDP 2021a) 

Lesben und Alter e. V.: 

 „Bestehende Angebote wie Notrufe müssen um zielgruppenspezfische Angebote er-

weitert werden.“ (Lesben und Alter 2021)164 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Es müssen Schutzkonzepte und Zufluchtsräume speziell für trans- und interge-

schlechtliche Menschen entwickelt werden, die auch den Bedürfnissen von kranken, 

behinderten und LSBTIQ* of Color Rechnung tragen.“ (LSVD et al. 2017) 

 „Bestandteil dieses Aktionsplans muss ein Bund-Länder-Programm gegen LSBTI-

feindliche Gewalt sein. (…) Ebenso braucht es zielgenaue Konzepte zur (…) ausrei-

chenden Unterstützung von Opferhilfe-Einrichtungen.“ (LSVD 2021) 

  „Wirksame Schutzkonzepte für Aufnahmeeinrichtungen: Überall dort, wo Menschen 

von Staats wegen in besonderen Einrichtungen leben (müssen), muss der Schutz vor 

Anfeindungen und LSBTI-feindlicher Hasskriminalität gewährleistet werden. Es gibt 

zahlreiche Berichte, dass LSBTI-Geflüchtete in Aufnahmeeinrichtungen einge-

schüchtert, drangsaliert und bedroht werden. Behörden und Träger müssen alle An-

strengungen unternehmen, damit Geflüchtete keine Gewalt erfahren, weder außer- 

noch innerhalb der Unterkünfte. Hier braucht es verbindliche Gewaltschutzmaßnah-

men und Präventionskonzepte.“ (LSVD 2021) 

 „Schutz vor Gewalt in der Familie: Schule und Jugendhilfe müssen stärker für die 

Bedrohungen von LSBTI durch häusliche Gewalt in Familien sensibilisiert werden. Die 

dort Beschäftigten müssen qualifiziert sein, diese Bedrohungen zu erkennen, um die 

Betroffenen angemessen zu schützen und zu unterstützen.“ (LSVD 2021) 

 „Bei der Umsetzung des "Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und Be-

kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt" (Istanbul-Konvention) 

müssen ausdrücklich auch die Belange lesbischer, bisexueller, trans- und interge-

schlechtlicher Frauen selbstverständlicher und sichtbarer Bestandteil der Maßnahmen 

sein.“ (LSVD 2021) 

MANEO – Das schwule Anti-Gewalt-Projekt in Berlin: 

 „Ausbau der professionellen, zielgruppenspezifischen und an den Bedürfnissen der 

Betroffenen orientierten professionellen Hilfe für Opfer von Straftaten. Professionelle 

                                                

164
 Interne Abfrage, 5. Mai.2021 
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Opferhilfeberatungsstellen für LSBT* sind deutschlandweit und mit Unterstützung 

aus Bundesmitteln aufzubauen und zu fördern, da sich nach wie vor die Bundesländer 

schwertun, spezifische Opferhilfe- Beratungsangebote für LSBT* zu fördern und fach-

lich zu begleiten. Regelmäßige Vernetzungstreffen sind erforderlich. Weiterführende 

Trainings und Zusatzqualifikationen sind für neue Mitarbeiter*innen in professionellen 

zielgruppenspezifischen und fachbezogenen Opferhilfeeinrichtungen erforderlich, kon-

kret eben in der Arbeit mit Phänomenen LSBT*-feindlicher Übergriffe und spezifischen 

Gewalterfahrungen von LSBT*., um nachhaltige Strukturen und gemeinsame Stan-

dards zu schaffen. Auch hier muss auf die Erfahrungen langjähriger Einrichtungen auf-

gebaut, ihre Expertisen einbezogen werden.“ (MANEO 2021) 

iii. Zusammenarbeit mit LGBTIQ*-Organisationen 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Zusammenarbeit mit LSBTI-Organisationen: Die Behörden müssen bei der Be-

kämpfung homophober und transfeindlicher Gewalt verstärkt mit LSBTI-Organisatio-

nen zusammenarbeiten, um Vertrauen zu schaffen, Opfern angemessen zu helfen und 

damit die Anzeigebereitschaft zu steigern. Es müssen in deutlich mehr Polizeibehörden 

und Staatsanwaltschaften Ansprechpersonen für LSBTI bestellt werden, wie dies in 

einigen Städten längst erfolgreich praktiziert wird.“ (LSVD 2021) 

e. Präventionsmaßnahmen zur Bekämpfung von Hasskriminalität und Hassrede

 gegen LGBTIQ*-Personen 

Amadeu Antonio Stiftung 

 „Digital Streetwork“ ausbauen, Community-Building voranbringen (Amadeu Antonio 

Stiftung 2021: 43). 

 Kampf gegen die Ursachen in der Gesellschaft (unter anderem gendersensible Päda-

gogik/geschlechterreflektierender pädagogischer Arbeit) (Amadeu Antonio Stiftung 

2021: 39). 

Bundesverband Trans e. V.: 

 „Wir fordern aus Trans*-Perspektive die Inklusion in nationale Gewaltpräventionspro-

gramme (z. B. gegen Frauen) und –einrichtungen.“ (BVT* 2019) 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 „Um eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von LSBTI zu ermöglichen, ist 

die Stärkung der Zivilgesellschaft in der Auseinandersetzung mit LSBTI-Feindlichkeit 

und Mehrfachdiskriminierung notwendig. Dafür braucht es eine langfristige Strukturför-

derung für Verbände, die seit Jahren komplett oder zum Teil nur dank des ehrenamtli-

chen Engagements ihrer Mitglieder funktionieren. Für Selbstorganisationen von LSBTI 

sind zudem Fördermittel zum Strukturaufbau und für Empowerment-Strategien zur Ver-

fügung zu stellen.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) 
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 „Auch das Problem von Hate Speech im Internet, wo LSBTI nach Informationen und 

Solidarität suchen, muss angegangen und praktische Strategien gegen Anfeindungen 

und Missbrauch im Internet müssen entwickelt und bereitgestellt werden.“ (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 2019) 

 „In Zusammenarbeit mit den Bundesländern soll ein Bund-Länder-Programm gegen 

LSBTI-feindliche Gewalt auf den Weg gebracht werden, das zielgenau Maßnahmen 

zur (…) Prävention (…) fördert.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2019) 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert „in Zusammenarbeit mit den Bundesländern 

Konzepte zur Prävention in Bezug auf LSBTI-Feindlichkeit entwickeln und dabei in be-

stehenden Präventionsprogrammen gegen Mobbing und Gewalt auch LSBTI-feindli-

che Hasskriminalität angemessen berücksichtigen.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

2021a) 

DIE LINKE: 

 „DIE LINKE setzt sich für die umfassende Unterstützung von Präventionsprojekten 

(…) ein, die sich mit der Hilfe für Gewaltopfer beschäftigen. Die Selbsthilfe- und Auf-

klärungsprojekte der LSBTIQA*-Communities müssen unterstützt und gefördert 

werden, um die gesellschaftliche Akzeptanz zu erhöhen.“ (DIE LINKE 2021: 108) 

 „Zudem ist das Programm "Demokartie leben" auszubauen, insbesondere im Hinblick 

auf queere Projekte. Allgemein muss die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in 

allen Bereichen angegangen werden, denn häufig kommt es zu Überschneidungen 

bzw. Mehrfachdiskriminierungen. Dies sollte in einem intersektionalem Verständnis ge-

schehen.“ (DIE LINKE 2021b) 

Freie Demokraten: 

 Die Bundesregierung soll dafür Sorge tragen, dass homo- und transfeindlich motivierte 

Hasskriminalität in der Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit der Bundespolizei und 

der Länderpolizeien berücksichtigt wird.“ (FDP 2021a) 

 „Beratungs- und Selbsthilfeangebote sowie die schulische und öffentliche Aufklärung 

über sexuelle und geschlechtliche Vielfalt wollen wir stärken. Die Bundesstiftung Mag-

nus Hirschfeld, die vor zehn Jahren von den Freien Demokraten initiiert wurde, soll 

dauerhaft im Bundeshaushalt abgesichert werden.“ (FDP 2021b) 

Lesben- und Schwulenverband e. V.: 

 „Inklusion von LSBTI: In allen bestehenden Präventionsprogrammen gegen Mobbing 

und Gewalt muss auch LSBTI-feindliche Hasskriminalität angemessen berücksichtigt 

werden.“ (LSVD 2021) 

 „Bestandteil dieses Aktionsplans muss ein Bund-Länder-Programm gegen LSBTI-

feindliche Gewalt sein. (…) Ebenso braucht es zielgenaue Konzepte zur Prävention 

(…).“ (LSVD 2021) 

 „zivilgesellschaftliche Ansätze stärken, um Hassreden, Hassmusik, homo- und 

transfeindlicher Hetze in sozialen Netzwerken und auf Onlineportalen effektiv entge-

genzuwirken.“ (LSVD 2016) 
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MANEO – Das schwule Anti-Gewalt-Projekt in Berlin: 

 „Bürgerschaftliches, sozialräumliches Engagement unterstützt die Gewaltpräventions-

arbeit. Integrierte Stadtentwicklungspolitik fördert Dialog und Konfliktschlich-

tung. Ein besserer Dialog zwischen den verschiedenen Vertretern der Verwaltung un-

tereinander wie auch zwischen Vertretern aus gesellschaftlichen Bereichen muss ver-

stärkt werden. Bürgerbeteiligung als Bottom-up Initiativen sind dynamischer und 

sollte gestärkt, Top-down-Strategien vermieden werden. Hilfreich sind engagierte 

Raumpioniere, beispielsweise sozialräumlich wirkende Nicht-Regierungsorganisatio-

nen und Kiezakteure.“ (MANEO 2021) 
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